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Auf ein Wort

Prof. Dr. Elke Platz-Waury

Die Bedeutung einer zeitge-
mäßen Hochschullehre 

Forschung, Lehre und Transfer sind 
die Eckpfeiler unseres Hochschul-
systems. Besonders die Hochschul-
lehre ist in den letzten beiden Jahren 
durch die Coronapandemie unter star-
ken Druck geraten. Studierende wie 
Lehrende und auch Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mussten besondere 
Anstrengungen unternehmen, damit 
Lehre und Studium überhaupt möglich 
waren.

Ob und inwieweit die erschwerten Stu-
dienbedingungen auf die Studiernei-
gung einen Einfluss hatten, ist nicht 
eindeutig zu entscheiden. Zwar ist die 
Zahl der Studierenden 2021/2022 
 gegenüber dem Wintersemester 
2020/2021 erstmals seit vielen Jahren 
von 2.946 100 auf 2.915 700 Studie-
rende geringfügig um 1 Prozent gesun-
ken, wovon die Universitäten stärker 
betroffen wurden als die Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften: Mit 
1.722 000 hatten sie im Wintersemes-
ter 1,8 % weniger Studierende, wäh-
rend an den Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften ihre Zahl um 
0,2 % auf 1.096 400 leicht anstieg. 
Allerdings entwickelte sich die Studier-
neigung gegenüber dem Vorjahr posi-
tiv, möglicherweise auf Grund einer 
wieder erhöhten Studierneigung der 
entsprechenden Altersgruppe, viel-
leicht aber auch, weil die Zahl auslän-
discher Studierenden nach der sich 
abschwächenden Corona-Pandemie 
wieder zunahm.1

Angesichts der pandemiebedingt er-
schwerten Lehr- und Studienbedin-
gungen kommt einer innovativen 
Hochschullehre eine gestiegene Be-
deutung zu. Daher hatte sich der Wis-
senschaftsrat auf seiner Frühjahrssit-
zung Anfang Mai 2022 in seinen „Emp-
fehlungen für eine zukunftsfähige Aus-
gestaltung von Studium und Lehre“ 
intensiv mit dem Hochschulstudium 
als ganzheitlichem Bildungsprozess 
befasst, an dem Studierende „als 
 gestaltende Akteure“ mitwirken. Sie 
sollen „mit dynamischen, komplexen 
Problemen umgehen können, stetig 
dazulernen, kooperieren, vernetzt 
 denken und auch ungewohnte Wege 
gehen“. Aus Sicht des wissenschafts-
politischen Beratungsgremiums von 
Bund und Ländern ist dazu ein grund-
legendes Umdenken aller Akteure er-
forderlich. Für die Vorsitzende des 
Wissenschaftsrats, Prof. Dr. Dorothea 
Wagner, braucht es „einen deutlichen 
Qualitätssprung, damit Studium und 
Lehre auf die Herausforderungen von 
morgen vorbereiten können“.2

Der von Dorothea Wagner geforderte 
„Qualitätssprung“ stellt hohe Anforde-
rungen an eine zeitgemäße Hochschul-
lehre. Dies bedeutet einerseits eine 
noch bessere Digitalisierung der Lehre 
als sie durch die Coronapandemie 
 ohnehin notwendig wurde. In den 
 Pandemiesemestern wurde aber auch 
deutlich, wie sehr Studierenden und 
Lehrenden der persönliche Austausch 
fehlte. „Zwei Lehren also – und ein Fa-
zit: Die Hochschulen der Zukunft müs-
sen das Beste aus beiden Welten kom-
binieren: Die Präsenzlehre erfährt an 
den Hochschulen eine Renaissance. 
Lehrende und Studierende wollten sich 
nicht mehr nur auf dem Bildschirm be-
gegnen – aber zugleich die digitalen 
Innovationen nutzen, um guten alten 
Seminaren einen richtigen Schub zu 
geben.“3

Nicht nur die schiere Zahl der unter 
erschwerten Bedingungen zu betreu-
enden Studierenden war eine große 
Herausforderung für die Hochschulen, 
sondern auch deren Diversität. Daher 
startete die Hochschulrektorenkonfe-
renz (HRK) gemeinsam mit dem Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) am 1. September 2022 
eine Kampagne „Vielfalt an deutschen 
Hochschulen“ mit dem Ziel, über kon-
krete Projekte und Kampagnen die 

Hochschulen bei der Weiterentwick-
lung von ganzheitlichen Diversitäts-
konzepten zu unterstützen. Für den 
Präsidenten der HRK Prof. Dr. Peter-
André Alt können die Hochschulen auf 
diese Weise „als Beispiele gelingender 
Integration und produktiver Pluralität 
dienen und so modellhaft in die Gesell-
schaft hineinwirken.4 

Zum Schluss noch ein Wort in eigener 
Sache: Die Ausgabe 4/2022 der vhw 
Mitteilungen ist die letzte von mir seit 
dem Jahr 2000 eigenverantwortlich 
betreute Stimme des Verbandes Hoch-
schule und Wissenschaft. Dies wäre 
ohne die Unterstützung nicht nur der 
Verantwortlichen im vhw, sondern 
auch wichtiger hochschulpolitischer 
Organisationen nicht möglich gewe-
sen, angefangen u. a. mit den Presse-
abteilungen von Gemeinsamer Wis-
senschaftskonferenz (GWK), Centrum 
für Hochschulentwicklung (CHE), HIS-
Institut für Hochschulentwicklung e.V. 
(HIS-HE), Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK), Deutschem Studierendenwerk 
(DSW), Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft oder Deutschem Hoch-
schulverband (DHV). Ihnen Allen 
möchte ich für ihre wertvollen Anre-
gungen danken und darum bitten, die 
zukünftig für unsere Verbandszeit-
schrift Verantwort lichen auch weiterhin 
zu unterstützen.

(EPW)

1  Statistisches Bundesamt (DeStatis): Mit über 
75.000 Studierenden liegt Nordrhein-Westfalen 
an der Spitze, gefolgt von Bayern, Baden-
Württemberg und Hessen. Pressemitteilung 

Nr. 503 vom 30. November 2022. https://www. 

destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/ 

2022/11/ PD22_503_21.html.

2  Wissenschaftsrat: „Hochschulbildung im 21. 

Jahrhundert. Wissenschaftsrat empfiehlt neue 

Rahmenbedingungen für Studium und Lehre“. 

Ergebnisse der Frühjahrssitzung des Wissen-

schaftsrats 27.-29. April 2022. https://www. 

wissenschaftsrat.de/SharedDocs/ 

Pressemitteilungen/DE/PM_2022.html.

3  Stiftung Innovation in der Hochschullehre: Das 

Magazin: „Das Beste aus zwei Welten“. S. 14-19. 

https://stiftung-hochschullehre.de/ueber-uns/das-

magazin/. 

4  Hochschulrektorenkonferenz (HRK): Pressemittei-

lung vom 1. September 2022. „HRK und BMBF 

engagieren sich gemeinsam für Vielfalt an den 

deutschen Hochschulen“. https://www.hrk.de/

presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/ 

meldung/hrk-und-bmbf-engagieren-sich- 

gemeinsam-fuer-vielfalt-an-den-deutschen- 

hochschulen-4941/.
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Vielfalt an deutschen Hochschulen

Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK) & Bundesministerium 
für Bildung und Forschung 

(BMBF)

Mit der Initiative „Vielfalt an deutschen 
Hochschulen“ soll über konkrete Pro-
jekte und Kampagnen an einzelnen 
geförderten Hochschulen sowie durch 
projektübergreifenden Dialog und Aus-
tausch auf nationaler Ebene die Diver-
sität der Hochschulen in einem ganz-
heitlichen Sinn weiter vorangebracht 
werden. Dafür ist auszuarbeiten, wel-
che Barrieren und Hürden die Hoch-
schulen auf dem Weg zu mehr Vielfalt 
und Inklusivität noch überwinden müs-
sen, welche Entwicklungspotenziale es 
zu heben gilt und wie Diversität im 
Hochschulkontext in Zukunft eine bes-
sere Förderung und Wertschätzung 
erfahren kann. Hochschulen werden 
auf jeder Ebene adressiert und als Orte 
des vielfältigen Denkens, Lernens, 
Lehrens und Forschens begriffen.1

„Diese Initiative bietet eine große 
Chance für die deutsche Hochschul-
landschaft“, so HRK-Präsident Prof. 
Dr. Peter-André Alt [am 1. September] 
in Berlin. „Die Hochschulen können als 
Beispiele gelingender Integration und 
produktiver Pluralität dienen und so 
modellhaft in die Gesellschaft hinein-
wirken. Das gelingt jedoch nur, wenn 
wir unseren Blick auf alle Kategorien 
der Diversität in einer Hochschulge-
meinschaft richten und die Wissen-
schaft selbst als im Kern plurale Form 
der Wissensproduktion verstehen.2 …

„Vielfalt wird an deutschen Hochschulen 
bereits gelebt. Jetzt ist es an der Zeit, 
diese Vielfalt noch sichtbarer zu machen 
und zu stärken. Denn plurale Hochschu-
len sind nicht nur ein Gewinn für Lehre 
und Forschung, sondern auch für ganz 

Deutschland“, so die Bundesministerin 
für Bildung und Forschung, Bettina 
Stark-Watzinger. „Die neue Initiative 
stellt eine einzigartige Möglichkeit dar, 
die Hochschulvielfalt in all ihren Facet-
ten in den Fokus zu rücken. Für uns als 
Chancenministerium hat die Förderung 
von Chancengerechtigkeit und Diversi-
tät einen hohen Stellenwert.“ … 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF): 
Pressemitteilung vom 1.9.2022 „HRK und BMBF 
engagieren sich gemeinsam für Vielfalt an den deut-
schen Hochschulen“. https://www.hrk.de/presse/
pressemitteilungen/pressemitteilung/ meldung/hrk-
und-bmbf-engagieren-sich-gemeinsam-fuer-vielfalt-
an-den-deutschen-hochschulen-4941/.

Die wichtigsten Fragen zu Hin-
tergrund und Zielsetzung:
Im Rahmen der Initiative „Vielfalt an 
deutschen Hochschulen“ werden 
 Status quo und Zielvorstellungen ad-
ressiert – zum einen über konkrete 
Projekte und Kampagnen an geförder-
ten Hochschulen, zum anderen durch 
projektübergreifenden Dialog und Aus-
tausch auf nationaler Ebene.

Ziel der Initiative ist es, die Hochschu-
len bei der Weiterentwicklung von 
ganzheitlichen Diversitätskonzepten zu 
unterstützen. Denn Vielfalt in all ihren 
Dimensionen ist Qualitätsmerkmal und 
Wettbewerbsfaktor im Wissenschafts-
system.

Mit der Initiative sollen drei Teilziele 
erreicht werden:

In-die-Breite-Tragen:
Institutionelle Entwicklungsplanung 
und interne Kommunikation. Vielfalt 
soll im institutionellen Diskurs sichtba-

rer werden. Innerhalb der Hochschulen 
soll ein wertschätzendes Bewusstsein 
für die an den Hochschulen vorhan-
dene Diversität in all ihren Ausprägun-
gen sowie auch für vorhandene „Diver-
sitätslücken“ geschaffen werden.

In-die-Tiefe-Gehen:
Zielformulierung und interner Diskurs. 
Innerhalb der Hochschulen soll ein Be-
wusstsein für – sichtbare und unsicht-
bare – Hürden und Herausforderungen 
auf dem Weg zu einer wahrhaft geleb-
ten Vielfalt geschaffen werden, die 
trotz bereits vorhandener Maßnahmen 
und Programme bestehen. Diese Hür-
den sollen gezielt adressiert werden.

Außenkommunikation:
Sichtbarkeit und Dialog. Das Bewusst-
sein für das Potenzial einer diversen 
Hochschul-Community soll sowohl in-
nerhalb der Hochschule als auch in der 
Öffentlichkeit, insbesondere im lokalen 
und regionalen Umfeld der Hoch-
schule, geschärft werden. 

In der vergangenen Dekade haben sich 
die Hochschulen zunehmend mit der 
Diversität ihrer Studierendenschaft, 
aber auch der Hochschulangehörigen 
insgesamt auseinandergesetzt. Sie ha-
ben sich auf den Weg gemacht, mit der 
innerhalb der Institution vorhandenen 
Diversität umzugehen und diese als 
Vorteil zu begreifen. Denn exzellente 
Wissenschaft und Forschung braucht 
die besten Talente in all ihrer Diversität. 
Für eine Vielzahl an Ideen braucht es 
die Vielzahl derer, die sie denken und 
entwickeln.

Zum Auftakt – „Vielfalt an deutschen Hochschulen“

HRK und BMBF engagieren sich 
gemeinsam für Vielfalt an den 
 deutschen Hochschulen 

Am 1. September 2022 startet[e] die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) die vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) geförderte Initiative „Vielfalt an deutschen Hochschulen“. Ziel der Initiative ist es, die Hoch-
schulen bei der Weiterentwicklung von ganzheitlichen Diversitätskonzepten zu unterstützen.

In der vergangenen Dekade haben sich die Hochschulen zunehmend mit der Diversität ihrer Studierendenschaft, aber 
auch der Hochschulangehörigen insgesamt auseinandergesetzt. Sie haben sich auf den Weg gemacht, mit der innerhalb 
der Institution vorhandenen Diversität umzugehen und diese als Vorteil zu begreifen. Denn exzellente Wissenschaft und 
Forschung braucht die besten Talente in all ihrer Diversität. Für eine Vielzahl an Ideen braucht es die Vielzahl derer, die 
sie denken und entwickeln.
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF): „Warum ist das Thema „Vielfalt“ relevant für die deutschen Hochschulen?“ https://www.bmbf.de/bmbf/
shareddocs/faq/vielfalt-an-hochschulen.html.
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Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF): „BMBF fördert Vielfalt an Hochschulen“. 
Bekanntmachung vom 1. September 2022. https://
www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/faq/vielfalt-an-
hochschulen.html

1  Die Ausschreibung erfolgte am 26.10.2022.  
Die Initiative unterstützt konkrete Projekte und 

Vielfalt an deutschen Hochschulen

Kampagnen und fördert den systemüber-
greifenden Dialog mit einem vorbereitenden 
Workshop und einer von BMBF und HRK 
gemeinsam  veranstalteten Abschlusskonferenz. 
Pro Hochschule kann ein Antrag eingereicht 
werden. Die Maßnahmen sollen im Winter-
semester 2023/24 umgesetzt werden. Bewer-
bungsschluss ist der 13.01.2023. Weitere 

 Informationen unter www.hrk.de/themen/ 

hochschulsystem/diversitaet.

2  Siehe auch Bundesministerium für Bildung und 

Forschung (BMBF): „BMBF fördert Vielfalt an 

Hochschulen“. Bekanntmachung vom 1. Septem-

ber 2022. https://www.bmbf.de/bmbf/ 

shareddocs/faq/vielfalt-an-hochschulen.html.

Stifterverband 
für die deutsche Wissenschaft Vielfalt gestalten
Das Audit „Vielfalt gestalten“ will Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen ermutigen, die mit der 
Diversität der Studierenden und Beschäftigten verbundenen Herausforderungen anzunehmen, und Wege aufzeigen, wie 
im Einklang mit dem jeweiligen Profil eine spezifische Diversitätsstrategie (weiter) entwickelt und umgesetzt werden kann. 

Das Audit begleitet und berät Hoch-
schulen sowie außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen dabei, 
Strukturen, Instrumente und Maßnah-
men zu konzipieren, um diverse Perso-
nengruppen in den Hochschulalltag zu 
inkludieren. Es verschränkt Elemente 
der Organisationsentwicklung mit kol-
legialer Beratung und externer Beglei-
tung. Moderierte Reflexionen und Ge-
spräche mit allen Beteiligten und po-
tenziellen Anspruchsgruppen (Leitung, 
Studierende, Beschäftigte) begleiten 
und fördern den Prozess innerhalb der 
Institution.

AUSSCHREIBUNG FÜR HOCH-
SCHULEN

Das Auditierungsverfahren erstreckt 
sich über einen Zeitraum von ca. zwei-
einhalb Jahren und besteht aus dem 
internen Auditierungsprozess und 
dem Diversity-Forum.

Der interne Auditierungsprozess dient 
der (Weiter-)Entwicklung und Imple-
mentierung einer hochschulspezifi-
schen Diversitätsstrategie. Diese sollte 
die folgenden Handlungsfelder des 
Hochschulmanagements in den Blick 
nehmen:
• Strategie und Struktur
• Studium und Lehre
• Service und Beratung
• Personalmanagement

•  Interne und externe Kommunikation 
und Partizipation

• Liegenschaften
Der interne Auditierungsprozess be-
steht aus fünf hochschulinternen 
Workshops, die von externen, unab-
hängigen und fachlich ausgewiesenen 
Auditorinnen und Auditoren moderiert 
und begleitet werden. Diese werden 
von den Hochschulen aus dem vom 
Stifterverband bereitgestellten Pool an 
Auditorinnen und Auditoren selbst aus-
gewählt.

Zu Beginn und zum Abschluss des in-
ternen Auditierungsprozesses erstellt 
die Hochschule einen Selbstreport. 
Der erste Selbstreport dokumentiert die 
Ausgangssituation der Hochschule, ins-
besondere hinsichtlich der Zusammen-
setzung der Studierendenschaft und 
ggf. der Beschäftigten sowie der bereits 
vorhandenen zielgruppenspezifischen 
und diversitätsorientierten Angebote, 
und formuliert mess- bzw. prüfbare 
 Entwicklungsziele, die im Verlauf des 
Auditierungsverfahrens erreicht werden 
sollen. Der zweite Selbstreport reflek-
tiert den Auditierungsprozess und bilan-
ziert, inwieweit die selbstgesetzten 
Qualitätsziele erreicht wurden.

Parallel zum internen Auditierungspro-
zess erfolgt im Diversity-Forum ein 
kollegialer Austausch mit den Hoch-
schulen, die sich zur selben Zeit dem 

Audit unterziehen. Die Themen, bei-
spielsweise Rekrutierungs- und Aus-
wahlverfahren, Studien- und Prüfungs-
organisation, Personalentwicklung, 
Hochschulmarketing, Change Ma-
nagement, werden mit den teilneh-
menden Hochschulen abgestimmt. 
Beim ersten Diversity Forum haben die 
Hochschulen Gelegenheit, die verfüg-
baren Auditorinnen und Auditoren ken-
nenzulernen. Erst danach entscheidet 
jede Hochschule, wer den internen 
Auditierungsprozess jeweils begleitet.

Die Teilnahme am Auditierungsverfah-
ren ist kostenpflichtig. Die Kosten (inkl. 
Mwst) sind gestaffelt nach der Größe 
der Hochschule bzw. der Anzahl der 
Studierenden. Sie betragen für Hoch-
schulen mit
•   bis zu 10.000 Studierenden: 25.000 

Euro
•  10.000 bis 25.000 Studierenden: 

30.000 Euro
•  mehr als 25.000 Studierende: 35.000 

Euro
Interessierte Hochschulen konnten 
sich bis zum 30. Juni 2022 um die 
Teilnahme am Diversity Audit Vielfalt 
gestalten mit einer Interessensbekun-
dung (ca. drei bis maximal fünf Seiten) 
formlos bewerben.

Zum erfolgreichen Abschluss des Au-
ditierungsverfahrens verleiht der Stif-
terverband das Zertifikat „Vielfalt ge-

Adressaten innerhalb der Hochschule sind sowohl lehrende und forschende Hochschulangehörige als auch die Ange-
hörigen der wissenschaftsunterstützenden Bereiche. Neben der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und dem Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) sind auch der Stifterverband und das Centrum für Hochschulentwicklung 
(CHE) Kooperationspartner.
Die von einem unabhängigen Begutachtungsgremium ausgewählten Hochschulen werden im Wintersemester 2023/2024 
eine Förderung in Höhe von 50.000 Euro bzw. 25.000 Euro zur Durchführung der von ihnen geplanten Maßnahmen er-
halten. Die Maßnahmen werden deutschlandweit im Wintersemester 2023/2024 stattfinden.
Alle geförderten Projekte werden zu einem Workshop mit dem Ziel des Erfahrungsaustauschs eingeladen. Zum Ab-
schluss werden HRK und BMBF gemeinsam eine Konferenz durchführen, bei der die Ergebnisse der einzelnen Hoch-
schulprojekte einem größeren Publikum vorgestellt werden.
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stalten“. Es ist drei Jahre lang gültig. 
Für eine Verlängerung ist eine Re-Audi-
tierung erforderlich.

AUSSCHREIBUNG FÜR 
 AUSSERUNIVERSITÄRE FOR-
SCHUNGSEINRICHTUNGEN

Das Auditierungsverfahren erstreckt 
sich über einen Zeitraum von ca. ein-
einhalb Jahren und besteht aus dem 
internen Auditierungsprozess und 
einem Peer-Forum in der jeweiligen 
Forschungsgemeinschaft. Das Verfah-
ren kann in Abhängigkeit von den je-
weiligen institutionellen Rahmenbedin-
gungen verkürzt werden.

Der interne Auditierungsprozess dient 
der (Weiter-)Entwicklung und Imple-
mentierung einer organisationsspezifi-
schen Diversity-Strategie. Diese sollte 
die folgenden Handlungsfelder berück-
sichtigen:

•  Strategie und Struktur

•  Personalmanagement

•  Service und Beratung

•  Interne und externe Kommunikation 
und Partizipation

•  IT

•  Liegenschaften 

Der interne Auditierungsprozess be-
steht aus vier organisationsinternen 
Workshops, die von fachlich ausge-
wiesenen Auditorinnen und Auditoren 
moderiert und begleitet werden. Diese 
werden von den Hochschulen aus dem 
vom Stifterverband bereitgestellten 
Pool an Auditorinnen und Auditoren 
selbst ausgewählt.

Zu Beginn und zum Abschluss des 
 internen Auditierungsprozesses erstellt 
die außeruniversitäre Forschungsein-
richtung jeweils einen Selbstreport an-
hand eines Leitfadens. Der erste Selbst-
report dokumentiert die Ausgangssitua-
tion und formuliert prüf- bzw. messbare 
Entwicklungsziele, die im Verlauf des 
Auditierungsverfahren erreicht werden 
sollen. Der zweite Selbstreport reflektiert 
den Auditierungsprozess und bilanziert, 
inwiefern die selbstgesetzten Entwick-
lungsziele erreicht wurden.

Parallel zum internen Auditierungspro-
zess erfolgt im Peer-Forum ein kollegi-
aler Austausch unter den Forschungs-
einrichtungen, die sich gleichzeitig am 
Audit beteiligen. Das Peer Forum wird 
vom Stifterverband organisiert und in-
haltlich in Abstimmung mit den teilneh-
menden Forschungseinrichtungen ge-
staltet. Die Diskussionsergebnisse und 

Impulse aus dem Forum fließen in den 
internen Auditierungsprozess zurück.

Nach Abschluss des Auditierungsver-
fahrens verleiht der Stifterverband das 
Zertifikat „Vielfalt gestalten“. Das Zerti-
fikat ist fünf Jahre gültig. Für eine Ver-
längerung ist ein Re-Audit erforderlich. 
Dieses muss spätestens binnen eines 
Jahres nach Ablauf der Gültigkeit des 
Erst-Zertifikats abgeschlossen sein.

Die Teilnahme am Auditierungsverfah-
ren ist kostenpflichtig. Die Kosten sind 
gestaffelt nach der Größe der auße-
runiversitären Einrichtungen bzw. der 
Anzahl der Beschäftigten. Sie betragen 
für Einrichtungen
•  mit bis zu 200 Beschäftigten: 20.000 

Euro
•  mit bis zu 500 Beschäftigten: 25.000 

Euro
•  mit bis zu 1000 Beschäftigten: 30.000 

Euro
•  mit mehr als 1000 Beschäftigten: 

35.000 Euro
Interessierte außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen konnten sich bis 
zum 15. Dezember 2022 um die Teil-
nahme am Diversity Audit mit einer Inte-
ressenbekundung formlos bewerben.
„Diversity Audit“. Stifterverband: https://www.stifter-
verband.org/diversity-audit.

Leibniz Gemeinschaft Kulturwandel durch Vielfalt
Diversität im Sinne vielfältiger interdisziplinärer Forschungsfragen und Herangehensweisen ist ein zentrales und beson-
deres Merkmal der Leibniz-Gemeinschaft. Um diese disziplinäre Breite zu erhalten und zu erweitern, bedarf es der 
Wertschätzung und aktiven Beteiligung von Forschenden mit unterschiedlichen Lebenshintergründen, Erfahrungen und 
Perspektiven. Seit 2015 ist die Förderung von Diversität deshalb in der Satzung der Leibniz-Gemeinschaft als überge-
ordnetes Ziel festgeschrieben. 

Das im Jahr 2018 initiierte Leibniz-
weite „Netzwerk Diversität“ treibt die 
Sensibilisierung für das Thema an den 
Instituten voran und tauscht sich in 
jährlichen Vernetzungstreffen aus. Das 
Netzwerk ist Teil des „Arbeitskreises 
Chancengleichheit und Diversität“. Es 
besteht aus Diversitäts- und Gleich-
stellungsbeauftragten, Personalverant-
wortlichen sowie Vertreterinnen und 
Vertretern verschiedener Interessen-
gruppen. Es diskutiert die für die Leib-
niz-Einrichtungen relevanten Themen-
felder von Diversität zur Verhinderung 
von Benachteiligungen und zur Schaf-
fung eines begünstigenden Arbeitsum-
felds für Kreativität und Innovation. 
Dabei schafft es eine Plattform für re-
gen Ideenaustausch und gemeinsa-
mes Arbeiten, um Handlungsoptionen 
für die Beseitigung von Barrieren zu 

generieren. Die Sprecherin für Diversi-
tät und ihre Stellvertreterin sind Mit-
glieder des Sprecherinnenrates des 
Arbeitskreises Chancengleichheit und 
Diversität.

Das Netzwerk für Inklusion und Teil-
habe in der Leibniz-Gemeinschaft 
dient der Vermittlung von Kompeten-
zen und Kenntnissen, die für die Arbeit 
der gewählten Interessenvertretungen 
(Schwerbehindertenvertretungen, Be-
triebs- und Personalräte), Inklusions-
beauftragte des Arbeitgebers und alle 
anderen Personen, die sich für Inklu-
sion und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen in der Leibniz-Gemein-
schaft einsetzen, erforderlich sind. Des 
Weiteren befördert das Netzwerk, das 
sich jährlich zweimal trifft, den Erfah-
rungs- und Ideenaustausch und die 
Kommunikation der Mitglieder bezo-

gen auf die nachhaltige Verwirklichung 
von Inklusion und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen in der Leib-
niz-Gemeinschaft. Es setzt sich für 
mehr Transparenz hinsichtlich der Situ-
ation schwerbehinderter Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ein, berät über die 
Einhaltung der rechtlichen Vorgaben 
(Bundesteilhabe- und Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz) und tauscht 
sich regelmäßig aus zu Maßnahmen für 
die erfolgreiche berufliche Inklusion 
schwerbehinderter Menschen.  Ferner 
berät das Netzwerk alle Leibniz-Ein-
richtungen zu Teilhabe und Inklusion 
behinderter Menschen in der Leibniz-
Gemeinschaft.

Leibniz Gemeinschaft: „Kulturwandel durch Vielfalt“. 
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/ueber-uns/
chancengleichheit-und-diversitaet/kulturwandel-
durch-vielfalt.
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Stifterverband* Leitlinien für eine Zukunftsstrategie – 
Innovationspolitik nach der Zeitenwende

Welche Anforderungen die neue Zukunftsstrategie erfüllen muss
Bundeskanzler Scholz hat als Reaktion auf die aktuellen dramatischen geo- und sicherheitspolitischen Entwicklungen 
eine „Zeitenwende“ angekündigt. Was bedeutet das für Wirtschaft, Wissenschaft und Politik? Auf der einen Seite ver-
ändern sich die Rahmenbedingungen und Spielregeln für Wirtschaft und Wissenschaft zurzeit massiv. Auf der anderen 
Seite verbleibt die – zunehmend dringliche – Notwendigkeit, Wirtschaft und Gesellschaft nachhaltiger und klima-
neutraler zu gestalten. Welche Konsequenzen ergeben sich daraus für eine zukunftsorientierte Forschungs- und Inno-
vationspolitik in den kommenden Jahren?

Eine Beschleunigung der Transforma-
tion ist notwendig. Das verlangt ein 
noch engagierteres Transformations-
Management – inklusive einer agilen 
Forschungs- und Innovationspolitik. Im 
Mittelpunkt stehen die Fragen: Wie 
lassen sich in Deutschland und Europa 
Nachhaltigkeit auf der einen Seite so-
wie Wettbewerbsfähigkeit und techno-
logische Souveränität auf der anderen 
Seite realisieren? Und wie kann die 
Transformation hin zu einer nachhalti-
gen, klimaneutralen Gesellschaft öko-
nomisch erfolgreich, sozial ausgewo-
gen und souverän umgesetzt werden? 
Die Bundesregierung möchte mit ihrer 
angekündigten Zukunftsstrategie Ant-
worten auf diese Fragen geben. Damit 
die Transformation gelingt, muss diese 
Zukunftsstrategie die auf dem For-
schungsgipfel 2022 formulierten zentra-
len Anforderungen für Forschung und 
Innovation erfüllen. Dazu gehören:

1.  Innovationspolitik als 
Gesellschaftspolitik ver-
stehen

Die langfristigen Nachhaltigkeitsziele, 
technologische Umbrüche und auch 
Verwerfungen aufgrund der aktuellen 
geopolitischen Krisen erfordern einen 
tiefgreifenden Strukturwandel in der 
Wirtschaft. Wir müssen daher im Den-
ken und Handeln von Staat, Wirtschaft 
und Wissenschaft Fesseln beherzt 
 lösen und mit mehr Mut und Tatkraft 
als bisher die Chancen, die sich in 
 einer solchen Umbruchsituation erge-
ben, nutzen. Um das Vertrauen in den 
Wandel zu stärken, brauchen wir eine 
moderne Innovationspolitik, die aber 
immer auch Angebote für die Men-
schen macht. Es muss deutlich 
 werden, dass Wohlstand und soziale 
Sicherheit in solchen Transformations-
prozessen nur durch Innovation und 

neue Wertschöpfungsstrukturen gesi-
chert werden können. Fragen der Inno-
vation sind daher stets auch Fragen 
der Bildung und Qualifizierung. Und 
daher ist gute Innovationspolitik immer 
auch Gesellschaftspolitik.

2.  Zukunftsstrategie ressort-
übergreifend formulieren 
und umsetzen

Eine zweite Lehre aus den vergange-
nen Jahren: Auf der Seite des Staates 
ist die zentrale Voraussetzung für den 
Erfolg einer Zukunftsstrategie, dass sie 
ressortübergreifend entwickelt und 
ressortübergreifend umgesetzt wird. 
Forschung und Innovation sind Quer-
schnittsthemen einer Bundesregie-
rung. Sie dürfen jedoch nicht länger im 
Zuständigkeits-, Budget- und Profilie-
rungswettbewerb der einzelnen Fach-
ministerien klein administriert werden. 
Vielmehr sind sie eine Gestaltungsauf-
gabe von strategisch übergeordneter 
Bedeutung und brauchen daher eine 
neue Kultur der Führung dieser Pro-
zesse, die Verlässlichkeit im Verwal-
tungshandeln mit Zielorientierung, 
 Agilität und Experimentierfreude ver-
bindet.

3.  Klare Innovationsziele und 
Missionen setzen, aber 
technologieoffen fördern

Eine Zukunftsstrategie muss klarer als 
bisher Prioritäten bei Forschungs- und 
Förderzielen benennen und den Weg 
beschreiben, wie diese Prioritäten be-
stimmt werden sollen. Wasserstoff als 
Energieträger der Zukunft, daten-
basierte und vernetzte Medizintechnik 
für ein leistungsfähiges Gesund-
heitssystem, Ernährungssicherung auf 
 Basis nachhaltiger Düngemittel – der 
Forschungsgipfel nennt Themen, die 

die Zusammenarbeit zahlreicher 
 Akteure in Wissenschaft und Wirtschaft 
erfordern. Vor rund 60 Jahren hat die 
US-amerikanische Regierung die „Mis-
sion zum Mond“ ausgerufen. Wir brau-
chen heute nicht eine, sondern zahlrei-
che Missionen, hinter denen sich alle 
Beteiligten versammeln und für die sie 
ihre Kräfte bündeln können. Die Ziele 
müssen ambitioniert und klar, die Wege 
jedoch offen sein: Der Staat kennt die 
Technologien der Zukunft nicht und er 
kann sie auch nicht vorschreiben. Sie 
ergeben sich aus dem Tun von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern 
im Forschungsprozess, nicht zuletzt in 
der Grundlagenforschung. Und die An-
wendung in konkreten Produkten und 
Prozessen können an oft unerwarteten 
Orten realisiert werden.

4.  Vorrangige Aufgabe: Wert-
schöpfungsketten unter 
 Krisenbedingungen sichern

Die technologische Souveränität 
Deutschlands und Europas ist durch 
die dynamische Entwicklung der digi-
talen Technologien in anderen Teilen 
der Welt bereits teilweise verloren ge-
gangen. Zugleich führen uns die aktu-
ellen internationalen Krisen und die 
zunehmende geopolitische Lager-
bildung unsere Abhängigkeit von 
 Ressourcen-Importen schmerzhaft vor 
Augen. Die Welt droht geopolitisch, 
technologisch und wirtschaftlich in 
eine neue Zweiteilung zu zerfallen. Eine 
missionsorientierte Zukunftsstrategie 
muss deshalb zum einen dafür Sorge 
tragen, dass Risiken für Wertschöp-
fungsketten abgefedert werden kön-
nen. Dazu gehören eine kluge Han-
delspolitik in Richtung strategischer 
Märkte und die Förderung entspre-
chender Forschungsfelder wie etwa 
die Substitutionsforschung. Zugleich 
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fordert diese neue machtpolitische 
Blockbildung jedoch auch, dass wir 
den Blick für neue Kooperationspart-
ner und -chancen in Teilen der Welt 
öffnen, die wir bisher vernachlässigt 
haben.

5.  Skalierung von Innovationen 
denken und in Europa 
ermöglichen

Deutschlands Innovationssystem ist 
erfolgreich in der Förderung inkremen-
teller Innovationen und dem Erhalt 
etablierter Industrien. Wir haben aber 
einen bereits seit langem diagnostizier-
ten Nachholbedarf bei der Skalierung 
erfolgsversprechender neuer Techno-
logien und Geschäftsmodelle bzw. 
beim Aufbau junger Industrien. Wäh-
rend in den USA, aber auch in China, 
die Skalierung neuer Technologien und 
Geschäftsmodelle über die Marktgröße 
gelingt und in China staatliche Unter-
stützungen den Aufbau junger Indus-
trien sichern, werden in  Europa selbst 
die bestehenden Möglichkeiten des 
Binnenmarktes und der öffentlichen 
Beschaffung von innovativen Produk-
ten nicht ausreichend genutzt. Eine 
Zukunftsstrategie muss deshalb stär-
ker als bisher nicht nur die Erfindungen 
(Invention), sondern auch deren Markt-
durchsetzung (Innovation und Diffu-
sion) in den Blick nehmen. Skalierung 
und Wettbewerbsfähigkeit bedingen 
sich dabei gegenseitig. Statt Subven-
tionen der Nachfrageseite, die in der 
Vergangenheit oft zum Abwandern der 
Produktion in andere Länder geführt 
hat (zum Beispiel Solartechnik und 
Elektromobilität), sind deshalb vor 
 allem Maßnahmen erforderlich, um 
 Europa als Leitanbieter für Innovatio-
nen, der auch im Preis- und Innova-
tionswettbewerb bestehen kann, zu 
stärken. Der gesamte Innovationspro-
zess muss Grundlage koordinierten 
Handelns sein. Wir brauchen auf Bund- 
und Länderebene keine weiteren klei-
nen Förderprogramme. Nötig ist ein 
abgestimmtes System der Innovati-
onsförderung, in dem etwa Start-Ups 
und akademische Ausgründungen 
schon bei der Entwicklung erster Ge-
schäftsideen, über deren Umsetzung 
bis hin zu Skalierung und Wachstum in 
den Förderfokus genommen werden.

6.  Den Staat als Freiheitsga-
ranten verstehen

Der Umbau von Wirtschaft und Gesell-
schaft wird über die heute erwirtschaf-

tete Wertschöpfung finanziert. Damit 
dies weiterhin geschehen kann, brau-
chen Forschung und Innovation Frei-
räume und funktionierende Infrastruk-
turen als Basis unternehmerischen 
Handelns. Die Zukunftsstrategie muss 
daher betonen, dass sich der Staat in 
seiner Regulatorik auf die Festlegung 
klarer Ziele der Innovationspolitik be-
schränken und die Wege zu ihrer Um-
setzung offenhalten, dafür aber Infra-
strukturen und Bewegungsspielraum 
schaffen wird. Der rechtliche Rahmen 
für Innovation sollte Experimentier-
räume ermöglichen und kontinuierlich 
auf zu rigide Regelungen überprüft 
werden. In öffentlich-privaten Gemein-
schaftsprojekten (PPPs) müssen dafür 
eigene Regeln etabliert werden, die 
nicht allein der Logik staatlichen Han-
delns folgen, sondern Agilität und Fle-
xibilität ermöglichen. Der Ausbau einer 
modernen Infrastruktur gerade im Be-
reich Digitalisierung ist unverzichtbar 
für Forschung an der Grenze des aktu-
ellen Wissens sowie die Skalierung 
und Marktentwicklung innovativer 
Technologien.

7.  Normung und Standardisie-
rung als strategisches 
Instrument weiterentwickeln

Einen wichtigen Beitrag zur Skalierung 
von Technologien leisten Normen und 
Standards. Sie erleichtern internatio-
nale Kooperation, schaffen Absatz-
märkte und ermöglichen Effizienzge-
winne. Länder wie China nutzen ihren 
Einfluss strategisch, um über weltweite 
Standardsetzung den Weg zur Markt-
durchsetzung ihrer Produkte zu ebnen. 
Deutschland muss Normung und Stan-
dardisierung ebenso adressieren und 
nutzen, um mit innovativen Technolo-
gien einen Umbau der Weltwirtschaft 
hin zu ressourcenschonendem, kli-
maneutralen Handeln zu ermöglichen. 
Dazu müssen wir klar festlegen, in 
welchen Technologiefeldern und in 
welchen dazugehörigen Standardisie-
rungs-Gremien eine stärkere Beteili-
gung notwendig ist. 

8.  Langfristorientierung der 
F&I-Politik sicherstellen

Die aktuelle Krise stellt eine große 
 Herausforderung für das deutsche und 
europäische Forschungs- und Innova-
tionssystem dar. Um das transforma-
tive Potenzial dieser Krise zu nutzen, 
ist es wichtig, Überreaktionen zu ver-
meiden und zugleich Pfadabhängigkei-

ten kritisch zu hinterfragen. Im Bereich 
von Forschung und Innovation sind 
von der Idee bis zur Marktreife lange 
Entwicklungszyklen typisch. Ein stän-
diger Wechsel von Forschungs- und 
Förderprioritäten ist deshalb kontra-
produktiv und erschwert die Umset-
zung langfristiger Förderziele und Mis-
sionen. Die Zukunftsstrategie muss 
deshalb so ausgestaltet sein, dass sie 
auch über Legislaturperioden und Kri-
sen hinweg ein innovationsförderndes 
Maß an Planungssicherheit gewährt. 

9.  Wirtschaft, Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft an 
Zukunftsstrategie beteiligen

In der Wirtschaft und der Wissenschaft 
gibt es Expertise und Kompetenzen 
zur Gestaltung von Transformations-
prozessen. Darüber hinaus stoßen ins-
besondere im lokalen Bereich gesell-
schaftliche Akteure Transformations-
prozesse an und setzen sie beispiels-
weise in Pilotprojekten und Reallabo-
ren um. Eine Zukunftsstrategie, die In-
novationspolitik mit Gesellschaftspolitik 
verbindet, verlangt, dass neben Wirt-
schaft und Wissenschaft auch weitere 
gesellschaftliche Gruppen einbezogen 
werden. Diese aktive Einbindung ist 
Voraussetzung dafür, dass die Ziele 
der Strategie breite Akzeptanz finden 
und umgesetzt werden. Die Partner 
des Forschungsgipfels stehen mit ihrer 
Expertise und ihren Netzwerken bereit, 
um die Bundesregierung bei diesem 
Prozess zu unterstützen.

*  Innovationspolitik nach der Zeitenwende – Leit-
linien für eine Zukunftsstrategie. (2022) Herausge-
geben von: Stifterverband, Expertenkommission 
Forschung und Innovation (EFI) und der Nationa-
len Akademie der Wissenschaften Leopoldina mit 
Unterstützung der VolkswagenStiftung. https://
forschungsgipfel.de/2022/leitlinien.

Besuchen Sie uns auf 
unserer Homepage unter 

www.vhw-bund.de
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Gemeinsame Wissenschafts- 
konferenz (GWK)

Bessere Chancen für Exzellenzcluster:
GWK ändert Bund-Länder-Vereinbarung zur 
 Exzellenzstrategie

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) hat [am 4. November 2022] die Bund-Länder-Vereinbarung zur 
Exzellenzstrategie geändert. Bund und Länder schaffen damit attraktivere Wettbewerbsbedingungen für Exzellenz-
cluster in der zweiten Förderrunde. So können ab dem Jahr 2026 bis zu 70 Exzellenzcluster gefördert werden – 
gegenüber aktuell 57 Förderfällen. Bund und Länder erhöhen dafür die Gesamtfördermittel von derzeit 533 Mio. Euro 
um 154 Mio. Euro auf 687 Mio. Euro.

Die GWK-Vorsitzende Bettina Stark-
Watzinger, Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung, erklärt dazu: 
„Deutschland hat und braucht exzel-
lente Forschung. Bund und Länder 
wollen sie mit der Exzellenzstrategie 
künftig noch besser fördern. Dafür er-
höhen wir die Gesamtmittel auf 687 
Millionen Euro pro Jahr und die Anzahl 
der Exzellenzcluster in der zweiten För-
derrunde auf bis zu 70. Denn es ist 
davon auszugehen, dass sich viele der 
bestehenden Exzellenzcluster um eine 
Fortsetzung der Förderung bewerben. 
Durch die Erhöhung haben dann auch 
neue Antragsteller und Universitäten 
bessere Chancen, die bisher nicht ge-
fördert wurden. Angesichts dieser ver-
besserten Rahmenbedingungen freuen 
wir uns auf einen Wettbewerb mit vie-
len neuen Initiativen, die sich mit inno-
vativen Ansätzen gerade auch aktuel-
len gesellschaftlichen Herausforderun-
gen widmen.“

Der stellvertretende GWK-Vorsitzende 
Markus Blume, Staatsminister für 
Wissenschaft und Kunst des Freistaats 
Bayern, führt aus: „Mit der deutlichen 
Erhöhung der Fördermittel um 154 

Mio. Euro schreiben Bund und Länder 
eine echte Erfolgsgeschichte für die 
Spitzenforschung in Deutschland fort 
und geben zusätzlichen Schub für 
neue Exzellenz: Sie ermutigen neue 
Initiativen zur Antragstellung und er-
möglichen mit zusätzlichen Mitteln 
eine bessere Ausstattung der Exzel-
lenzcluster. Zudem erfährt der Wettbe-
werb um Exzellenzcluster neue Im-
pulse: Es ist ein Markenzeichen der 
Exzellenzstrategie, dass Exzellenz 
auch in der Kooperation mehrerer Uni-
versitäten und wissenschaftsbereichs-
übergreifend gefördert wird. Das Ren-
nen um neue Exzellenzcluster und 
neue Exzellenzuniversitäten ist mit 
dem heutigen Beschluss eröffnet.“ 

Mit der Exzellenzstrategie fördern 
Bund und Länder in Nachfolge der 
 Exzellenzinitiative wissenschaftliche 
Spitzenleistungen an Universitäten. In 
der ersten Förderrunde der Exzellenz-
strategie werden seit dem Jahr 2019 
insgesamt 57 Exzellenzcluster, zehn 
Exzellenzuniversitäten und ein Exzel-
lenzverbund mehrerer Universitäten 
gefördert. Exzellenzcluster werden für 
grundsätzlich zweimal sieben Jahre 

gefördert. Die gegenwärtigen Exzel-
lenzcluster sind entweder an einer Uni-
versität oder an einem Verbund von bis 
zu drei Universitäten angesiedelt. Die 
Exzellenzuniversitäten und der Exzel-
lenzverbund werden dauerhaft geför-
dert, vorbehaltlich einer positiven Eva-
luation alle sieben Jahre. 

Hinsichtlich der zweiten Förderrunde 
der Exzellenzstrategie sieht das von 
der GWK eingesetzte internationale 
Expertengremium für die Exzellenz-
strategie vor, die Förderbedingungen 
für die Förderlinie Exzellenzcluster am 
30. November und 1. Dezember 2022 
auf der Grundlage der geänderten 
Bund-Länder-Vereinbarung festzule-
gen. Die Ausschreibung durch Deut-
sche Forschungsgemeinschaft und 
Wissenschaftsrat ist für den 15. De-
zember 2022 vorgesehen. Die Aus-
schreibung für Neuaufnahmen in die 
Förderlinie Exzellenzuniversitäten ist 
für Ende März 2024 geplant. 

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK): 
 Pressemitteilung Nr. 10 „Bessere Chancen für 
 Exzellenzcluster: GWK ändert Bund-Länder-Verein-
barung zur Exzellenzstrategie.“ München/Bonn 
4. November 2020. pm2022-10. 

Nationale Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) mit 
der Aufnahme von acht Konsortien in die Förderung 
komplett

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) hat am 4. November 2022 die Aufnahme von acht weiteren 
 Konsortien in die Bund-Länder-Förderung der NFDI beschlossen. Dem Beschluss lag eine Förderempfehlung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) zugrunde, der wie schon bei den ersten beiden Förderrunden 2020 bzw. 
2021 ein mehrstufiger wissenschaftsgeleiteter Prozess vorausging, in den zahlreiche internationale Gutachtende ein-
bezogen waren. Bund und Länder sind überzeugt, dass die acht Konsortien der dritten und damit letzten Förderrunde 
die in den bisherigen Förderrunden ausgewählten 19 Konsortien in fachlicher Hinsicht sehr gut ergänzen werden.

Die Vorsitzende der GWK, Bettina 
Stark-Watzinger, Bundesministerin für 
Bildung und Forschung kommentiert 
die Entscheidung: „Forschungsdaten 
sind ein Schatz, der in Deutschland 
noch nicht richtig gehoben wurde. 
 Daher wollen wir die Nationale For-

schungsdateninfrastruktur zur zentralen 
Infrastruktur für die digitale Speiche-
rung, Vernetzung und Nutzung von 
 Daten aus Wissenschaft und Forschung 
weiterentwickeln. Bund und Länder 
sind sich trotz der angespannten Haus-
haltslage einig, alle acht vorgeschlage-

nen Konsortien in die Förderung aufzu-
nehmen. Wir danken der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft für die erfolg-
reiche Durchführung aller drei Auswahl-
runden. Es ist unser gemeinsames Ziel, 
dass Forschungsdaten möglichst ohne 
Reibungsverluste über Fächer- und Ein-
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richtungsgrenzen hinweg genutzt und 
verarbeitet werden können. Das schafft 
neues Wissen und innovative Anwen-
dungen. Und dafür schaffen wir die 
besten Voraussetzungen.“

Der stellvertretende GWK-Vorsitzende, 
Markus Blume, Staatsminister für 
Wissenschaft und Kunst des Freistaats 
Bayern, ergänzt: „Die zusätzlichen 
Konsortien bedeuten neuen Schub für 
die Nationale Forschungsdateninfra-
struktur. Sie sind eine wichtige Brücke 
der deutschen Wissenschaftsland-
schaft in die digitale Zukunft, denn die 
Nationale Forschungsdateninfrastruk-
tur ist nun in einem Stadium, in dem 
das Augenmerk zunehmend auf die 
konkreten Ergebnisse der Arbeit der 
NFDI gerichtet wird. Jetzt ist die NFDI 
gefordert, kreative Wege zu finden, ihre 
Erkenntnisse in die Breite der Anwen-
dung zu bringen und so Denkanstöße 
für neue Aufgabenfelder und Räume 
für gemeinsame Innovationen zu 
schaffen. Wir appellieren daher an alle 
Hochschulen und außerhochschuli-
schen Forschungseinrichtungen, ins-
besondere außerhalb der NFDI-Förde-
rung, die von der NFDI akzeptierten 
Standards umzusetzen, um zügig zur 
deutschlandweiten Verbesserung des 
Forschungsdatenmanagements zu 
kommen. Der NFDI sollte mehr und 
mehr die Rolle eines maßgebenden 
Akteurs in der digitalen Gründerzeit 

und eines Treibers des Kulturwandels 
in Deutschland zukommen.“

Auf Grundlage der Förderempfehlung 
der DFG werden ab März nächsten 
Jahres folgende Konsortien gefördert:

•  NFDI4Memory – Konsortium für his-
torisch arbeitende Geisteswissen-
schaften,

•  NFDI4Objects – Forschungsdatenin-
frastruktur für die materiellen Hinter-
lassenschaften der Menschheitsge-
schichte,

•  NFDI4BIOIMAGE – Nationale For-
schungsdateninfrastruktur für Mikro-
skopie und Bildanalyse,

•  NFDI4Energy – Nationale For-
schungsdateninfrastruktur für die in-
terdisziplinäre Energiesystemfor-
schung,

•  NFDI4Immuno – Nationale For-
schungsdateninfrastruktur für Immu-
nologie,

•  FAIRagro – FAIRe Dateninfrastruktur 
für die Agrosystemforschung,

•  NFDIxCS – Nationale Forschungsda-
teninfrastruktur für und mit Computer 
Science,

•  Base4NFDI – Basisdienste für die 
NFDI.

Die NFDI ist eine Innovation in der 
deutschen Wissenschaftslandschaft. 
Mit ihr sollen die heute oft dezentral, 
projektförmig und temporär gelagerten 

Datenbestände von Wissenschaft und 
Forschung für das deutsche Wissen-
schaftssystem systematisch erschlos-
sen werden. Die NFDI wird von Nut-
zern von Forschungsdaten und von 
Infrastruktureinrichtungen ausgestal-
tet, die dazu in und zwischen Konsor-
tien zusammenarbeiten. Die NFDI soll 
Standards im Forschungsdatenmana-
gement setzen und als digitaler, regio-
nal verteilter und vernetzter Wissens-
speicher Forschungsdaten nachhaltig 
sichern und nutzbar machen. Ein sol-
cher Wissensspeicher ist ein Standort-
vorteil und kann dazu beitragen, die 
weltweit besten Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler anzuziehen.

Für Aufbau und Förderung der NFDI 
stellen Bund und Länder von 2019 bis 
2028 jährlich bis zu 90 Mio. Euro im 
Endausbau bereit, hiervon bringt der 
Bund 90 Prozent auf, 10 Prozent der 
Kosten tragen die Länder.

Weitere Informationen zum Natio-
nale Forschungsdateninfrastruktur 
e.V. können unter folgender  Adresse 
abgerufen werden:  https://www.
nfdi.de/.

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK): 
 Pressemitteilung Nr. 13 vom 4. November 2022 
„Nationale Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) mit 
der Aufnahme von acht Konsortien in die Förderung 
komplett.“ München/Bonn, 4. November 2022. 
GWK pm2022-13 Forschung.

Haushaltsentscheidungen der GWK 
für das Jahr 2023

[Am 4. November 2022] hat die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) weitere milliardenschwere Haushalts-
entscheidungen zugunsten der Forschung getroffen. Darunter erhielt auch der Bereich der Forschung erhebliche 
Haushaltsmittel:

Bund und Länder fördern die Einrich-
tungen der Leibniz-Gemeinschaft 
(Wissenschaftsgemeinschaft Gott-
fried Wilhelm Leibniz – WGL) laut 
heutigem Beschluss im Jahr 2023 mit 
insgesamt knapp 1,4 Mrd. Euro. Die 
Leibniz-Gemeinschaft umfasst gegen-
wärtig 97 außerhochschulische For-
schungs- und Infrastruktureinrichtun-
gen von nationaler Bedeutung.

Die Deutsche Akademie für Technik-
wissenschaften (acatech) erhält im 
Jahr 2023 eine gemeinsame institutio-
nelle Zuwendung des Bundes und der 
Länder in Höhe von 3,7 Mio. Euro.

Die GWK hat [am 4. November] auch 
das Akademienprogramm für das 

Jahr 2023 verabschiedet. Mit diesem 
Programm, das von der Union der 
deutschen Akademien der Wissen-
schaften koordiniert wird, werden lang-
fristige, vor allem geisteswissenschaft-
liche Forschungsvorhaben gefördert. 
Bund und Länder stellen hierfür 2023 
eine analog zum Pakt für Forschung 
und Innovation (PFI) um drei Prozent 
gesteigerte Zuwendung in Höhe von 
75,1 Mio. Euro zur Verfügung. 

Zudem wurden bereits in den vergan-
genen Monaten von der GWK Förder-
entscheidungen für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) (rund 3,5 
Mrd. Euro inkl. Projektförderung), die 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) (rund 

2,1 Mrd. Euro) und das Deutsche 
 Zentrum für Hochschul- und Wissen-
schaftsforschung (DZHW) (rund 10,1 
Mio. Euro) getroffen.

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK): Pres-
semitteilung Nr. 14/2022 „Haushaltsentscheidungen 
der GWK für das Jahr 2023“. München/Bonn 
4. November 2022. https://www.pm2022-14.pdf.

Der Kommentar: Die Entscheidung 
der GWK zur deutlichen Steigerung 
der Forschungsmittel begrüßte der 
Präsident der Hochschulrektorenkon-
ferenz, Prof. Dr. Peter-André Alt:

… die Entscheidung der GWK zur Fort-
setzung der Exzellenzstrategie nach 
2026 sei, so erklärte Alt, von großer 
Bedeutung für die Weiterentwicklung 
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der deutschen Hochschullandschaft. 
Die Bund-Länder-Vereinbarung zur 
nachhaltigen Stärkung der Spitzenfor-
schung und der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit deutscher Universi-
täten soll in der kommenden Runde die 
Förderung von mehr großen For-
schungsverbünden ermöglichen. Aktu-
ell werden 57 Exzellenzcluster im Rah-
men der ersten Förderlinie der Exzel-
lenzstrategie gefördert, in Zukunft sol-
len es bis zu 70 sein. „Diese Erhöhung 

der Gesamtzahl an Exzellenzclustern 
sichert etablierten wie neu zu beantra-
genden Clustern auch in der nächsten 
Antragsrunde angemessene Erfolgs-
aussichten. Insgesamt bietet sich die 
Chance, die deutsche Spitzenfor-
schung so auf ein noch breiteres Fun-
dament zu stellen und gezielt zu unter-
stützen. Die HRK betrachtet diese Ent-
scheidung als eine Anerkennung der 
zentralen Rolle der hochschulischen 
Forschung im Hinblick auf die Gewin-

nung neuen Grundlagenwissens und 
der Bewältigung gegenwärtiger gesell-
schaftlicher Herausforderungen“, …

Hochschulrektorenkonferenz (HRK): Pressemittei-
lung vom 4. November 2022 „HRK begrüßt Ent-
scheidungen von Bund und Ländern zum Zukunfts-
vertrag sowie zur Exzellenzstrategie“. https://www.
hrk.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/
meldung/hrk-begruesst-entscheidungen-von-bund-
und-laendern-zum-zukunftsvertrag-sowie-zur- 
exzellenzstrategie.

Bundesministerium für  Bildung 
und Forschung (BMBF) Guter Tag für Wissenschaft, 

 Forschung und Lehre
Mit der Dynamisierung des Zukunftsvertrags Studium und Lehre, der Ausweitung der Exzellenzstrategie sowie dem 
Professorinnenprogramm 2030 haben Bund und Länder auf ihrer Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) 
 wichtige Weichen gestellt. 

Die Gemeinsame Wissenschaftskonfe-
renz (GWK) bildet den Abschluss einer 
„hervorragenden Woche für Wissen-
schaft, Forschung und Lehre“, so Bun-
desbildungsministerin Stark-Watzinger 
im Anschluss an die Sitzung des Gre-
miums in München. In schwierigen 

Zeiten sei das ein 
guter Tag für die 
Wissenschaft in 
Deutschland und 
nicht selbstver-
ständlich. In einem 
gemeinsamen Kraft-
akt habe man eini-
ges in Bewegung 
gesetzt.

Damit wies die Mi-
nisterin auf zentrale 
Weichenstellungen 
für die Zukunft hin, 
die das Gremium 
am [4.11.2022] ver-

abschiedet hatte: Mehr Qualität und 
Gleichstellung, mehr Vernetzung, mehr 
Exzellenz. Diese Schritte seien laut 
Stark-Watzinger nötig, damit Deutsch-
land Innovationsland bleibt. „Das ist 
mein Ziel. Das ist auch das Ziel der 
Länderminister. Und deswegen müs-

sen wir die Wissenschaft und For-
schung in unserem Land zukunftsfähig 
machen“, sagte die Ministerin in Mün-
chen.

Im Detail verabschiedete die Gemein-
same Wissenschaftskonferenz diese 
richtungsweisenden Entscheidungen:

➢  Zukunftsvertrag Studium und Lehre 
stärken wird dynamisiert

➢  Ausweitung der Exzellenzstrategie

➢  Weiterentwicklung der Nationalen 
Forschungsdateninfrastruktur

➢  Fortführung der NAKI Gesundheits-
studie

➢  Professorinnenprogramm 2030

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF): Gemeinsame Wissenschaftskonferenz. Mel-
dung vom 4.11.2022. Stark-Watzinger: „Guter Tag 
für Wissenschaft, Forschung und Lehre“. https://
www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/kurzmeldungen/
de/2022/11/stark-watzinger-gwk.
html?nn=49180#Start

Bundesministerin Stark-Watzinger bei der GWK-Gremiensitzung in 
München. © BMBF

Hochschulrektoren- 
konferenz (HRK) Reform der Forschungsbewertung

Mit welchen Methoden können Qualität und Wirkung von Forschungsleistungen bewertet und gewürdigt werden? 
Und welche Kriterien sollten bei der Beurteilung von wissenschaftlicher Forschung zu Grunde gelegt werden? Diese 
Fragen standen im Zentrum einer gemeinsamen Veranstaltung der Einstein Stiftung Berlin, der Berlin-Branden-
burgischen Akademie der Wissenschaften (BBAW) und der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) am [11.10.2022] in 
Berlin. Die Teilnehmer:innen der Podiumsdiskussion stimmten darin überein, dass eine grundlegende Reform des 
Systems der Forschungsbewertung notwendig sei. Im Zuge dieser Neuausrichtung seien Indikatoren wie Diversität, 
Nachhaltigkeit und Open Science zu berücksichtigen. Gleichwohl müsse wissenschaftliche Exzellenz das alles ent-
scheidende Kriterium bei der Bewertung von Forschungsleistungen bleiben.

Prof. Dr. Christoph Markschies, Prä-
sident der Berlin-Brandenburgischen 
Akademie der Wissenschaften: „In den 

letzten Jahrzehnten haben sich in den 
verschiedensten wissenschaftlichen 
Disziplinen die unterschiedlichsten 

Verfahren der Forschungsevaluation 
etabliert. Mir scheint, dass inzwischen 
eher die Gefahr besteht, dass wir zu 
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viel des Guten tun: Wenn Projekte in 
bestimmten Förderprogrammen und 
-linien alle zwei Jahre evaluiert werden, 
dann scheint mir der Schaden manch-
mal größer zu sein als der Nutzen – 
und ökonomisch sinnvoll ist es ohne-
hin nicht, um es einmal so zu sagen. 
Insofern brauchen wir jetzt eine sehr 
gründliche Evaluation von Forschungs-
evaluationen. Darüber hinaus braucht 
Forschungsförderung Vertrauen, und 
Vertrauen kann enttäuscht werden.“

Prof. Dr. Martin Rennert, Vorstands-
vorsitzender der Einstein Stiftung 
 Berlin*: „Wir sind es der jüngeren Ge-
neration von Wissenschaftlern schul-
dig, unsere Verfahren kritisch und ge-
nau zu betrachten. Sie stammen aus 
einer Zeit, in der sich weniger Forscher 
mit weniger Themen befassten; ein 
System, das sich allein auf Peer- 
Reviews stützt, ist heute zu einer gro-
ßen Herausforderung geworden. Aber 
Alternativen sind schwer zu konzipie-
ren.“

Prof. Dr. Ulrich Dirnagl, Direktor des 
QUEST Centers am Berlin Institute of 
Health und Sekretär des Einstein Foun-
dation Awards for Promoting Quality in 
Research: „Die Bewertung von For-
schern und deren Produkten bestimmt 
den Inhalt, die Richtung und die Kultur 
der Forschung. Die gegenwärtige Pra-
xis der Forschungsevaluation hat zahl-
reiche unbeabsichtigte und oft sogar 
schädliche Konsequenzen. Nicht nur 
besteht breiter internationaler Konsens 
über den dringenden Reformbedarf 
dieser Praxis, wir haben auch schon 
bewährte Verfahren und eine Vielzahl 
von vielversprechenden Ansätzen, wie 
man Inhalt, Qualität, Offenheit, Inklusi-
vität und gesellschaftliche Relevanz in 
die Bewertung von Forschung integrie-
ren kann.“

Prof. Dr. Peter-André Alt, Präsident 
der Hochschulrektorenkonferenz: 
„Wissenschaftliche Exzellenz ist das 
zentrale Kriterium für die Forschung. 
Paradigmen wie Open Science oder 

Diversität dürfen nicht mit Forschungs-
exzellenz auf eine Stufe gestellt wer-
den. Wenn wir die Forschungsbewer-
tung für Aspekte wie Offenheit, Vielfalt 
und Zusammenarbeit öffnen wollen, 
müssen diese Kriterien stärker in den 
frühen Phasen des Forschungsprozes-
ses eingebracht werden. Unstrittig ist 
aus Sicht der Hochschulen, dass Ex-
zellenz als Leitprinzip jeder Qualitätssi-
cherung in den Wissenschaften beibe-
halten werden muss.“

*  Die Einstein Stiftung Berlin wurde 2009 vom Land 
Berlin gegründet. Sie soll Wissenschaft und 
 Forschung in Berlin auf internationalem Spitzen-
niveau fördern und das Land als attraktiven 
 Wissenschaftsstandort dauerhaft etablieren. 
 https://www.einsteinfoundation.de/medien/ press
emitteilungen/2022/13122022-1222/.

Hochschulrektorenkonferenz (HRK): Gemeinsame 
Pressemitteilung von Einstein Stiftung Berlin, BBAW 
und HRK vom 12.10.2022 „Diskussionsveranstal-
tung zur Reform der Forschungsbewertung“. https://
www.hrk.de/presse/pressemitteilungen/pressemittei-
lung/meldung/diskussionsveranstaltung-zur-reform-
der-forschungsbewertung-4948/.

Forschung in Europa – Der European Research Council
Die Europäische Gemeinschaft unterstützt Forschung in Europa durch eine Reihe von Programmen zur For-
schungsförderung: ERC Starting Grants – ERC Synergy Grants – ERC Advanced Grants – ERC Consolidator 
Grants. (European Research Council (ERC): https://erc.europa.eu) 

•  Zielgruppe für die Starting Grants sind vielversprechende Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler 2 bis 
7 Jahre nach ihrer Promotion, die am Beginn einer eigenständigen Karriere stehen. Als Ergebnisse der Ausschreibung 
2022 wurden 408 Projekte gefördert, davon 81 aus Deutschland, gefolgt von Großbritannien, den Niederlanden und 
Frankreich. Der Anteil an geförderten Wissenschaftlerinnen liegt mit 39,5 Prozent leicht über dem Niveau des Vorjahres.1 

•  Bei den Synergy Grants werden kleine Forschungsgruppen von 2 bis 4 Forschenden gefördert, die ihre anspruchsvollen 
Forschungsprojekte nicht allein umsetzen können. Von den 360 eingereichten Projekten wurden 29 Projekte genehmigt, 
die mit je 10 Mio. Euro gefördert werden und damit ca. 1000 Forschende finanzieren, die meisten aus Deutschland und 
Großbritannien. Deutschland war mit 14 Projekten erfolgreich, Frankreich mit 15 Projekten und Israel mit 4 Projekten. Der 
Anteil an geförderten Wissenschaftlerinnen lag bei 27 Prozent.2

•  Die Förderlinie Advanced Grants (AdG) richtet sich an etablierte Spitzenforschende jeder Nationalität mit einer heraus-
ragenden wissenschaftlichen Leistungsbilanz, die neue Forschungsgebiete erschließen möchten. Bei der Begutachtung 
der wissenschaftlichen Leistung sind die letzten 10 Jahre vor der Antragstellung maßgeblich. Die Projekte können bis zu 
5 Jahre mit einem maximalen Budget von 2,5 Mio. Euro gefördert werden.3

•  Die ERC Consolidator Grants unterstützen exzellente Forscherinnen und Forscher in einem frühen oder mittleren Kar-
rierestadium bei der Festigung ihrer wissenschaftlichen Unabhängigkeit, deren eigene Forschungsgruppe an einer Uni-
versität oder Wissenschaftlichen Einrichtung sich in der Konsolidierungsphase befindet. Derzeit werden 313 Forschende 
in den 3 Breichen Physical Sciences and Engineering – Life Sciences – Social Sciences and Humanities gefördert. Unter 
den Ländern steht Deutschland an der Spitze.4

Insgesamt wurden 12 Nobelpreisträger durch den European Research Council gefördert, zuletzt 2022 die 2 Quantenphy-
siker Alain Aspect (Frankreich) und Anton Zeilinger (Österreich) sowie der Evolutionsbiologe und Paläogenetiker Svante 
Pääbo (Deutschland).5

1  European Research Council: Pressemitteilung vom 22. November 2022. https://erc.europa.eu/ news /starting-grants-2022-call-results.

2 https://erc.europa.eu/news/erc-2022-synergy-grants-results; https://erc.europa.eu/news/synergy-grants-applications-facts-and-figures.

3 https://www.eubuero.de/de/nks-erc-advanced-grants-2450.htm.

4 https://erc.europa.eu/apply-grant/consolidator-grant.

5 Europäisches Forschungsprogramm Horizont Europa. https://www.eubuereau.de/rp/2573.html.
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Deutsches Zentrum für 
 Hochschul- und Wissen-

schaftsforschung (DZHW)

Erfolgsfaktoren von Forschung-
kooperationen:

Zentrale Ergebnisse einer umfangreichen Untersuchung veröffentlicht
Projekt DEKiF legt Ergebnisse zu Kooperationen in Forschungsverbünden vor

In einem [am 15. September 2022] vom DZHW veröffentlichten Diskussionspapier konnten sieben zentrale Heraus-
forderungen an Forschungskooperationen herausgearbeitet werden, die in der Regel nicht einzeln auftreten, sondern 
sich wechselseitig beeinflussen. Von herausgehobener Bedeutung sind dabei der Aufbau und die Förderung guter 
sozialer Beziehung sowie Vertrauensbildung. Daneben hängt die erfolgreiche Gestaltung kooperativer Forschung 
wesentlich vom Ausbalancieren der gemeinsamen Ziele und der Individualinteressen von Forschenden ab. Die 
Akteur*innen in Forschungsverbünden müssen sich deshalb auf gemeinsame Ziele des Verbundes verständigen. 

Hannover, 15.09.2022. Forschung 
 findet zunehmend in Kooperationen 
statt, ob zwischen Organisationen, 
über Disziplinen oder über Ländergren-
zen hinweg. Erfolgreich umgesetzt 
können sie durch die Verknüpfung von 
Kompetenzen und Erfahrungen, die 
gemeinsame Nutzung kostenintensiver 
Ressourcen und die Zusammen-
führung unterschiedlicher disziplinärer 
Sichtweisen Synergieeffekte erzeugen 
und nutzen. Vor dem Hintergrund im-
mer komplexer werdender Forschungs-
fragen werden Kooperationen zu einer 
immer wichtigeren Voraussetzung für 
innovative Forschung. Dabei bringen 
Kooperationen von teilweise sehr 
 unterschiedlichen Partner*innen aber 
auch Risiken mit sich, die im un-
günstigsten Fall dazu führen können, 
dass die gemeinsamen Ziele verfehlt 
werden.

Im Rahmen des Projekts DEKiF („De-
terminanten und Effekte von Koopera-
tion in homogenen und heterogenen 
Forschungsverbünden“) wurden von 
2019 bis 2022 Ursachen und Bewälti-
gungsstrategien von Kooperationspro-
blemen in insgesamt fünf Teilstudien 
untersucht. Dabei kamen unterschied-
liche Forschungszugänge wie Inter-
views, Gruppendiskussionen, biblio-
metrische Analysen sowie eine breit 
angelegte Online-Befragung zum Ein-
satz. Neben dem Deutschen Zentrum 
für Hochschul- und Wissenschaftsfor-
schung (DZHW) und dem Stifterverband 
waren auch Wissenschaftler*innen der 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 
an der Bearbeitung der Teilstudien be-
teiligt.

Gegen Ende der Projektlaufzeit wurden 
zentrale Ergebnisse in zwei Workshops 
diskutiert, an denen Wissen schaft-
ler*innen, die an ähnlichen Fragestel-
lungen arbeiten, sowie Praktiker*innen 

des Wissenschaftsmanagements und 
Verantwortliche aus Politik und For-
schungsförderung teilnahmen. Im For-
mat eines Diskussionspapiers werden 
nun die wichtigsten Befunde von  DEKiF 
in einer übersichtlichen und kompak-
ten Form zusammengeführt. Unter 
dem Titel „Forschungskooperation im 
Verbund“ beleuchtet das Diskussions-
papier Herausforderungen und Lö-
sungsstrategien der verschiedenen 
Phasen projektförmig organisierter 
Forschung und stellt Empfehlungen 
vor, die im alltäglichen Handeln der an 
Forschungsverbünden Beteiligten 
praktisch umgesetzt werden können. 

Die Empfehlungen betreffen beispiels-
weise Formen der Kommunikation und 
der internen Vernetzung, den Aufbau 
und die Pflege guter sozialer Beziehun-
gen, aber auch die durch die Projekt-
förmigkeit vorgegebenen Rahmenbe-
dingungen, die sich erschwerend auf 
das Gelingen von Kooperationen aus-
wirken können. Daneben wird die Un-
terstützung von Verbünden durch ein 
professionalisiertes und nicht in der 
direkten Verantwortung der Forschen-
den liegendes Wissenschaftsmanage-
ment empfohlen, das von Hochschu-
len und anderen Forschungseinrich-
tungen bereitzustellen wäre. So könn-
ten Konflikte vermieden oder frühzeitig 
erkannt werden und die Forschungs-
beteiligten entlastet werden.1

Projektbeginn war am 01.02.2019, und 
das Projekt endete am 30.04.2022.

Im Einzelnen wurden folgende Fragen 
bearbeitet:

•  Welche internen Kooperationspro-
bleme treten in Forschungsverbün-
den auf?

•  Auf welche Ursachen sind Kooperati-
onsprobleme rückführbar?

•  Welche Rahmenbedingungen beein-
flussen die Intensität von Kooperati-
onsproblemen?

•  Welche Lösungsroutinen wenden 
Forschungsverbünde an, um Koope-
rationsprobleme zu lösen?

•  Welche Auswirkungen haben Koope-
rationsprobleme auf den Erfolg und 
die Produktivität von Forschungsver-
bünden?

Hückstädt M., Janßen M., Ober-
schelp A., Wagner,N., Weinmann 
C.: Forschungskooperation im Ver-
bund. Future Lab: Kooperations-
governance – Diskussionspapier 
2022. Essen: Stifterverband für die 
deutsche Wissenschaft e.V. https://
www.stifterverband.org/medien/
fo r s chungs k oope ra t i on - im- 
verbund.2

1  Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissen-
schaftsforschung (DZHW): Pressemitteilung 
„Erfolgsfaktoren von Forschungskooperationen: 
Zentrale Ergebnisse einer umfangreichen Unter-
suchung veröffentlicht“. Hannover 15.09.2022. 
https://www.dzhw.eu/services/material/ 
pressemitteilungen/2022_09_15_pm_dzhw_ 
dekif.pdf.

2  Die Publikation Forschungskooperation im Ver-
bund steht auf den Internetseiten des DZHW 
 (https://www.dzhw.eu/forschung/projekt?pr_
id=647) sowie des Stifterverbandes (https://www.
stifterverband.org/medien/forschungskooperation-
im-verbund) zum Download bereit.

Besuchen Sie  

uns auf unserer  

Homepage unter www.

vhw-bund.de
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Deutsche Forschungs-
gemeinschaft (DFG)

Umfangreiche Fördermaßnahmen für Hoch-
schulen für Angewandte Wissen schaften ...

DFG startet Ausschreibung für Forschungsimpulse (FIP) als weiteres Programm zur 
Förderung erkenntnisorientierter Forschung an HAW und FH / Großes Interesse an 
spezifischen Angeboten
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) hat ihre Ausschreibung für „Forschungsimpulse“ (FIP) an Hochschulen 
für Angewandte Wissenschaften (HAW) und Fachhochschulen (FH) gestartet. Sie ist das jüngste Förderprogramm, 
das explizit HAW und FH zur Antragstellung aufruft. Es soll Forschungsverbünde mit erkenntnisorientierten Forschungs-
ideen zusammenführen und HAW und FH dabei unterstützen, ihre Forschungsstärke weiter zu entwickeln und ihr 
 wissenschaftliches Profil zu schärfen.

Bereits zuvor hatte die DFG eine Reihe 
weiterer spezifischer Förderprogramme 
für HAW und FH in Gang gesetzt. 
Diese umfassen Großgeräteaktionen 
zum Ausbau bereits vorhandener 
Großgeräte-Infrastrukturen für ausge-
wiesene Forschungsvorhaben (GGA-
HAW), Ausschreibungen zur Einrei-
chung von Sachbeihilfe-Anträgen im 
Zusammenhang mit der Nutzung eines 
Großgeräts (GG-SBH), Unterstützung 
bei der Internationalisierung von For-
schung an HAW (UDIF-HAW) sowie 
den Transfer HAW/FH PLUS für die 
Förderung von Transferprojekten an 
HAW und FH.

„Ich freue mich sehr, dass sich nun alle 
HAW-Fördermaßnahmen in der Um-
setzung befinden, und ganz besonders 
über das rege Interesse von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern 
von HAW an den bestehenden wie den 
neu geschaffenen Fördermöglichkei-
ten. Wir fühlen uns bestärkt durch die 
große Resonanz und das positive 
Feedback, die wir in unseren Informati-
onsveranstaltungen zu den HAW-Maß-
nahmen erfahren“, so DFG-Präsidentin 
Professorin Dr. Katja Becker.

Die Forschung an HAW und FH hat 
sich in den letzten Jahren stark weiter-
entwickelt. Dem hat die DFG als größte 
Forschungsförderorganisation und 
zentrale Selbstverwaltungseinrichtung 
für die Wissenschaft in Deutschland 
mit einer Überprüfung und Erweiterung 
ihres Förderportfolios in den vergange-
nen zwei Jahren Rechnung getragen. 
Neben einer entsprechenden Anpas-
sung der bestehenden DFG-Pro-
gramme und Förderbedingungen wur-
den Maßnahmen entwickelt, die sich 
spezifisch an den Bedarfen der HAW 
und FH orientieren und mit einem eige-

nen Budget ausgestattet sind. Dazu 
gab es seit 2020 einen intensiven Kon-
sultationsprozess mit Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern aus HAW 
und FH, Universitäten, der Hochschul-
rektorenkonferenz und der Geschäfts-
stelle des Wissenschaftsrates sowie 
mit Bund und Ländern.

„Herausragende Forschung zu fördern 
ist die Kernaufgabe der DFG. Dazu 
gehört auch die beste Forschung an 
HAW und FH. Wir haben nun neben 
den verbesserten Rahmenbedingun-
gen innerhalb unserer Förderpro-
gramme auch die Kommunikation mit 
den HAW und FH in den Blick genom-
men, um ihr Forschungspotenzial für 
die deutsche Wissenschaftslandschaft 
in vollem Umfang zu erschließen“, sagt 
Katja Becker.

Das bereits jetzt steigende Interesse 
der FH und HAW an den Angeboten 
zeigt sich in den Antragszahlen, aber 
auch in den Bewilligungssummen der 
DFG. So wurden 2021 allein im Rah-
men der für HAW aufgelegten Großge-
räteaktion Mittel in Höhe von mehr als 
15 Millionen Euro bewilligt. Für die 
Ausschreibungsrunde 2022 sind über 
70 Anträge eingegangen. Aufgrund be-
einträchtigter Lieferketten sowie dem 
weltweiten Mangel an Halbleitern im 
Zuge der COVID-19-Pandemie rechnet 
die DFG spätestens ab 2023 mit er-
heblich steigenden Mittelabflüssen bei 
Großgeräten.

Mit der Umsetzung der Forschungsim-
pulse wird die DFG deutlich mehr als 
ein Prozent ihres Förderhaushalts für 
HAW und FH ausgeben und so dem 
Haushaltsvermerk des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestags 
vollumfänglich Rechnung tragen. 
Gleichzeitig werden die in den Jahren 

2021 und voraussichtlich 2022 für 
HAW und FH vorgesehenen entstan-
denen Überträge in den Folgejahren 
vollständig abgebaut. Mit den For-
schungsimpulsen wird die DFG bis 
mindestens 2035 HAW und FH dabei 
unterstützen, ihr wissenschaftliches 
Profil weiterzuentwickeln und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit zu steigern.

„Aus Sicht der DFG war es wichtig, 
effiziente und gut abgestimmte Maß-
nahmen zu entwickeln, die langfristig 
tragfähig sind, Kooperationen und in-
ternationale Anschlussfähigkeit stär-
ken und systemische Wirkung entfal-
ten. Wir wollten daher nicht nur einen 
kurzfristig hohen Mittelabfluss an HAW 
und FH erreichen, sondern sie nach-
haltig in das allgemeine DFG-Förder-
portfolio einbinden“, betont Katja Be-
cker. Hierfür hat die DFG mit den zu-
sätzlichen Fördermaßnahmen nun die 
Weichen gestellt.

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG): Presse-
mitteilung Nr. 42 vom 20. Oktober 2022 „Umfang-
reiche Fördermaßnahmen für Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften jetzt vollständig in der 
Umsetzung“. https://www.dfg-de/service/presse/
pressemitteilungen/2022/pressemitteilung_nr_42/
inex.html.

Forschung und Entwicklung

Erkenntnistransferprojekte in der 
Förderoption Transfer HAW/FH 
PLUS können von Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern an 
Hochschulen für Angewandte Wis-
senschaften (HAW) und Fach-
hochschulen (FH) beantragt wer-
den. Diese speziell auf HAW und 
FH ausgerichtete Förderoption be-
steht bis Ende 2024. 
https://www.dfg.de/foerderungen/grundlagen_
rahmenbedingungen/erkenntnistransfer/ 
transfer_haw_fh_plus/index.html.
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DFG-Förderung für Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften und  
Fachhochschulen

Forschung und Entwicklung

Die DFG fördert erkenntnisgeleitete Wissenschaft, unabhängig vom Hochschultyp. Sie begrüßt ausdrücklich Anträge 
aus Hochschulen für Angewandte Wissenschaften und Fachhochschulen (im Folgenden als HAW angesprochen) in 
diesem Bereich. Um den Rahmenbedingungen an HAWs Rechnung zu tragen, die sich in aller Regel deutlich von 
denen an Universitäten unterscheiden, bietet die DFG zusätzlich Fördermaßnahmen an, die sich spezifisch an HAWs 
richten und Möglichkeiten etwa zur forschungsstrukturellen Profilierung, im Bereich des Erkenntnistransfers oder zum 
Ausbau der Internationalisierung eröffnen.

Die auf dieser Seite zusammengefassten Informationen geben einen entsprechenden Überblick. Die DFG lädt ein, die 
etablierten wie neu entwickelten Fördermöglichkeiten zu nutzen.

Das Programmportfolio der DFG: 
Alle Programme der DFG, in denen 
Einzelpersonen eine Förderung bean-
tragen, stehen Forscherinnen und For-
schern an HAWs offen. https://www.
dfg.de/foerderung/programme/index.
html.

Förderung des Erkenntnistransfers: 
Der Transfer von Forschungsergebnis-
sen in Wirtschaft und Gesellschaft liegt 
der DFG am Herzen. Im Rahmen der 
Erkenntnistransfer-Förderoptionen wer-
den wissenschaftliche Fragestellungen 
gemeinsam mit einem Anwendungs-
partner (gewerbliches Unternehmen 
oder eine nichtgewerbliche, gemein-
nützige Einrichtung) im vorwettbe-
werblichen Bereich bearbeitet.

Ziel ist es, wissenschaftliche Erkennt-
nisse und Ergebnisse der Grundlagen-
forschung in Anwendung zu bringen. 
Aus den Projekten sollen sich auch Im-
pulse für neue wissenschaftliche Frage-
stellungen in der Grundlagen forschung 
ergeben. https://www.dfg.de/foerderung/
grundlagen_rahmenbedingungen/ 
erkenntnistransfer/index.html.

Transfer HAW/FH PLUS: Erkenntnis-
transferprojekte in der Förderoption 
Transfer HAW/FH PLUS können von 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern an Hochschulen für Ange-
wandte Wissenschaften (HAW) und 
Fachhochschulen (FH) beantragt wer-
den. Diese speziell auf HAW und FH 
ausgerichtete Förderoption besteht bis 
Ende 2024.

Die Erkenntnisse, auf denen das Er-
kenntnistransferprojekt aufbauen soll, 
beruhen im Gegensatz zu regulären 
Erkenntnistransferprojekten nicht auf 
den Ergebnissen DFG-geförderter Vor-
arbeiten. Sie müssen jedoch grund-
lagenwissenschaftlichen Charakter 
 haben und einen engen thematischen 
Bezug zum geplanten Projekt aufweisen. 
Die Erkenntnisse sind in ihrer wissen-
schaftlichen Qualität nachvollziehbar zu 
belegen, insbesondere durch entspre-
chende Publikationsleistungen. https://
www.dfg.de/foerderung/grundlagen_
rahmenbedingungen/ erkenntnistransfer_
haw_fh_plus/index.html.

Unterstützung der Internationalisie-
rung von Forschung an Hochschu-
len für Angewandte Wissenschaften: 
Moderne Forschung ist international! 
Das setzt eine gute Vernetzung voraus. 

Die DFG-Initiative Unterstützung der 
Internationalisierung von Forschung an 
Hochschulen für Angewandte Wissen-
schaften (UDIF-HAW) wendet sich 
 explizit an HAWs, die sich für inter-
nationale Forschungskooperationen 
interessieren oder ausbauen möchten. 
… Zur Durchführung von Projekten 
stehen die verschiedenen DFG-Förder-
programme zur Verfügung, wie bei-
spielsweise das Programm Aufbau 
 internationaler Kooperationen oder die 
Sachbeihilfe.

Voraussetzungen abbilden: Die Karri-
eren von Forscherinnen und Forschern 
an HAWs verlaufen anders als an Uni-
versitäten. Um dies in Antragsver-

fahren korrekt abzubilden und die 
Chancengleichheit zu verbessern, hat 
die DFG die Voraussetzungen neu for-
muliert.

Zugänge für HAWs vereinfachen: 
Der Umgang mit der großen Heteroge-
nität institutioneller und persönlicher 
Kontexte von Antragstellenden stellt 
die DFG im Begutachtungs- und Ent-
scheidungsprozess immer wieder vor 
Herausforderungen. Das gilt auch für 
Anträge von Forschenden an HAWs, 
die die DFG zu einer vermehrten Teil-
nahme an ihren Förderprogrammen 
einlädt.

Um die Voraussetzungen für einen fai-
ren Wettbewerb um Fördermittel zu 
erreichen, setzt sich die DFG für eine 
stärkere Würdigung von HAW-Anträ-
gen in der Begutachtungs- und Ent-
scheidungskultur ein. Dazu gehört es, 
spezifische Forschungsumfelder, aber 
auch Qualifikationen und Werdegänge, 
die für die Beurteilung von Antragstel-
lenden an HAWs wichtig sind, besser 
sichtbar zu machen, damit Gutach-
tende und Gremien der DFG sie besser 
einordnen können. Zusätzlich sensibili-
siert die DFG auch die Fachkollegien 
für einen bewussten Umgang mit 
HAW-Anträgen. 
https: / /www.dfg.de/ foerderung/ 
grundlagen_rahmenbedingungen/haw-
massnahmen/voraussetzungen_haw/
index.html.

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG): „Das 
Programmportfolio der DFG.“ https://www.dfg/ 
foerderung/grundlagen_rahmenbedingungen/haw-
massnahmen/.

Der Bericht „Forschungs- und Drittmittelaktivitäten von Fachhochschulen/Hochschulen für angewandte Wissenschaf-
ten“ enthält statistische Kennzahlen zur Beteiligung von Fachhochschulen/Hochschulen für angewandte Wissenschaf-
ten (FH/HAW) an der DFG-Förderung.
Bericht zu Forschungs- und Drittmittelaktivitäten von Fachhochschulen/Hochschulen für angewandte Wissenschaften.  
https://www.dfg.de/dfg_profil/zahlen_fakten/evaluation_studien_monitoring/studien/ bericht_drittmittel/index.html.
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Studierende erwerben an ihrer Hochschule fachliches Wissen, Handlungskompetenz und persönliche Bildung. Um ihnen 
gutes Lernen zu ermöglichen und Freude an Erkenntnis zu vermitteln, braucht es innovative Hochschullehre.

Innovationen sind kein Selbstzweck. Doch gute Hochschullehre muss erneuerungsfähig sein, um sich mit veränderten 
Bedarfen, Rahmenbedingungen und Möglichkeiten weiterzuentwickeln und um sich auf eine Zukunft auszurichten, die 
wir heute noch nicht kennen. So können Hochschulen ihre Studierenden befähigen, ihr Wissen, ihre Ideen und ihre Per-
sönlichkeit einzusetzen, um die Gesellschaft heute und in der Zukunft zu gestalten.

Mit unserer Gründung haben Bund und Länder eine Institution etabliert, mit der die Erneuerungsfähigkeit der Hochschul-
lehre dauerhaft gefördert werden soll. Die Hochschulen werden darin unterstützt, sich schneller und besser auf neue 
gesellschaftliche Herausforderungen und Bedarfe einzustellen. Wir adressieren dabei die bundesdeutsche Hochschul-
landschaft in ihrer Breite.

Mit dieser Zielstellung fördern wir geeignete Projekte, die an einzelnen Hochschulen verankert sind oder im Verbund 
umgesetzt werden. Zudem schaffen wir Vernetzungsangebote für Gestalter:innen der Hochschullehre, stärken den Wis-
senstransfer zwischen den Hochschulen und fördern den Austausch über Projektergebnisse, Erfolge und Herausforde-
rungen.

Stiftung Innovation in der Hochschullehre: Über Uns – Aufgaben und Ziele. „Innovationen, Vernetzung und Wissenstrans-
fer“. https://stiftunhochschullehre.de/ueber uns/aufgaben-und-ziele

Lehre und Studium

Innovationen in der Hochschullehre

Hochschulbildung im 21. Jahrhundert 

WR empfiehlt neue Rahmenbedingungen für Studium und Lehre

In seinen „Empfehlungen für eine zukunftsfähige Ausgestaltung von Studium und Lehre“ entwirft der Wissenschaftsrat 
ein Bild des Hochschulstudiums als ganzheitlichen Bildungsprozess, in dem Studierende als gestaltende Akteure mit-
wirken. Denn Hochschulabsolventinnen und -absolventen werden in den kommenden Jahrzehnten wesentlich zur 
Bewältigung der gesellschaftlichen und politischen, technologischen und ökologischen Umbrüche beitragen.1

Dafür müssen sie mit dynamischen, 
komplexen Problemen umgehen kön-
nen, stetig dazulernen, kooperieren, ver-
netzt denken und auch ungewohnte 
Wege gehen. Aus Sicht des wissen-
schaftspolitischen Beratungsgremiums 
von Bund und Ländern ist dazu ein 
grundlegendes Umdenken aller Akteure 
erforderlich. „Wir müssen an vielen Stel-
len ansetzen: bei den Lehrformaten und 
der Studienorganisation, bei den Prozes-
sen an Hochschulen sowie den Steue-
rungsinstrumenten im Hochschulsys-
tem,“ so Professorin  Dorothea Wagner, 
Vorsitzende des Wissenschaftsrats. „Es 
braucht einen deutlichen Qualitäts-
sprung, damit  Studium und Lehre auf die 
Heraus forderungen von morgen vorbe-
reiten können. Zum Glück gibt es vieler-
orts bereits gelungene Ansätze.“

Zur Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für erfolgreiche Bildungs-
prozesse sieht der Wissenschaftsrat 
verschiedene Ansatzpunkte: 
•  Der Wissenserwerb in Lehrveran-

staltungen sollte stärker als bislang 
durch Reflexion, Anwendung und In-
teraktion geprägt sein. 

•  Die Anzahl von obligatorischen Lehr-
veranstaltungen und Prüfungen sollte 

zugunsten des angeleiteten Selbst-
studiums reduziert werden. 

•  Studierenden sollte mehr Zeit für 
selbstbestimmtes Lernen zur Verfü-
gung stehen, sei es einzeln oder in 
Gruppen. 

•  Um die Eigenständigkeit von Studie-
renden zu fördern, sollten Wahl- und 
Entscheidungsmöglichkeiten im Stu-
dienverlauf erweitert werden. 

Zur Begleitung des studentischen Ler-
nens empfiehlt der Wissenschaftsrat 
eine neue Form des akademischen 
Mentorats: Regelmäßige Reflexions- 
und Feedbackgespräche zwischen 
Lehrenden und Studierenden, die ein-
zeln oder in Kleingruppen stattfinden 
können, sollen die diskursive Ausein-
andersetzung mit fachlichen Inhalten 
fördern, zur akademischen Sozialisa-
tion und zur Persönlichkeitsbildung 
beitragen und Studierende dabei un-
terstützen, den individuell besten Weg 
durch das Studium zu finden. Prüfun-
gen haben in diesem Kontext eine er-
weiterte Funktion: Damit ließe sich er-
mitteln, ob Studierende ihre Kennt-
nisse nicht nur reproduzieren, sondern 
auch anwenden und Probleme selbst-
ständig bearbeiten können. „Die Orga-
nisation der Hochschulbildung als 

 lernendes System bedeutet auch, neue 
Wege zu erkunden und eine produktive 
Fehlerkultur zu pflegen“, betont 
 Wagner. „Um- und Irrwege von Studie-
renden sollten nicht als Scheitern ab-
gewertet werden. Lehrende müssen 
neue Lehrmethoden und -medien auch 
mit dem Risiko der Revision erproben 
können. Zur produktiven Fehlerkultur 
kann es auch gehören, unwirksame 
Maßnahmen wieder einzustellen und 
Zeit und Ressourcen für neue Aufga-
ben zu gewinnen.“

Hochschulen und Fächer mit guten Be-
treuungsrelationen sollten modellhaft 
Konzepte erproben, wie kleinere Grup-
pen für eine bessere Interaktion genutzt 
werden können, und auf zeigen, welcher 
qualitative Mehrwert damit erzielt wer-
den kann. Zur Um setzung einer solchen 
Lehr- und Lernkultur wären in stark 
nachgefragten Studiengängen bessere 
Betreuungsrelationen und damit zu-
sätzliche Personalressourcen in der 
Hochschullehre erforderlich. Der Wis-
senschaftsrat verbindet seine Empfeh-
lungen zur Weiterentwicklung von Curri-
cula, Lehr- und Prüfungsformaten daher 
mit Vorschlägen an die Länder, die da-
für notwendigen finanziellen und recht-
lichen Rahmenbedingungen zu schaf-

Wissenschaftsrat (WR)
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Die Digitalisierung kann Lehre und  Studium 
verbessern

Hochschulen sind Impulsgeber der Digitalisierung – dafür brauchen sie Veränderungs-
bereitschaft, Kooperation und Geld
Lehre und Studium benötigen einen Qualitätssprung. Mit seinen Empfehlungen zur Digitalisierung in Lehre und 
 Studium zeigt der Wissenschaftsrat, wie die Digitalisierung dazu beitragen kann: Digitale Lehrangebote können Frei-
räume für Austausch und Reflexion schaffen und ermöglichen größere Flexibilität bei der Organisation des Studiums. 
Sie bieten die Möglichkeit, Hochschulbildung einem größeren Personenkreis zugänglich zu machen, die Internationa-
lisierung zu vertiefen und die fächerübergreifende Zusammenarbeit auszuweiten. Schließlich können Hochschulen die 
Digitalisierung in Lehre und Studium strategisch für ihre Profilbildung einsetzen.

Dank des hohen Engagements, der 
Anpassungsfähigkeit und Kreativität 
von Hochschulen, Lehrenden und Stu-
dierenden sind in der Pandemie große 
Fortschritte in der Digitalisierung erzielt 
worden. „Nun gilt es, diesen Schub zu 
nutzen, um die Digitalisierung in der 
Lehre nachhaltig und breitenwirksam 
voranzutreiben und so die Leistungs-
fähigkeit des Hochschulsystems zu 
erhöhen“, erläutert [e am 11. Juli 2022] 
Professorin Dr. Dorothea Wagner, 
Vorsitzende des Wissenschaftsrats.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt den 
Hochschulen, digitale Lehrangebote 
einzusetzen, um das selbstbestimmte, 
individuelle und kollaborative Lernen zu 
fördern. Dazu sollte auch die Forschung 
zu didaktischen Konzepten für die digi-
tale Lehre intensiviert werden und nach-
weislich gute Konzepte  sollten in der 
Breite der Hochschulen bekannt ge-
macht werden. Lehrende benötigen 
Weiterbildungsangebote, damit sie 
neue didaktische Lehr- und Prüfungs-
konzepte erproben und deren vielfältige 
Möglichkeiten ausschöpfen können.

Digitale Instrumente können auch die 
Studienorganisation unterstützen: Die 
Hochschulen sollten die Prozesse in 
Lehre und Studium digitalisieren und 
damit einen digitalen Campus schaffen*.

Insgesamt haben die Hochschulen in 
der Digitalisierung einen Stand er-
reicht, für den Insellösungen und Ex-
perimente nicht mehr passend sind. 

Stattdessen gilt es, für Infrastrukturen 
und Technologien gemeinsame Stan-
dards zu etablieren, vorhandene Aktivi-
täten in der Didaktik oder Weiterbil-
dung stärker zu koordinieren und 
hochschulübergreifend zu organisie-
ren, um Synergien zu schaffen und die 
Digitalisierung für alle Hochschulen 
umsetzbar und finanzierbar zu ma-
chen. Der Wissenschaftsrat empfiehlt 
den Landeshochschulinitiativen für die 
Digitalisierung in der Lehre, dem Hoch-
schulforum Digitalisierung (HFD), dem 
Deutschen Akademischen Austausch-
dienst (DAAD) und der Stiftung Innova-
tion in der Hochschullehre ein Bündnis 
zu bilden. Dieses Bündnis sollte Frage-
stellungen zu Didaktik, Infrastruktur 
und Technologien, Internationalisie-
rung oder auch übergreifende Rechts-
fragen gemeinsam bearbeiten und 
Hochschulen und Lehrende mit Infor-
mations- und Vernetzungsangeboten 
unterstützen.

Die Digitalisierung erfordert in vielen 
Bereichen einen zusätzlichen Mittelein-
satz, den die Hochschulen mit den ih-
nen aktuell und perspektivisch zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen nicht 
bestreiten können. „Damit die Hoch-
schulen dauerhaft die vielfältigen und 
stetig zunehmenden Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Digitalisierung 
erfüllen können, sind Investitionen, 
langfristig angelegte Finanzierungsme-
chanismen und starke Unterstützungs-
strukturen nötig“, so Wagner.

Die Digitalisierung ist eine große ge-
sellschaftliche Transformationsauf-
gabe, zu der die Hochschulen einen 
wichtigen Beitrag leisten. An ihnen 
werden Kompetenzen erworben, die 
eine Teilhabe an einer digital geprägten 
Gesellschaft ermöglichen, sie über-
nehmen eine Qualifikationsfunktion für 
den Arbeitsmarkt der Zukunft und ver-
fügen über hohe Innovationskraft. Die 
Hochschulen müssen daher in die 
Lage versetzt werden, als Impulsgeber 
zu wirken und den digitalen Wandel 
anzuführen. „Hochschulen, Lehrende, 
Studierende und die Politik sind aufge-
rufen, bei der weiteren Digitalisierung 
zusammenzuwirken, um die Leistungs-
fähigkeit und Attraktivität der Hoch-
schulen als Lernorte der Zukunft 
 sicherzustellen“, unterstreicht Wagner.

*  Für die technische und räum liche Ausstattung 
der Hochschulen  definiert der Wissenschaftsrat 
konkrete Mindestanforderungen, die alle Hoch-
schulen erfüllen sollten.

Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur 
Digitalisierung in Lehre und  Studium. 
Köln 22. Juli 2022. Drs. 9848-22. 
 https://www.wissenschaftsrat.de/
download/2022/9848-22.pdf?

Wissenschaftsrat (WR): Pressemitteilung Nr. 16 vom 
11.07.2022 „Die Digitalisierung kann Lehre und 
 Studium verbessern | Hochschulen sind Impuls-
geber der Digitalisierung – dafür brauchen sie 
 Veränderungsbereitschaft, Kooperation und Geld“. 
https://www.wissenschaftsrat.de/ SharedDocs/ 
Pressemitteilungen/DE/PM_2022/PM_1622.html.

Lehre und Studium

fen. Vor  allem Curricularnormwerte und 
Lehr ver pflichtungsverordnungen sollten 
daraufhin überprüft werden, inwieweit 
sie den Erfordernissen der jeweiligen 
Fächer und den Anforderungen an ein 
zeitgemäßes Studium entsprechen.

Der Wissenschaftsrat erkennt an, dass 
die empfohlenen Maßnahmen zur Qua-
litätsverbesserung von Studium und 

Lehre alle beteiligten Akteure vor 
große, auch finanzielle Herausforde-
rungen stellen und nur schrittweise 
umgesetzt werden können. „Aber die 
Zukunft wartet nicht auf uns“, mahnt 
Dorothea Wagner. „Der Zeitpunkt, in 
der Hochschulbildung die richtigen 
Entwicklungen für das 21. Jahrhundert 
anzustoßen, ist jetzt.“

Wissenschaftsrat (WR): Pressemitteilung Nr. 10 vom 
02.05.2022 „Hochschulbildung im 21. Jahrhundert. 
WR empfiehlt neue Rahmenbedingungen für Studium 
und Lehre“. https://www.wissenschaftsrat.de/Shared-
Docs/Pressemitteilungen/DE/PM_2022/PM_1022.html.

1  Siehe dazu Empfehlungen für eine zukünftige 
Ausgestaltung von Studium und Lehre. Erfurt 
29.04.2022. „Kurzfassung“, S. 7-15.
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Stifterverband* Zehn Leitlinien für zukunftsorientierte 
Lernräume

Wie Hochschulen mit neuen Lernarchitekturen die Lehre der Zukunft fördern können – ein 
Positionspapier

Angebote der Universitäten werden 
in die digitale Welt verschoben. 
Transformationsbewegungen wie der 
„Shift from Teaching to Learning“, der 
wachsende Fokus auf Bildung für 
nachhaltige Entwicklung und den 
 Erwerbsmöglichkeiten sogenannter 
Future Skills tragen dieser Entwicklung 
Rechnung. In den Umfragen des Stif-
terverbandes für das Hochschul-Baro-
meter 2021, die diesem Papier zu-
grunde liegen, sprechen sich die Hoch-
schulleitungen dafür aus, dass auch in 
Zukunft die Hochschullehre vorrangig 
digital oder hybrid stattfindet. Dies 
lenkt den Fokus auf die Entwicklung 
zukunftsorientierter Lernräume.

Die Gestaltung neuer Lehr- und 
Lernräume ist eine zentrale Heraus-
forderung für die Hochschulen. Dafür 
gilt es bereits jetzt Lösungskonzepte 
für Neu- und Umbau zu schaffen, um 
auch auf zukünftige Veränderungen 
und Herausforderungen reagieren zu 
können.

Eine zukunftsorientierte Lernarchi-
tektur bedeutet, die Gestaltung von 
physischem Raum zur Unterstützung 
und Ermöglichung innovativer, zu-
kunftsfähiger Hochschulbildung und 
praxisorientiertem und forschendem 
Lernen. Die bauliche Umsetzung folgt 
dabei sowohl den Bedürfnissen der 
Nutzerinnen und Nutzer sowie didakti-
schen Prinzipien, sodass Lehrende 
und Studierende Lernarrangements so 
gestalten können, dass sie die indivi-
duellen Lernprozesse der Lernenden 
fördern. Die Gelingensbedingungen, 
um zukunftsorientierte Lehr- und Lern-
räume zu gestalten, die zugrundelie-
genden Bedarfe zu decken und wie 
Hochschulen diese entwickeln können, 
zeigen die folgenden zehn Leitlinien für 
zukunftsorientiere Lehr- und Lern-
räume.

Die 10 Leitlinien
1.  Es braucht Räume, die für aktive 

Lernsettings ausgerichtet sind.
2.  Es braucht mehr Selbstorganisati-

onsmöglichkeiten und Autonomie 
bei Räumen für Lernende in Hoch-
schulen.

3.  Es braucht eine Vielfalt an ver-
schiedenen Lernräumen.

4.  Es braucht Räume für hybride 
Lehr-/Lernsettings und (Post-)Co-
rona Lösungen.

5.  Es braucht Lernräume, die Mög-
lichkeiten nachhaltiger Gestaltung 
aufzeigen.

6.  Es braucht ein erhöhtes Bewusst-
sein für Lernraumarchitektur in 
Hochschulen.

7.  Es braucht partizipative, interdiszi-
plinäre Planungsprozesse mit or-
ganisationsweiten Konzepten.

8.  Es braucht einen Aufbau an perso-
nellen Ressourcen und eine Flexi-
bilisierung der Rahmenbedingun-
gen.

9.  Es braucht Sichtbarkeit und eine 
nachhaltige Strategie zur Nutzung 
von Lernräumen an Hochschulen.

10.  Es braucht Experimentierräume, 
die für eine aktive Weiterentwick-
lung von Lernräumen genutzt wer-
den können.

Diese zehn Leitlinien zeigen, dass 
das Thema Lernarchitekturen und zu-
kunftsorientierte Lernräume ein oft-
mals unterschätztes Thema, aber eine 
zentrale Herausforderung mit zuneh-
mender Relevanz ist. Dabei sind neben 
den Erfolgsfaktoren für solche Lern-
räume auch die Ausgestaltung der 
Planungs- und Umsetzungsprozesse 
von zentraler Bedeutung. 

Die Ausgestaltung und Prozesse 
sind herausfordernd, aber wichtig, 
um den aktuellen Entwicklungen nach-
zukommen, den Lernenden ihren 
Raum zu bieten und die Veränderun-
gen in Lehre und im Lernen zu unter-
stützen. Raumgestaltung bedarf einer 
kontinuierlichen Entwicklung und ist 
kein abgeschlossener Prozess, der 
nach einem Neubau oder der Umge-
staltung bestehender Räume aufhört. 
Zukunftsorientierte Lernräume charak-
terisieren ein hohes Maß an Partizipa-
tion, Nutzerorientierung, Agilität, Flexi-
bilität und Nachhaltigkeit. Nur so kön-
nen sie den Bedarfen der Lernenden 
und Lehrenden entsprechen und 
Räume mit einem hohen Nutzungsauf-

kommen aufbauen, die einen wirkli-
chen Mehrwert generieren. Damit ent-
sprechen die Hochschulen auch ihrer 
gesellschaftlichen Verantwortung in 
Hinblick auf Bildung, Forschung, nach-
haltiger Entwicklung und Transfer. 

Ein zukunftsorientierter Lernraum 
enthält demnach aktive Lehr-/Lernset-
tings, in denen Studierende entspre-
chend ihren Bedarfen lernen können 
und die agil und flexibel genutzt wer-
den. Dafür braucht es einen Fokus-
wechsel auf die Notwendigkeit solcher 
Lernräume und die systemischen Rah-
menbedingungen, die nutzerzentrierte, 
partizipative Planungsprozesse mit al-
len relevanten Akteuren anhand eines 
organisationsweiten Konzepts erlau-
ben. Dieses Konzept enthält eine nach-
haltige Strategie mit adaptionsfähigen 
Nutzungsmöglichkeiten.

So werden Hochschulen mit zu-
kunftsorientierter Lernraumgestal-
tung zu attraktiven Orten der Partizipa-
tion für Studierende, worin die Hoch-
schulen ihre Haltung und Rolle durch 
offene, nutzerzentrierte Räume für Em-
powerment, Inspiration, Reflexion und 
Kreativität und einer gelebten Konver-
genz zwischen digitalen und physi-
schen Räumen zeigen. Studierende 
können dabei ihre Lernumgebungen 
aktiv gestalten und dadurch Selbst-
wirksamkeit und Gestaltungskompe-
tenzen erlangen.

Judith Koeritz, Lara Kolbert, 
 Mathias Winde: 10 Leitlinien für 
zukunftsorientierte Lernräume. – 
Wie Hochschulen mit neuen Lern-
architekturen die Lehre der Zu-
kunft fördern können. Positionspa-
pier. Stifterverband-Förderinitiative 
„Lernarchitekturen“. Februar 2022. 
 https://www.stifterverband.org/ 
medien/zehn- le i t l in ien- fuer- 
zukunftsorientierte-lernraeume

*  Stifterverband: Förderinitiative „Lernarchitektu-
ren“. Gemeinsam mit der Dieter Schwarz Stiftung 
stärkt der Stifterverband Hochschulen in der 
 Entwicklung und Umsetzung zukunftsorientierter 
Lernräume und verankert das Thema in der 
 hochschulpolitischen Debatte.



18 Oktober – Dezember 2022

Lehre und Studium

Gemeinsame Wissenschafts- 
konferenz (GWK) „Zukunftsvertrag Studium und Lehre  

stärken“ wird dynamisiert:
GWK beschließt deutlichen Mittelaufwuchs für die Hochschulen

Die Gemeinsame Wissenschaftskonfe-
renz (GWK) hat [am 4. November 2022] 
beschlossen, den finanziellen Rahmen 
des Zukunftsvertrags Studium und 
Lehre stärken zu dynamisieren. Da-
durch werden Bund und Länder bereits 
ab dem Jahr 2023 gemeinsam die 
Mittel Jahr für Jahr erhöhen und bis 
einschließlich 2027 zusammen zusätz-
lich rund 676 Mio. Euro bereitstellen. 
Insgesamt werden die Hochschulen in 
den Jahren 2023 bis 2027 mit dem 
Zukunftsvertrag Studium und Lehre 
stärken nun rund 20,8 Mrd. Euro erhal-
ten, um flächendeckend eine hohe 
Qualität von Studium und Lehre zu 
gewährleisten und die mit dem Hoch-
schulpakt erreichten Studienkapazitä-
ten bedarfsgerecht zu erhalten.

Die GWK-Vorsitzende Bettina Stark-
Watzinger, Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung, erklärt dazu: 
„Die Dynamisierung des Zukunftsver-
trags Studium und Lehre stärken ist ein 
wichtiger Kraftakt, mit dem Bund und 
Länder die verlässliche Finanzierung 
unserer Hochschulen weiter ausbauen 
und für mehr Planungssicherheit sor-
gen. Angesichts der angespannten 
Haushaltslage des Bundes ist dies 
nicht selbstverständlich. Der Beschluss 
ist ein Meilenstein für die Qualität von 
Studium und Lehre, wie es der Koaliti-
onsvertrag vorsieht. Die Dynamisie-
rung des Zukunftsvertrags bietet den 
Hochschulen mehr Spielräume. Damit 
verbunden ist der Appell des Bundes 
und der Länder an die Hochschulen, 
diese Mittel zeitnah und vollständig für 
mehr dauerhafte Beschäftigungsver-
hältnisse, einen höheren Frauenanteil 
am Personal und eine moderne Hoch-
schullehre zu nutzen.“

Der stellvertretende GWK-Vorsitzende 
Markus Blume, Staatsminister für 
Wissenschaft und Kunst des Freistaats 
Bayern, führt aus: „Die Dynamisierung 
des Zukunftsvertrags Studium und 
Lehre stärken ist ein immenser Erfolg 
und ein echter Kraftakt für die deut-
sche Wissenschaftslandschaft. Trotz 
der angespannten Haushaltslagen bei 
Bund und Ländern haben wir verein-
bart, dass sich der Zukunftsvertrag 
künftig auf Augenhöhe mit der Finan-
zierung der außerhochschulischen 
Wissenschaftsorganisationen entwi-
ckelt. Die Dynamisierung kann die fi-
nanzielle Planungssicherheit der Hoch-
schulen zur Bereitstellung eines attrak-
tiven Studienangebots und hoher Qua-
lität der Lehre verbessern. Damit kön-
nen die Hochschulen noch besser ihrer 
Aufgabe gerecht werden, langfristig 
ausreichend akademische Fachkräfte 
für Wissenschaft, Wirtschaft und Ge-
sellschaft auszubilden.“

Der Zukunftsvertrag Studium und 
Lehre stärken ist seit 2021 das Nach-
folgeprogramm des Hochschulpakts, 
mit dem Bund und Länder auf eine 
gestiegene Studiernachfrage reagier-
ten und in den Jahren 2007 bis 2020 
insgesamt 1,63 Millionen Studienan-
fängerinnen und -anfänger zusätzlich 
ein Studium aufnehmen konnten. In 
den Jahren 2021 und 2022 stellte der 
Bund im Rahmen des Zukunftsvertrags 
Studium und Lehre stärken jeweils 
1,88 Mrd. Euro bereit, die Länder kofi-
nanzierten mindestens in gleicher 
Höhe. Wie jetzt beschlossen wurde, 
steigen die Bundes- und Ländermittel 
im Jahr 2023 um drei Prozent gegen-
über dem Vorjahr, im Jahr 2024 um 
rund 5,9 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr auf das bereits zuvor vorgesehene 

Niveau von 2,05 Mrd. Euro, im Jahr 
2025 um 1,5 Prozent und in den Jahren 
2026 und 2027 um drei Prozent.

Dies kommentierte der Präsident der 
Hochschulkonferenz (HRK) Prof. Dr. 
Peter-André Alt:

„Die GWK hat mit der heute beschlos-
senen Dynamisierung des Zukunfts-
vertrages einen für das Wissenschafts-
system zentralen Punkt des Koalitions-
vertrages der Regierungsparteien im 
Bund umgesetzt. Die HRK begrüßt 
diese wegweisende Entscheidung aus-
drücklich. Aufgrund des nun vereinbar-
ten kontinuierlichen Aufwuchses steht 
fest, dass die Hochschulen mittel- bis 
langfristig deutlich mehr Mittel für eine 
moderne Gestaltung von Studium und 
Lehre und zugleich die dringend benö-
tigte Planungssicherheit erhalten. Dar-
über hinaus trägt die Dynamisierung 
des Zukunftsvertrages der Bedeutung 
der Hochschulen für das gesamte Wis-
senschaftssystem Rechnung, weil sie 
die bestehende strukturelle Benachtei-
ligung der Hochschulen im Abgleich 
mit den stetig wachsenden Haushalten 
der Forschungseinrichtungen abbaut. 
Bund und Länder stärken hier die Zu-
kunftsfähigkeit der Bundesrepublik.“1

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK): 
 Pressemitteilung Nr. 9 vom 4. November 2022 
„Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken wird 
dynamisiert“. GWK pm2022-09 Studium und Lehre 
(auszugsweise).

1  Peter-André Alt: „HRK begrüßt Entscheidungen 
von Bund und Ländern zum Zukunftsvertrag 
sowie zur Exzellenzstrategie“. Pressemitteilung 
der Hochschulrektorenkonferenz vom 4. Novem-
ber 2022. https://www.hrk.de/presse/pressemit-
teilungen/pressemitteilung/ meldung/hrk-
begruesst-entscheidungen-von-bund-und-
laendern-zum-zukunftsvertrag-sowie-zur- 
exzellenzstrategie-495/.

Die Gestaltung neuer Lehr- und Lernräume ist eine zentrale Herausforderung für die Hochschulen. … Eine zukunfts-
orientierte Lernarchitektur bedeutet, die Gestaltung von physischem Raum zur Unterstützung und Ermöglichung inno-
vativer, zukunftsfähiger Hochschulbildung und praxisorientiertem und forschendem Lernen. Die bauliche Umsetzung 
folgt dabei sowohl den Bedürfnissen der Nutzerinnen und Nutzer sowie didaktischen Prinzipien, sodass Lehrende und 
Studierende Lernarrangements so gestalten können, dass sie die individuellen Lernprozesse der Lernenden fördern. 
Stifterverband: „Zehn Leitlinien für zukunftsorientierte Lernräume – Wie Hochschulen mit neuen Lernarchitekturen die Lehre der Zukunft fördern können.“  
https://www.stifterverband.org/medien/zehn-leitlinien-fuer-zukunftsorientierte-lernraeume.



Oktober – Dezember 2022 19

Lehre und Studium

•  Wohnkosten: Ein Viertel der Stu-
dierenden insgesamt und mehr 
als die Hälfte derjenigen, die allein 
oder in Studierenden-WGs lebten, 
galt 2021 als überbelastet

Das dritte Entlastungspaket der Bun-
desregierung soll Studierende unter-
stützen, die angesichts geringer Ein-
kommen durch die aktuell hohen Preise 
besonders belastet sind. 37,9 % der 
Studierenden in Deutschland waren im 
Jahr 2021 armutsgefährdet. Das teilt 
das Statistische Bundesamt (Destatis) 
anlässlich des Weltstudierendentags 
am 17. November anhand von Erster-
gebnissen der Erhebung zu Einkom-
men und Lebensbedingungen (EU-
SILC) 2021 mit. Noch deutlich höher 
war das relative Armutsrisiko für dieje-
nigen, die allein oder ausschließlich mit 
anderen Studierenden zusammenleb-
ten: Gut drei Viertel (76,1 %) von ihnen 
waren armutsgefährdet. Zum Vergleich: 
Insgesamt waren im vergangenen Jahr 
15,8 % der Bevölkerung in Deutsch-
land von Armut bedroht.1…

•  38,5 % der Studierenden konnten 
ungeplante, größere Ausgaben 
nicht bestreiten

Das dritte Entlastungspaket der Bun-
desregierung sieht Einmalzahlungen 
für Studierende vor, um zusätzliche 
Belastungen, etwa durch eine größere 
Nachzahlung, zu stemmen. Finanzielle 
Engpässe zeigen sich auch darin, dass 
nahezu zwei von fünf Studierenden 
(38,5 %) im Jahr 2021 und damit 
schon vor der aktuellen Energiepreis-
krise in Haushalten lebten, die nicht in 
der Lage waren, unerwartete größere 
Ausgaben aus eigenen finanziellen Mit-
teln zu bestreiten. Unter den allein oder 
zusammen mit Studierenden in Wohn-
gemeinschaften lebenden Studieren-
den traf dies auf mehr als die Hälfte zu 
(55,5 %). In der Gesamtbevölkerung 
war knapp ein Drittel (31,9 %) finanziell 
nicht in der Lage, unerwartete größere 
Ausgaben zu bestreiten.

•  Wohnkostenbelastung für Studie-
rende überdurchschnittlich hoch

Geringen finanziellen Spielraum lassen 
Studierenden auch ihre Ausgaben für 

Wohnen. 2021 lag der durchschnittli-
che Anteil der Wohnkosten am verfüg-
baren Haushaltseinkommen für Stu-
dierende bei 31,6 % und damit deut-
lich über der Wohnkostenbelastung 
der Gesamtbevölkerung (23,3 %). Stu-
dierende, die allein oder in Studieren-
den-WGs lebten, mussten im Schnitt 
gut die Hälfte (51,1 %) ihres verfügba-
ren Einkommens für die Wohnkosten 
aufbringen.

Liegt die Wohnkostenbelastung auch 
nach Abzug möglicherweise erhaltener 
wohnungsbezogener Transferleistun-
gen noch bei mehr als 40 %, gelten 
Haushalte als überbelastet. Im vergan-
genen Jahr lebte knapp ein Viertel 
(24,2 %) der Studierenden in Haushal-
ten, auf die das zutraf. In der Gesamt-
bevölkerung hingegen lebten 10,7 % in 
einem überbelasteten Haushalt. Eine 
besonders starke Überbelastung durch 
Wohnkosten hatten auch hier Studie-
rende, die allein oder in Studierenden-
WGs lebten: Mehr als die Hälfte von 
ihnen (56,6 %) galt als überbelastet.2

Statistisches Bundesamt: DeStatis - Pressemittei-
lung vom 22. November 2022: „37,9 % der Studie-
renden armutsgefährdet“: https://www.destatis.de/
DE/Presse/ Pressemitteilungen/2022/ 11/PD22_
N066_63.html.

Dazu der Kommentar des Deut-

schen Studentenwerks: „Armutsge-
fährdete Studierende: Bundesregie-
rung muss nachlegen“

•  Deutsches Studentenwerk (DSW) zu 
neuen Daten des Statistischen Bun-
desamts zur Armutsgefährdung von 
Studierenden

•  DSW-Generalsekretär Matthias An-
buhl: „Bundesregierung muss bei 
den Hilfen nachlegen, rasch den 
BAföG-Grundbedarf erhöhen und 
 einen Inflationsausgleich beim BAföG 
einführen“

•  Statistisches Bundesamt: 37,9 % der 
Studierenden in Deutschland waren 
2021 armutsgefährdet.

Gemäß dem Statistischen Bundesamt 
waren im Jahr 2021 37,9 % der Studie-
renden armutsgefährdet, während der 
Anteil der armutsgefährdeten Men-
schen an der Bevölkerung in Deutsch-
land insgesamt 15,8 % betrage.

Dazu erklärt Matthias Anbuhl, Gene-
ralsekretär des Deutschen Studenten-
werks: „Studierende stehen in diesem 
Wintersemester vor einer dramatischen 
sozialen Notlage. Sie kommen finan-
ziell und psychisch auf dem Zahn-
fleisch aus der Corona-Pandemie – 
und wissen angesichts explodierende[r] 
Preise oftmals nicht, wie sie nun Strom, 
Gas und Lebensmittel bezahlen sollen. 

Das studentische Budget ist in aller 
Regel extrem auf Kante genäht; nun 
droht diese Naht zu reißen.

Die Bundesregierung muss die Studie-
renden noch stärker als bisher unter-
stützen. Bei den Direkthilfen sollte sie 
nachlegen.

Beim BAföG ist der Handlungsdruck 
groß: Der Grundbetrag muss so rasch 
wie möglich erhöht werden, ebenso 
die Wohnkostenpauschale, und wir 
brauchen beim BAföG nun ebenso 
rasch einen automatischen Inflations-
ausgleich, wie er bei anderen Sozial-
leistungen Standard ist. Das BAföG 
muss regelmäßig an die Entwicklung 
von Preisen und Einkommen ange-
passt werden. Das ist die beste Armuts-
prophylaxe.

Die multiplen Krisen belasten auch die 
internationalen Studierenden in 
Deutschland. Da sie monatlich über 
140 Euro weniger Einnahmen verfügen 
als deutsche Studierende, sind Preis-
erhöhungen für sie gravierend.

Wer die Studierenden finanziell entlas-
ten will, muss auch die Studierenden-
werke entlasten. Die Länder sind ge-
fordert, ihre Studierendenwerke finan-
ziell stärker zu unterstützen, damit 
diese die enormen Preissteigerungen 
bei Energie und Lebensmitteln nicht in 
Form von höheren Mieten, höheren 
Mensaessenspreisen oder höheren 
Sozialbeiträgen an die Studierenden 
weitergeben müssen.“3

1  Eine Person gilt nach der Definition für EU-SILC als 
armutsgefährdet, wenn sie über weniger als 60 % 
des mittleren Einkommens der Gesamtbevölkerung 
verfügt (Schwellenwert der Armutsgefährdung). 
2021 lag dieser Schwellenwert für eine alleinleben-
de Person in Deutschland bei 15 009 Euro netto im 

Statistisches Bundesamt 37,9 % der Studierenden in Deutsch-
land waren 2021 armutsgefährdet 

38,5 % der Studierenden waren finanziell nicht in der Lage, unerwartete größere Ausgaben 
zu bestreiten
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Deutsches Studierendenwerk 
(DSW) Studierendenwerke: Stabile soziale 

Infrastruktur für Studierende

Forderungen der Studierendenwerke an Bundesregierung und Bundesländer; Hauptforderungen: 2,6 Milliarden 
Euro Bund-/Länder-Zuschüsse für Wohnheimneubau und -Sanierung, weitere 1,6 Milliarden Euro für Um-/Ausbau und 
Sanierungen der Mensen; Zusätzliche Bundesmittel für ein Programm „Unterstützung nach Corona für Studierende“ 
zur Stärkung der psychosozialen Beratung der Studierendenwerke;  Mitgliederversammlung des Deutschen Studie-
rendenwerks (DSW) mit allen Studierendenwerken am 7.12.2022 in Berlin; DSW-Präsident Prof. Dr. Rolf-Dieter 
 Postlep: „Die  Studierenden sind in der Krise erst recht auf eine stabile soziale Infrastruktur angewiesen.“ 

Die 57 im Deutschen Studierenden-
werk (DSW) zusammengeschlossenen 
Studierendenwerke fordern ein ge-
meinsames Bund-Länder-Investitions- 
und Sanierungsprogramm für die Stu-
dierendenwohnheime, die Mensen und 
die psychosoziale Beratung.

Um weitere Studierendenwohnheime 
bauen und ihre bestehenden sanieren 
zu können, veranschlagen die Studie-
rendenwerke für die kommenden drei 
Jahre staatliche Zuschüsse von Bund 
und Ländern in Höhe von 2,6 Milliarden 
Euro.

„Die Studierendenwerke können nur 
neue Wohnheime bauen und ihre be-
stehenden sanieren, wenn die Förde-
rung stimmt“, erklärt DSW-Präsident 
Prof. Dr. Rolf-Dieter Postlep. „Wir 
bieten Bund und Ländern den Bau von 
25.000 Wohnheimplätzen in den kom-
menden Jahren an, mittelfristig von 
64.000 weiteren Plätzen, wenn es min-
destens einen hälftigen öffentlichen 

Zuschuss gibt. Die andere Hälfte stem-
men wir aus Eigenmitteln.“

Für ihre rund 950 hochschulgastrono-
mischen Einrichtungen, darunter rund 
400 Mensen, benötigen die Studieren-
denwerke in den Jahren 2022 bis 2026 
staatliche Zuschüsse in Höhe von 1,6 
Milliarden Euro. Postlep: „Vor allem in 
der Hochschulgastronomie der Studie-
rendenwerke drohen gravierende 
 finanzielle Belastungen.

„Wir haben einen Investitions- und 
 Sanierungsstau und obendrauf kommt 
ein höherer Finanzbedarf: Zwar können 
Mensen und Cafeterien wieder geöff-
net werden und die Auslastung steigt 
wieder, doch von der Vollauslastung ist 
man vielerorts noch weit entfernt. Die 
Kostenkalkulationen der Mensa-Essen, 
die ursprünglich deutlich höhere Gäs-
tezahlen zur Grundlage hatten, können 
wegen der massiven Inflation und des 
Anteils fixer Personalkosten wirtschaft-
lich so nicht aufrechterhalten werden.“

Neue Präsidentin des Deutschen Studentenwerks
Prof. Dr. Beate A. Schücking, von 2011 bis 2022 Rektorin der Universität Leipzig, wurde 
zur Präsidentin des Deutschen Studierendenwerks gewählt. Sie ist die erste Frau in diesem 
Amt in der 101-jährigen Geschichte des Verbandes. Beate Schücking löste zum 1. Januar 
2023 Prof. Dr. Rolf-Dieter Postlep ab, der die Präsidentschaft von 2018 bis 2022 innehatte. 
Die 57 im Deutschen Studentenwerk (DSW) organisierten Studierendenwerke wählten die 
66-jährige Ärztin und Psychotherapeutin mit überwältigender Mehrheit auf der DSW-Mitglie-
derversammlung am 7. Dezember 2022 in Berlin.  Beate Schücking hat an der Fachhoch-
schule München sowie der Universität Osnabrück gelehrt, wo sie als Vizepräsidentin für 
Internationales, Forschungs- und Nachwuchsförderung der Universität Osnabrück in inten-
sivem Kontakt mit dem Studentenwerk Osnabrück stand.

Deutsches Studierendenwerk: Pressemitteilung vom 7. Dezember 2022.  
https://www.studentenwerke.de/de/content/beate-schücking-neue-präsidentin-des.

Jahr oder 1 251 Euro im Monat. Das Einkommens-

referenzjahr ist das Vorjahr der Erhebung. 

2  Methodische Hinweise: Bei den Angaben handelt 

es sich um Ergebnisse der europäischen Gemein-

schaftsstatistik über Einkommen und Lebensbe-

dingungen (European Union Statistics on Income 

and Living Conditions, EU-SILC). EU-SILC ist die 

amtliche Hauptdatenquelle für die Messung von 
Armutsgefährdung und Lebensbedingungen auf 
Bundesebene in Deutschland sowie in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union. Die Erhe-
bung ist in Deutschland seit dem Erhebungsjahr 
2020 als Unterstichprobe in den Mikrozensus 
integriert. Bei den hier erwähnten Ergebnissen für 
2021 handelt es sich um Erstergebnisse.

3  Deutsches Studentenwerk (DSW): Pressemittei-
lung, Berlin, 16. November 2022 „Armutsge-
fährdete Studierende: Bundesregierung muss 
nachlegen“. https://www.studentenwerke.de/de/
content/armutsgefährdete-studierende-bundes.

Zudem hat sich die Nachfrage der Stu-
dierenden nach psychologischer und 
sozialer Beratung angesichts der mul-
tiplen Krisen deutlich verstärkt. Des-
halb fordert das DSW Bund und Län-
der dazu auf, ein Programm „Unter-
stützung nach Corona für Studierende“ 
aufzulegen und damit für die kommen-
den vier Semester bis zu 10 Millionen 
Euro in die Beratungskapazitäten der 
Studierendenwerke zu investieren.

Postlep ist überzeugt: „Der Cam-
pus der Zukunft muss sozial sein, 
digital sein – und nachhaltig. Die 
Studierenden sind in der Krise erst 
recht auf eine stabile soziale Infra-
struktur vor Ort angewiesen.“

Deutsches Studentenwerk (DSW): Pressemitteilung 
vom 08.12.2022 „Studierendenwerke: Stabile 
 soziale Infrastruktur für Studierende“.  
https://www.studentenwerke.de/de/content/ stabile-
soziale- infrastruktur
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Forschung ist in bedeutendem Umfang gleichermaßen in außeruniversitären Einrichtungen verankert. Wissenstransfer 
ist als weitere Aufgabe in Hochschulen und außeruniversitären Einrichtungen hinzugekommen. Als Transfer wird die 
systematische und zielgerichtete Überführung des in der – überwiegend öffentlich finanzierten – Forschung generierten 
neuen Wissens in die Gesellschaft („knowledge transfer“) bezeichnet und inkludiert auch neue Technologien. Ein solcher 
Wissens- und Technologietransfer gilt als Voraussetzung für wirtschaftlich immer bedeutsamer werdende Innovationen 
und (damit) als unverzichtbarer Impulsgeber für Lösungen zentraler und vielfältiger gesellschaftlicher Problemlagen. Mit 
der Hightech-Strategie 2025 zielt auch die Bundesregierung auf eine Stärkung des Transfers, um so den Nutzen von 
wissenschaftlich generiertem Wissen für Wirtschaft und Gesellschaft zu erhöhen.

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF: Richtlinie zur Förderung von Forschungsprojekten zum Thema „Wissenstransfer“. Bundesanzeiger vom 
21.01.2021. https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/bekanntmachungen/de/2021/01/3331_bekanntmachung.html 

Im Bundesministerium für Bildung und For-
schung ist Mario Brandenburg Beauftragter 
für Transfer und Ausgründungen aus der 
 Wissenschaft. 
© Bundesregierung / Steffen Kugler

Zur Förderung von Transfer hat die 
Bundesregierung einen Beauftragten 
für Wissenschafts- und Technologie-
transfer berufen. Mario Brandenburgs 
Aufgabenbereich ist die Entwicklung, 
Koordination und ressortübergreifende 
Vertretung wesentlicher Transfer- und 
Ausgründungsaktivitäten aus der Wis-
senschaft in die Anwendung. In dieser 
adressiert er wichtige Akteure im 
 Wissens-, Erkenntnis-, Innovations- 
und Transfersystem und fungiert als 
Schnittstelle im Netzwerk zwischen 
Regierung, Parlament, Wissenschaft, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft wie 
auch in die entsprechenden communi-
ties. Zudem ist Brandenburg zentraler 
Ansprechpartner für Anliegen der 
 Akteure aus Hochschulen, außeruni-

versitären Forschungseinrichtungen, 
KMU und Zivilgesellschaft. Als Beauf-
tragter für Transfer und Ausgründun-
gen aus der Wissenschaft arbeitet er 
am DATI-Konzept und deren Errich-
tung mit und ist aktiv in die Entwick-
lung einer Start up-Strategie eingebun-
den.1

„Ein führender Innovationsstandort 
braucht eine starke Vernetzung von 
Forschung, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Die Forschung in unserem Land 
ist exzellent, doch der Transfer in die 
Anwendung ist noch ausbaufähig. 
 Genau hier möchte ich ansetzen und 
damit die Arbeit meines Vorgängers 
fortführen: Ich will Transferbarrieren 
abbauen und zugleich die Transfer- 
und Gründungskultur stärken. …“

Leibniz Gemeinschaft Wissens- und Technologietransfer

Förderung von Innovationen für Wissenschaft und Gesellschaft

Die Vermittlung der in den Leibniz-Einrichtungen erarbeiteten Erkenntnisse in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft bildet 
einen Schwerpunkt der strategischen Zielsetzungen der Leibniz-Gemeinschaft. Leibniz-Einrichtungen nehmen Informati-
onsbedarfe der Gesellschaft auf und bearbeiten aktuelle Fragen. Durch die Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
an außerakademische Zielgruppen tragen sie wesentlich zur gesellschaftlichen Reflexions- und Innovationsfähigkeit bei. 
Gesellschaftliche generierte Fragestellungen werden gleichzeitig in Forschungsvorhaben der Leibniz-Institute integriert.

Unternehmen und Verbände aller Bran-
chen finden in der Leibniz-Gemein-
schaft kompetente Ansprechpartner 
für den Transfer von vielfältiger an-
wendungsorientierter Grundlagenfor-
schung in die Wirtschaft. Sie unterstüt-
zen gern bei der Identifizierung geeig-
neter Partner für Forschungskooperati-
onen. Kooperationsvereinbarungen 
und die Koordination der Zusammen-
arbeit fallen in den Verantwortungsbe-
reich der einzelnen Leibniz-Institute.1

„Transfer in der Leibniz-Gemeinschaft 
entfaltet sich in seiner vollen Band-

breite von Technologietransfer bis hin 
zu Gesellschafts- und Politikberatung.“ 
(Jörg Hacker: Präsident der Leopol-
dina)

Leitbild Leibniz-Transfer

mit Projektbeispielen für die Vermitt-
lung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik

Präambel

Gottfried Wilhelm Leibniz formulierte 
das Wissenschaftsideal theoria cum 

praxi. Die Einrichtungen der Leibniz-
Gemeinschaft haben sich in diesem 
Sinne das Ziel gesetzt, Wissenschaft 
zum Wohle und Nutzen der Gesell-
schaft zu betreiben. Sie nehmen dabei 
Informationsbedarfe der Gesellschaft 
auf und reagieren auf aktuelle Fragen. 
Durch die Vermittlung wissenschaft-
licher Erkenntnisse an außerakademi-
sche Zielgruppen tragen sie wesentlich 
zur gesellschaftlichen Reflexions- und 
Innovationsfähigkeit bei.

Mit ihrem breiten fachlichen Spektrum 
selbstständiger Einrichtungen ist die 

1  Mario Brandenburg folgte auf Thomas Sattelber-
ger, der am 3. Juni 2022 aus dieser Funktion aus-
schied. Er wurde am 1. August 2022 von Wissen-
schaftsministerin Bettina Stark-Watzenberger 
berufen.
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Leibniz-Gemeinschaft im besonderen 
Maße geeignet, auf die Komplexität 
der großen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen zu reagieren. In ihren fünf 
Sektionen deckt sie eine Vielzahl von 
Forschungsfeldern und Wissen-
schaftsbereichen ab: Geisteswissen-
schaften und Bildungsforschung, 
 Wirtschafts-, Sozial- und Raum-
wissenschaften, Lebenswissenschaf-
ten, Mathematik, Natur- und Ingenieur-
wissenschaften und Umweltwissen-
schaften.

Erst Transfer lässt forschungsbasiertes 
Wissen für die Gesellschaft wirksam 
werden; beispielsweise als Grundlage 
für politische und ökonomische Ent-
scheidungsprozesse, technologische 
Innovationen oder die Begleitung kul-
tureller Entwicklungen. Welche Formen 
des Transfers Leibniz-Einrichtungen 
dabei anwenden, entscheiden sie an-
hand ihres satzungsgemäßen Auftrags 
und ihrer strategischen Ausrichtung.

Ziel des Leitbilds ist es, die Stärken der 
Leibniz-Forschung, die in der Vielfalt 
ihrer Ansätze, ihrer Wettbewerbs- und 
Vernetzungsfähigkeit liegt, auch für 
den Wissenstransfer zu nutzen und 
weiterzuentwickeln.

Definition

Leibniz-Transfer bezieht sich auf den 
Austausch zwischen der Wissenschaft 
und der außerakademischen Welt. Die 
Leibniz-Gemeinschaft versteht erfolg-
reichen Wissenstransfer als die ziel-
gruppenspezifische und qualitätsgesi-
cherte Übersetzung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse sowie umgekehrt die In-
tegration von gesellschaftlich generier-
ten Fragestellungen in Forschungsvor-
haben. Er erfüllt daher eine Schnittstel-
lenfunktion in zwei Richtungen. Trans-
fer verknüpft gesellschaftlichen Wis-
sensbedarf und in der Gesellschaft 
vorhandene Wissensbestände mit den 
Forschungsagenden von Leibniz-Ein-
richtungen und versetzt Akteure außer-
halb der Wissenschaft in die Lage, 
wissenschaftliche Erkenntnisse, ihre 
Voraussetzungen, aber auch ihre Gren-
zen zu verstehen und anzuwenden. 
Der Technologietransfer mit seiner en-
gen Einbindung künftiger Nutzer in den 
gesamten Forschungsprozess steht 
dafür beispielhaft.

Leibniz-Wissenstransfer umfasst also 
alle Aktivitäten, die durch Forschung 
generiertes Wissen – insbesondere 
auch in Form von Technologien –, 

Kompetenzen, Ressourcen sowie das 
Verständnis von Wissenschaftskultur 
selbst vermitteln und den Dialog von 
Wissenschaft und Gesellschaft för-
dern. Dazu gehören auch human re-
sources, d.h. hoch qualifizierte, meis-
tens promovierte Forscherinnen und 
Forscher, wenn sie ihre Karrierewege in 
Unternehmen, als Unternehmensgrün-
der und im öffentlichen Dienst fortset-
zen. Im Hinblick auf die verschiedenen 
Zielgruppen – von Akteuren aus Politik 
und Wirtschaft, Medien und zivilgesell-
schaftlichen Interessengruppen bis hin 
zur allgemeinen Öffentlichkeit – braucht 
Transfer Vermittlungs- und Dialogfor-
men. Wissenstransfer ist für die Leib-
niz-Gemeinschaft grundlegende Vor-
aussetzung, um mit ihren Forschungs-
ergebnissen und Wissensbeständen 
zur Lösung gesellschaftlicher Heraus-
forderungen, zu Innovationsfähigkeit 
und Wohlstand beizutragen, und die 
gesellschaftliche Reflexionsfähigkeit 
zu stärken.

…

Perspektiven

Mit dem vorliegenden Leitbild unter-
streichen die Leibniz-Einrichtungen als 
Wissensgemeinschaft die essentielle 
Bedeutung des Wissenstransfers als 
Teil ihrer gesellschaftlichen Verantwor-
tung. Auch angesichts aktueller Strö-
mungen in Medien und Gesellschaft, 
wissenschaftlich generierte Erkennt-
nisse und Fakten in Zweifel zu ziehen, 
sieht sich Wissenschaft insgesamt be-
sonders gefordert, die Qualität ihrer 
Ergebnisse und die Wege ihrer Er-
kenntnis deutlich zu machen. Dem 
Wissenstransfer kommt deshalb auch 
als Aufklärung über die Qualitätsstan-
dards wissenschaftlicher Arbeit hohe 
politische Relevanz zu. …

Leibniz Gemeinschaft: https://www.leibniz- 
gemeinschaft.de/leitbild-leibniz-transfer. Siehe auch 
https://fokustransfer.de/wtt_dokumente/leitbild- 
leibniz-transfer.

Die Leibniz-Förderprogramme2

In einer Reihe von Förderprogrammen 
unterstützt die Leibniz Gemeinschaft 
vielfältige Forschungsvorhaben. Das 
Programm Leibniz-Transfer fördert 
den Erkenntnistransfer aus allen Wis-
senschaftsbereichen in Gesellschaft, 
Wirtschaft und Politik. Auch die Ent-
wicklung von Vermittlungs- und Trans-
fermethoden wird gefördert. Konkrete 
Maßnahmen können Ausgründungen, 
Applikationslabore oder Vorhaben der 

Politik- und Gesellschaftsberatung 
sein; möglich sind auch Personalaus-
tauschprogramme, Ausstellungen, der 
Aufbau neuer und innovativer For-
schungsinfrastrukturen und neue Ko-
operationsformate mit außerakademi-
schen Partnern. 

•  Im Jahr 2022 werden im „Leibniz-
Transfer“-Programm 5 Projekte 
 gefördert und im Jahr 2023 ebenfalls 
5 Projekte.

•  Das „Leibniz-Professorinnen“-Pro-
gramm fördert 2022 4 Forschungs-
vorhaben und 2023 5 Forschungs-
vorhaben. 

•  Die „Leibniz-Junior Research 
Group“ finanziert 2022 5 Projekte 
und 2023 4 Projekte. 

•  Das Leibniz-Programm „Leibniz- 
Kooperative Exzellenz“ unterstützt 
2022 15 Forschungsprojekte und 
2023 ebenfalls 15 Forschungspro-
jekte. 

1  https://www.leibniz-gemeinschaft.de/transfer/ 
wissens-und-technologietransfer.

2  https://www.leibniz-gemeinschaft.de/ 
förderprogramme & https://www.leibniz- 
gemeinschaft.de/ forschung/leibniz-wettbewerb/
gefoerderte-vorhaben.

Wissens- und Technologietransfer

… Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler der Leibniz-Gemein-
schaft gestalten Dialoge und De-
batten auf allen Ebenen des politi-
schen Systems mit. Auf Basis ihrer 
Forschungserkenntnisse beraten 
sie auf nationaler wie auf inter-
nationaler Ebene beispielsweise 
Parlamente, Ministerien und Ver-
bände, nehmen Stellung zur 
 Tagespolitik und evaluieren lang-
fristige Entwicklungen in Gutach-
ten und Prognosen. Durch unab-
hängige Forschung generiertes 
Wissen kann so Grundlage für 
politische und ökonomische Ent-
scheidungsprozess werden. … 
Seit 2015 geht der Leibniz- 
Forschungsverbund „Krisen einer 
globalisierten Welt“ … der Frage 
nach, wie Europa mit aktuellen 
und vergangenen Krisen umgehen 
sollte. …

Siehe dazu „Crisis Talks“: www.leibniz-krisen.
de/aktuelles-aktivitaeten/crisis-talks. „Leitbild 
Leibniz-Transfer – Mit Projektbeispielen für die 
Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse in 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik“.
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Die Leibniz-Preise
➢ Der Leibniz-Promotionspreis 20221

Der Promotionspreis der Leibniz-Gemeinschaft wird jährlich für die besten Doktorarbeiten aus Leibniz-Instituten in 
den Kategorien „Geistes- und Sozialwissenschaften“ und „Natur- und Technikwissenschaften“ vergeben. Die prämier-
ten Arbeiten müssen sich neben einer herausragenden Bewertung durch eine fächerübergreifende Bedeutung, einen 
Anwendungsbezug und Publikation in Fachzeitschriften oder Präsentationen auf Fachkonferenzen auszeichnen. Der 
Preis ist mit jeweils 5.000 Euro dotiert. Die Auswahl der Preisträgerinnen und Preisträger trifft die elfköpfige Leibniz-
Preisjury, die aus Personen des öffentlichen Lebens und leitenden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unter 
dem Vorsitz von Leibniz-Präsidentin Martina Brockmeier besteht, aus den Vorschlägen der wissenschaftlichen Sektio-
nen der Leibniz-Gemeinschaft.

Die Bildungsforscherin Magdalena Novak und die Mikrobiologin Marina Pekmezović erhalten den 
Leibniz-Promotionspreis 2022.

Die diesjährigen Trägerinnen der Leib-
niz-Promotionspreise sind die Bil-
dungsforscherin und Psychologin 
Magdalena Novak vom Leibniz-Institut 
für Wissensmedien in Tübingen in der 
Kategorie Geistes- und Sozialwissen-
schaften sowie die Mikrobiologin 

 Marina Pekmezović vom Leibniz-Insti-
tut für Naturstoff-Forschung und 
 Infektionsbiologie – Hans-Knöll-Institut 
in Jena in der Kategorie Natur- und 
Technikwissenschaften.

Magdalena Novak (30) beschäftigte 
sich in ihrer Doktorarbeit mit der Rolle 
haptischer, also über das Anfassen 
gemachter Erfahrungen mit authenti-
schen Objekten für das Lernen in Mu-
seen. Marina Pekmezović unter-
suchte molekulare Mechanismen der 
Interaktion zwischen Epithelzellen des 
weiblichen Fortpflanzungstrakts und 
dem Hefepilz Candida. Die beiden mit 
jeweils 5.000 Euro prämierten Arbeiten 
wurden als beste aus mehr als 800 
Promotionsvorhaben ausgewählt, die 
im Jahr 2021 an Leibniz-Instituten ab-
geschlossen wurden. …

Marina Pekmezović (33) vom Leibniz-
Institut für Naturstoff-Forschung und 
Infektionsbiologie – Hans-Knöll-Institut 

(HKI) in Jena beschäftigte sich in ihrer 
Arbeit „Fungal virulence attributes and 
epithelial responses during vaginal 
Candida infections“, eingereicht an der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena, mit 
Pathogenitätsmechanismen von Hefe-
pilzen der Gattung Candida. …  Ihre 
Forschung ergab sowohl fundamental 
neue Informationen zu den Prinzipien 
von vaginalen Candida-Infektionen als 
auch eine Aufklärung zu den Mecha-
nismen der Pathogenität von Candida 
glabrata im Zusammenhang mit der 
Interaktion mit beim Menschen sehr 
häufig vorkommenden Protein Albu-
min. Marina Pekmezovićs Arbeiten bil-
den die Grundlage für neue Entwick-
lungen in der Immuntherapieforschung.

1  Leibniz Gemeinschaft: Pressemitteilung vom 
23.11.2022 „Leibniz-Promotionspreis 2022“. 
 https://www.leibniz-gemeinschaft.de/ueber-uns/
neues/forschungsnachrichten-single/newsdetails/
leibniz-promotionspreis-2022.

Marina Pekmezović, Martina Brockmeier und 
Magdalena Novak (von links). Foto PETER 
HIMSEL

➢ Der Leibniz-Auszubildendenpreis 20222

Die Leibniz-Gemeinschaft berücksichtigt für den Auszubildenden-Preis neben sehr guten Noten auch die Integration 
in die Betriebe und soziales Engagement. Der Preis unterstreicht den hohen Stellenwert, den auch die nicht-wissen-
schaftliche Ausbildung in der Forschungsorganisation genießt. Das Preisgeld von insgesamt 3.000 Euro wird zu 
 gleichen Teilen unter den drei Ausgezeichneten aufgeteilt. Der Preis wird sektionsübergreifend ausgelobt und bezieht 
alle in Leibniz-Einrichtungen bestehenden Ausbildungsgänge ein.

Die Leibniz-Gemeinschaft zeichnet zwei Chemielaborantinnen und einen Chemielaboranten für ihre 
fachlichen Leistungen und ihr soziales Engagement aus.

Die Leibniz-Gemeinschaft hat ihren Auszubildenden-Preis 2022 an zwei Chemielaborantinnen aus Dresden und Saar-
brücken sowie einen Chemielaboranten aus Aachen verliehen. Prämiert wurden Auszubildende, die neben sehr guten 
fachlichen Leistungen und Abschlussprüfungen ein überdurchschnittliches Engagement über die Ausbildung hinaus 
zeigten.

Melinda Arnold (20) absolvierte am 
Leibniz-Institut für Polymerforschung 
Dresden (IPF) eine Ausbildung zur 
Chemielaborantin. Sie war am IPF be-

reits während ihrer Ausbildung in kon-
krete Forschungsprojekte eingebun-
den – zum Beispiel durch die Entwick-
lung neuer Analysemethoden von Mik-

roplastik in verschiedenen Proben. Sie 
nutzte zudem die Möglichkeit zur euro-
päischen Qualifikation durch einen 
Austausch mit französischen Jugendli-
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chen sowie ein Praktikum in Bratislava 
(Slowakei) im Zuge des Programms 
Erasmus+. Bereits seit ihrem ersten 
Ausbildungsjahr war Melinda Arnold 
Mitglied der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung am IPF und unterstützte 
bei der Langen Nacht der Wissen-
schaften zudem die Öffentlichkeitsar-
beit des Instituts. Außerhalb ihrer Aus-
bildung engagierte sich Melinda Arnold 
im ehrenamtlichen Besuchsdienst für 
Menschen ohne Angehörige in einem 
Dresdner Seniorenzentrum sowie auf 
einem privaten Hof bei der Ausbildung 
junger und der Betreuung alter oder 
misshandelter Tiere. Nach ihrer Ausbil-
dung hat das IPF Melinda Arnold in ein 
reguläres Angestelltenverhältnis über-
nommen.

Justin Gottfried (21) wurde am DWI – 
Leibniz-Institut für Interaktive Materia-
lien in Aachen zum Chemielaboranten 
ausgebildet. Während seiner Ausbil-
dung wurden ihm unter anderem in 
Zusammenarbeit mit Promovierenden 
projektspezifische Aufgaben zur eigen-
verantwortlichen Bearbeitung übertra-

gen, wie etwa bei der 
großindustriellen Herstel-
lung von Polymerpillen 
für Euromünzen mit einer 
Spritzgussmaschine, bei 
der Entwicklung von 
Flammschutzmitteln auf 
biologischer Basis oder 
der Entwicklung und 
 Herstellung von Nanofilt-
rations-Hohlfasermemb-
ranen. Neben der Ausbil-
dung absolvierte Justin 
Gottfried mehrere fach-
übergreifende Praktika in 
Kooperation mit der 

RWTH Aachen am Lehrstuhl für Laser-
technik und an der Klinik für Nuklear-
medizin/Radiochemie. Justin Gottfried 
engagierte sich im Verlauf seiner Ausbil-
dungszeit in Lerngruppen, in denen er 
sein Fachwissen an Auszubildende ver-
schiedener Jahrgänge weitergab. Im 
Bereich der Nachwuchsförderung des 
DWI engagierte er sich bei Schülerprak-
tika und den Boys und Girls Days am 
Institut sowie als Ausbildungsbotschaf-
ter in Zusammenarbeit mit der IHK 
 Aachen. Im Anschluss an seine Aus-
bildung bot ihm die RWTH einen 
 Arbeitsvertrag als Chemielaborant bei 
der „Aachener Verfahrenstechnik“ an.

Kathrin Schmitt (24) durchlief am INM 
– Leibniz-Institut für Neue Materialien 
in Saarbrücken die Berufsausbildung 
zur Chemielaborantin. Während ihrer 
Ausbildungszeit zeigte sie großes In-
teresse an betrieblichen Abläufen und 
Strukturen und unterstützte diese unter 
anderem durch die Mitwirkungen bei 
der Etablierung eines Bewertungs- und 
Feedbacksystems für Ausbilderinnen, 
Ausbilder und Auszubildende sowie 

beim Erstellen einer Praktikumsanlei-
tung für Schülerinnen und Schüler so-
wie Studierende. Zudem arbeitete Ka-
thrin Schmitt für zwei Jahre ehrenamt-
lich in der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung am INM mit. Außerbe-
trieblich war Kathrin Schmitt auch 
während ihrer Ausbildungszeit ehren-
amtlich beim Deutschen Roten Kreuz 
tätig, zum Beispiel in der Jugendarbeit, 
bei der Lieferung von Lebensmittel-
spenden an Bedürftige oder im Co-
rona-Schnelltestzentrum. Nach Ab-
schluss ihrer Ausbildung nahm Kathrin 
Schmitt eine Stelle an der Universität 
des Saarlandes in Saarbrücken an.

Hintergrund: In der Leibniz-Gemein-
schaft waren im Jahr 2021 zum Stich-
tag 15. Oktober insgesamt 317 Auszu-
bildende beschäftigt. Die in der Leib-
niz-Gemeinschaft am häufigsten ange-
botenen Ausbildungsberufe sind Kauf-
leute für Büromanagement (68), Biolo-
gielaborantinnen und -laboranten (58), 
Fachinformatikerinnen und -informati-
ker (37) sowie Chemielaborantinnen 
und -laboranten (26).

Das Ausbildungsangebot weist ein 
weitaus breiteres Spektrum auf und 
beinhaltet auch Ausbildungsberufe wie 
Technische Modellbauerinnen und 
 Modellbauer, Gärtnerinnen und Gärt-
ner oder Buchbinderinnen und Buch-
binder.

2  Leibniz-Gemeinschaft: Pressemitteilung vom 
23.11.2022 „Leibniz-Auszubildendenpreise gehen 
nach Dresden, Aachen und Saarbrücken. Aus-
zeichnung für fachliche Spitzenleistungen und 
soziales Engagement“. https://www.leibniz-
gemeinschaft.de/ueber-uns/neues/presse/ pres-
semitteilungen/pressemitteilungen-single/news-
details/leibniz-auszubildendenpreise-gehen-nach-
dresden-aachen-und-saarbruecken.

Universitätsallianz UA11+ Transfer als Querschnitt von 
 Forschung und Lehre an Hochschulen

Die UA11+ ist ein Verbund von 14 mittelgroßen, forschungs- und transferstarken Universitäten in Deutschland, die sich 
durch eine besondere Rolle in ihrem regionalen Umfeld auszeichnen. Die Universitätsallianz UA 11+ verfügt mit ihren 
Mitgliedsuniversitäten aus neun Bundesländern1 über eine langjährige und umfangreiche Expertise im Bereich Transfer. 
Die Universitäten wirken bereits seit Jahren in ihren jeweiligen Regionen und darüber hinaus strukturbildend und arbei-
ten sehr vertrauensvoll mit den Akteuren vor Ort über Transferfragen zusammen. 

Da dem Transfer als Querschnitts-
bereich von Forschung und Lehre an 
Hochschulen eine bedeutende Rolle 
zukommt, organisiert die Universi-
tätsallianz (UA) 11+ eine dreiteilige 
Transferveranstaltungsreihe, welche 

den Technologie- und Innovations-
transfer, den Wissenstransfer im Zu-
sammenhang mit der Politikberatung 
sowie den Transfer in Bezug auf sozi-
ale Innovationen in den Mittelpunkt 
stellt.

Moderiert von Jan-Martin Wiarda fand 
die erste Veranstaltung am 7. Novem-
ber 2022 in der Berlin-Brandenburgi-
schen Akademie der Wissenschaften 
zum Thema Technologie- und Innovati-
onstransfer in Berlin statt. Mit dem 

Melinda Arnold, Kathrin Schmitt und Justin Gottfried – von links – 
mit Leibniz-Präsidentin Martina Brockmeier. Foto PETER HIMSEL
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Stifterverband und der Jungen Akade-
mie als Kooperationspartnern disku-
tierten Vertreterinnen und Vertreter aus 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik 
Themenschwerpunkte wie die Bedeu-
tung von Transfer für die Positionie-
rung der Universitäten, Transfer als 
Motor für Wirtschaft und Gesellschaft, 
regionale und überregionale Förderas-
pekte, Transfer und die Bedeutung für 
Umwelt und Nachhaltigkeit sowie die 
Zukunft des Transfers. 

Folgende Themen wurden behandelt:

•  Welche Bedeutung hat Transfer für 
die Positionierung der Universitäten?

•  Wie stark und in welcher Weise fun-
giert Transfer als Motor für Wirtschaft 
und Gesellschaft?

•  Welche Rolle spielen dabei regionale 
und überregionale Förderaspekte?

•  Welchen Einfluss hat Transfer auf 
Umwelt und Nachhaltigkeit?

•  Wie sieht die Zukunft des Technolo-
gie- und Innovationstransfers aus? 

Die zweite Veranstaltung zum Thema 
Politik und Wissenstransfer wird am 
23. Januar 2023 in der Vertretung des 
Landes Nordrhein-Westfalen beim 
Bund stattfinden. Gemeinsam mit 
Expert:innen aus der Wissenschaft, 
Unternehmer:innen und Vertreter:innen 
aus der Politik und moderiert von Dr. 
h.c. Heike Schmoll sollen in 2 Podi-
umsdiskussionen folgende Aspekte 
näher beleuchtet und gemeinsam dis-
kutiert werden:

•  Wie funktioniert Wissenstransfer zwi-
schen Wissenschaft und Politik?

•  Was sind dabei nationale und inter-
nationale Herausforderungen?

•  Was wären Zukunftsstrategien der 
Innovations- und Handelspolitik?

•  Welchen Einfluss üben diese auf die 
Forschungs- und Förderlandschaft 
aus? 

Die dritte Veranstaltung wird sich dem 
Thema Transfer in Bezug auf soziale 
Innovationen widmen.

1  Derzeit sind folgende Universitäten Mitglieder in 
der Universitätsallianz (UA) 11+: Universität Biele-
feld, Universität Greifswald, TU Kaiserslautern, 
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, Uni-
versität Kassel, Leuphana Universität Lüneburg, 
die Universitäten Paderborn, Passau und Pots-
dam, die Universität des Saarlandes, die Universi-
täten Siegen, Trier und Ulm sowie die Bergische 
Universität Wuppertal.

Stifterverband Forschung in Verantwortung
Der Wissenschaftspreis des Stifterverbandes „Forschung in Verantwortung“ wird auf Vorschlag der Leibniz-
Gemeinschaft für hervorragende Forschungsleistungen vergeben. Der Preis ist mit 50.000 Euro dotiert.

Mit dem Preis werden wegweisende wissenschaftliche Arbeiten gewürdigt, die von Wissenschaftlerinnen und 
 Wissenschaftlern eines Leibniz-Instituts maßgeblich durchgeführt wurden. Zusätzlich können Partner von außerhalb 
der Leibniz-Gemeinschaft beteiligt gewesen sein.

Ausgezeichnet werden Forschungs-
arbeiten, deren Ergebnisse die Grund-
lagen für innovative Anwendungen in 
Wirtschaft, Politik oder Gesellschaft 
bilden. Neben der wissenschaftlichen 
Qualität der Arbeit ist die gesellschaft-
liche Relevanz und der – zumindest 
teilweise – Nutzen für potentielle An-
wender der Ergebnisse gleichwertiges 
Auswahlkriterium. Vorschlagsberech-
tigt sind die Direktorinnen und Direkto-
ren der Leibniz-Einrichtungen sowie 
die Mitglieder des Senats der Leibniz-
Gemeinschaft. Selbstbewerbungen 
sind nicht zugelassen.

Der Preisträger 2022

Der Preisträger des Jahres 2022 ist 
Prof. Dr. Jörg Overmann, wissen-
schaftlicher Direktor des Leibniz-Insti-
tuts DSMZ – Deutsche Sammlung von 
Mikroorganismen und Zellkulturen so-
wie Professor an der Technischen 
 Universität Braunschweig. Er gehört zu 
den renommiertesten deutschen 
 Mikrobiologen. Er erhält den Wissen-
schaftspreis in Würdigung seiner wis-
senschaftlichen Leistungen auf dem 
Gebiet der mikrobiellen Diversität und 

seines Engagements für die Biodiversi-
tätsforschung. Der Preis wurde ihm auf 
der 28. Jahrestagung der Leibniz- 
Gemeinschaft am 23. November 2022 
in Berlin verliehen.

Prof. Dr. Jörg Overmann studierte 
Biologie an den Universitäten Bochum 
und Freiburg. Er wurde 1991 an der 
Universität Konstanz im Fach Mikro-
biologie promoviert. Es folgten wissen-
schaftliche Stationen als Post-Doc in 
Vancouver (Kanada), als wissenschaft-
licher Assistent in Oldenburg, wo sich 
Overmann 1999 habilitierte, sowie als 
Professor für Mikrobiologie an der 
Ludwig-Maximilians-Universität in 
München. Seit dem Jahr 2010 ist Jörg 
Overmann wissenschaftlicher Direktor 
des Leibniz-Instituts DSMZ – Deutsche 
Sammlung von Mikroorganismen und 
Zellkulturen in Braunschweig und 
 ordentlicher Professor für Mikrobio-
logie an der Technischen Universität 
Braunschweig. Zum vielfältigen Enga-
gement Overmanns zählen unter ande-
rem die Mitgliedschaft in der Ständi-
gen Senatskommission der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft für Grund-
satzfragen der biologischen Vielfalt, 

die Funktion des Präsidiumsbeauftrag-
ten der Leibniz-Gemeinschaft für Ethik 
der Forschung sowie des stellvertre-
tenden Sprechers des Leibniz-For-
schungsnetzwerks Biodiversität.

Overmanns wissenschaftliches Werk 
spannt sich von Tiefseebakterien und 
ihrer Rolle im Kohlenstoffkreislauf bis 
zum Einfluss von Bakteriengemein-
schaften an Pflanzenwurzeln. Seine 
Forschungsergebnisse schlagen sich 
in mehr als 300 Publikationen in wis-
senschaftlichen Fachzeitschriften nie-
der. Jörg Overmann ist es zudem viel-
fach gelungen, zuvor nicht kultivierbare 
Bakterienarten im Labor zu vermehren 

© DSMZ – Deutsche Sammlung von Mikro-
organismen und Zellkulturen. Forschung_in_
verantwortung _2022_overmann_joerg.jpg.
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und sie damit überhaupt erst für die 
Forschung und Entwicklung zugäng-
lich zu machen. Damit verkörpert er 
zugleich die Mission des von ihm gelei-
teten Leibniz-Instituts DSMZ – Deut-
sche Sammlung von Mikroorganismen 
und Zellkulturen: Neben der Forschung 
zu Mikroorganismen widmet sich das 
Institut der wichtigen Aufgabe, diese 
zu sammeln, zu kultivieren und sowohl 
für die akademische Forschung als 
auch für die wirtschaftliche Entwick-
lung zugänglich zu machen. Dazu 
wurde an der DSMZ die Datenbank 
BacDive1 etabliert, die die weltweit 
 einzige öffentliche Ressource mit stan-
dardisierten und qualitätskontrollierten 
phänotypischen Daten zu allen be-
kannten Bakterienarten ist. 

Die Erforschung und Nutzung geneti-
scher Ressourcen steht vor rechtlichen 
und ethischen Herausforderungen, 
wenn es um einen geregelten Zugang, 
einen gerechten Vorteilsausgleich so-

wie die Berücksichtigung des Arten-
schutzes geht. Diese Ziele, die völker-
rechtlich im Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt (Convention on 
Biological Diversity, CBD ) und dem 
darauf aufbauenden Nagoya-Protokoll 2 

geregelt sind, gestalten sich für Mikro-
organismen oft komplizierter als für 
sonstige Lebewesen. Auf der Grund-
lage seiner eigenen langjährigen For-
schungstätigkeit im südlichen Afrika 
und in Lateinamerika widmet sich Jörg 
Overmann seit geraumer Zeit der An-
wendung der Prinzipien von CBD und 
Nagoya-Protokoll auf Mikroorganis-
men. Im Fokus steht hier das Ziel, den 
offenen Zugang zu lebenswissen-
schaftlichen Daten wie etwa digitalen 
Sequenzinformationen weltweit auf-
recht zu erhalten und negative Umwäl-
zungen in den Lebenswissenschaften 
abzuwenden. Hier hat Jörg Overmann 
zusammen mit einer Gruppe internati-
onaler Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftler aus 18 Ländern mit der 
Einrichtung eines multilateralen Fonds 
zum Vorteilsausgleich bei gleichzeitig 
beibehaltenem freiem Datenzugang 
eine Lösung vorgeschlagen.

Stifterverband:  Forschung in Verantwortung. 
 https://www.stifterverband.org/forschung-in- 
verantwortung. Siehe auch „Gesellschaft braucht 
Wissenschaft“. https://www.stifterverband.org/
gesellschaft-braucht-wissenschaft.

1  BacDive: Leibniz-Institut DSMZ – Deutsche 
Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen 
GmbH. https://bacdive.dsmz.de/about bacdive.

2  Nagoya-Protokoll: Siehe Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz. Das „Protokoll von Nagoya 
über den Zugang zu genetischen Ressourcen 
und die ausgewogene und gerechte Aufteilung 
der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile“ 
ist ein völkerrechtlich bindender Vertrag, der auf 
der zehnten Vertragsparteienkonferenz des Über-
einkommens über die biologische Vielfalt im Jahr 
2010 angenommen wurde und am 12. Oktober 
2014 in Kraft getreten ist. https://www.bmuv.de/
themen/naturschutz-artenvielfalt/naturschutz- 
biologische-vielfalt/biologische-vielfalt- 
international/nagoya-protokoll.

Das Transferbarometer 

DAS TRANSFERBAROMETER-
PROJEKT

•  Transfer ist für die institutionelle Ent-
wicklung von Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungseinrich-
tungen zunehmend relevant.

•  Hochschulen und außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen weisen 
profilbedingte Unterschiede im Wis-
sens- und Technologietransfer auf.

•  Zentrale Herausforderung ist die Er-
fassung, Einordnung und transpa-
rente Darstellung von Leistungen 
und Erfolgen im Wissens- und Tech-
nologietransfer.

•  Geeignete quantitative und qualita-
tive Indikatoren helfen, Transparenz 
bei Aktivitäten und Entwicklungspo-
tenzialen zu erreichen und unter-
schiedliche Profile widerzuspiegeln.

•  Das Transferbarometer hat beste-
hende Indikatoren für wirtschafts- 
und technologienahen Transfer wei-
terentwickelt und als mögliche 
Grundlage für eine Standardisierung 
geschärft.

•  Für ein breites Transferverständnis 
wurden weitere Transferfelder defi-
niert und dazu passende Indikatoren 
entwickelt und erprobt.

•  Das Transferbarometer bietet einen 
praxiserprobten Ansatz zur Darstel-
lung, Schwerpunktsetzung und Wei-
terentwicklung verschiedener Trans-
ferprofile von Wissenschaftseinrich-
tungen.

Hintergrund:
Seit Oktober 2020 haben fünf Hoch-
schulen und sechs Helmholtz-Zentren 
gemeinsam an der Entwicklung einer 
Transferindikatorik gearbeitet. Die Leit-
gedanken des Prozesses: 

•  Selbststeuerung, Weiterentwicklung 
und Profilbildung

•  Kommunikation und Außendarstel-
lung

•  Politische Gestaltung und gesell-
schaftliche Erwartungen.

Ausgangspunkt des Transferbaro-
meters war die zunehmende Relevanz 
von Transfer und Kooperation. Wich-
tige Förderimpulse fokussieren auf die 
Zusammenarbeit mit Partnerinnen und 
Partnern aus Wirtschaft und Gesell-
schaft, und sowohl Hochschulen als 
auch außeruniversitäre Wissenschafts-
einrichtungen werden immer öfter nach 
ihren Beiträgen zur gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Entwicklung ge-

fragt. Auch für die institutionelle Profil-
bildung ist das Handlungsfeld Transfer 
und Kooperation attraktiv. Um die viel-
fältigen Aktivitäten und Initiativen sys-
tematisch erfassen und darstellen zu 
können, sind geeignete Transferindika-
toren erforderlich. Diesen Bedarf greift 
das Transferbarometer auf und entwi-
ckelt, zusammen mit den teilnehmen-
den Einrichtungen, Indikatoren für die 
Erfassung und Darstellung von Erfol-
gen und Leistungen in diesem Hand-
lungsfeld.

Stifterverband: Das Projekt Transferbarometer. 
 https://www.stifterverband.org/transferbarometer.

Executive Summary
Von Hochschulen und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen wird 
zunehmend erwartet, dass sie durch 
Forschung und Lehre zur Lösung 
gesellschaftlicher Herausforderungen 
beitragen. International betrachtet, 
stellt der gesellschaftliche Beitrag 
wissenschaftlicher Aktivitäten schon 
länger eine zentrale Leistungs- und 
Bewertungsdimension dar und ist 
Grundlage für die öffentliche Förde-
rung.

Auch im deutschen Kontext sind Trans-
fer- und Kooperationsaktivitäten ein 
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zunehmend wichtiges Handlungsfeld. 
Die Debatten im politischen und öffent-
lichen Raum weisen klar auf einen zu-
nehmenden Bedarf nach mehr Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit über 
die Transferaktivitäten und -erfolge von 
Wissenschaftseinrichtungen hin. Gleich-
zeitig zeigt sich, dass an vielen Wis-
senschaftseinrichtungen Transfer noch 
nicht seiner Bedeutung als wissen-
schaftlicher Leistungsdimension ent-
sprechend verankert ist.

Sowohl auf wissenschaftspolitischer 
als auch auf institutioneller Ebene ist 
die Gestaltung förderlicher Rahmen-
bedingungen erfolgskritisch, um den 
Ausbau und die Profilierung von Trans-
fer strategisch zu stärken und entlang 
einrichtungsspezifischer Ziele und Pro-
file weiterzuentwickeln.

Damit Transfer als relevantes Hand-
lungsfeld und wissenschaftliche Leis-
tungsdimension gezielt gestärkt wer-
den kann, ist mehr Transparenz über 
bestehende Transferaktivitäten und 
über profilspezifische Stärken und Ent-
wicklungspotenziale erforderlich. Es 
werden Transferindikatoren benötigt, 
die über den wirtschafts- und techno-
logienahen Transfer hinaus die ge-
samte Bandbreite möglicher Ausprä-
gungen im Sinne eines breiten Trans-
ferverständnisses berücksichtigen. 
Hier setzt das Transferbarometer an 
und stellt ein umfangreiches Set von in 
der Praxis erprobten Indikatoren für 
eine Erfassung und Darstellung des 
Wissenstransfers von Wissenschafts-
einrichtungen zu Verfügung. Dieser 
reicht vom wirtschafts- und technolo-
gienahen Transfer bis zum gesell-
schaftlichen Transfer.

Die Executive Summary fokussiert auf 
die Einsatzmöglichkeiten des Transfer-
barometers für Wissenschaftseinrich-
tungen und stellt den Mehrwert für die 
Erfassung und Darstellung von Trans-
fer aus Sicht unterschiedlicher Ak-
teursgruppen der Institution dar.

Im Mittelpunkt stehen die Perspektiven 
der

•  Leitungsebene (Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen)

•   transferaktiven Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler

•  Leitungen zentraler Transferstellen

•   Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Verwaltung und in transferrele-
vanten Unterstützungsbereichen.

Auch aus wissenschaftspolitischer 
Perspektive bietet das Transferbaro-
meter Mehrwerte. Es bildet mit der hier 
erstmalig entwickelten Transfersyste-
matik die Bandbreite an Transfer aus 
Sicht eines breiten Transferverständ-
nisses ab. Der zugehörige Indikatoren-
Baukasten bietet eine Datengrundlage, 
um Transferleistungen entlang der un-
terschiedlichen Profile darzustellen 
und weiterzuentwickeln. Im Fokus 
steht dabei die Frage, wie sich das 
Transfer- und Innovationspotenzial von 
Wissenschaftseinrichtungen gezielt er-
schließen lässt, zum Nutzen der einzel-
nen Einrichtung und der Gesellschaft.

•  Damit Transfer als relevante wissen-
schaftliche Leistungsdimension ge-
stärkt werden kann, ist mehr Trans-
parenz über Transferaktivitäten und 
über profilspezifische Stärken und 
Entwicklungspotenziale erforderlich.

•  Hier setzt das Transferbarometer an 
und stellt Wissenschaftseinrichtun-
gen in der Praxis erprobte Indikato-
ren für die Erfassung und Darstellung 
des Wissenstransfers zu Verfügung.

•  Es ermöglicht, Transfer strukturiert 
darzustellen und das gesamte Trans-
fergeschehen in verschiedenen 
Transferfeldern zu beschreiben.

•  Das Transferbarometer bietet für 
 verschiedene Akteursgruppen an 
 Wissenschaftseinrichtungen unter-
schiedliche Mehrwerte und Poten-
ziale; diese sollten für die Beteiligten 
klar ersichtlich sein.

•  Für den Erfolg des Transferbarome-
ters ist eine klare Positionierung der 
Leitungsebene und eine möglichst 
breite Unterstützung aller beteiligten 
Personen über Hierarchieebenen 
und Funktionen hinweg wichtig.

•  Aus wissenschaftspolitischer Pers-
pektive trägt das Transferbarometer 
zu einer ganzheitlichen Betrachtung 
des Handlungsfeldes bei und sensi-
bilisiert für die profilbedingten Unter-
schiede von Wissenschaftseinrich-
tungen.

Stifterverband: Das Transferbarometer. Executive 
Summary. https://www.stifterverband.org/ 
transferbarometer/executive-summary

Strategische Potenziale und 
Umsetzung – Konzeptionelle 
Grundlagen und Empfehlungen
Das Transferbarometer hinterfragt, 
erweitert und schärft bestehende 
Indikatoren für wirtschafts- und tech-
nologienahen Transfer und unterbreitet 

Vorschläge zur möglichen Standardi-
sierung. Darüber hinaus verbreitert das 
Transferbarometer die Perspektive auf 
Transfer und entwickelt neue Indikato-
rensets zur Abbildung eines nicht auf 
wirtschafts- und technologienahen 
Transfer beschränkten Transferver-
ständnisses. Die Indikatoren wurden 
gemeinsam mit fünf ausgewählten 
Hochschulen und sechs Helmholtz-
Zentren mit unterschiedlichen Trans-
ferprofilen entwickelt und an den Ein-
richtungen praktisch erprobt. Die Indi-
katoren des Transferbarometers sind 
nicht als abschließend zu verstehen. 
Vielmehr geht es darum, das vorge-
schlagene Standardset an eigene Be-
dürfnisse anzupassen und es zu erwei-
tern. Ziel des Transferbarometers ist 
es, Transparenz und Sichtbarkeit über 
Transferaktivitäten an Wissenschafts-
einrichtungen herzustellen und kon-
krete Ansatzpunkte für die organisati-
onsinterne Steuerung zu schaffen.

Die bei der Erprobung des Transfer-

barometers gesammelten Erfahrun-
gen zeigen, dass die Erfassung mit 
 einem spürbaren Erhebungsaufwand 
einhergeht. Dies liegt in erster Linie an 
der Vielzahl und Vielfalt möglicher 
Transferaktivitäten, die zudem häufig 
dezentral und von verschiedenen 
 Akteuren und Organisationseinheiten 
durchgeführt werden. Darüber hinaus 
existieren vor allem in nicht wirtschafts- 
und technologienahen Transferberei-
chen noch keine eingespielten Pro-
zesse, Strukturen und Erhebungsrouti-
nen für die Erfassung von Informatio-
nen möglichst direkt an der Quelle. Bei 
der endgültigen Auswahl der Indikato-
ren stand eine hohe Aussagekraft 
kombiniert mit einer grundsätzlichen 
Machbarkeit und einem vertretbaren 
Erhebungsaufwand im Fokus.

Diese im Dezember 2021 veröffent-
lichte Publikation zeigt, wie die opera-
tive Erfassung und Darstellung von 
Transfer an Wissenschaftseinrichtun-
gen mithilfe des Transferbarometers 
gelingen kann. Sie stellt die konzeptio-
nellen Grundlagen und Mehrwerte des 
Transferbarometers vor und gibt Hin-
weise für die praktische Umsetzung. 
Der Fokus liegt auf transferfeldüber-
greifenden Erkenntnissen und Erfah-
rungen sowie auf konkreten methodi-
schen Hinweisen und Empfehlungen. 

...

Stifterverband: „Transferbarometer: Strategische Poten-
ziale und Umsetzung“. https://www.stifterverband.org/
transferbarometer/strategische-potenziale.
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Gleichstellung und Vielfalt

Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 

(BMBF)

Gleichstellung und Vielfalt im  
Wissenschaftssystem

Gleichstellung und Vielfalt sind entscheidende Qualitätsmerkmale und 
 Wettbewerbsfaktoren im Wissenschaftssystem 
Gleichstellung von Frauen und Männern sowie Vielfalt in Wissenschaft und Forschung sind Voraussetzung für Inno-
vations- und Zukunftsfähigkeit in Deutschland sowie entscheidende Qualitätsmerkmale und Wettbewerbsfaktoren im 
Wissenschaftssystem.

Die nachhaltige Einbindung aller Talente und Potenziale in Wissenschaft und Forschung ist nicht nur eine Frage der 
Gerechtigkeit. Gemischte Teams aus Frauen und Männern, aber auch aus Menschen verschiedenster Prägungen und 
Hintergründe, führen zu besseren Forschungs- und Entwicklungsergebnissen, denn eine größere Vielfalt an Erfahrun-
gen kann die Forschungsperspektive entscheidend erweitern.

Das gilt auch für die Berücksichtigung von Geschlechterfragestellungen als Forschungsgegenstand. Die beiden Dimen-
sionen Frauen in der Wissenschaft und Gender in der Forschung werden vom BMBF als Querschnittthemen in allen 
Arbeitsbereichen berücksichtigt.

Leaky Pipeline in der Wissen-
schaft: Die Schere muss sich 
weiter schließen

Frauen in Deutschland sind heute so 
hervorragend ausgebildet wie noch 
nie. An den Hochschulen nimmt der 
Anteil an Frauen allerdings ab, je höher 
es die akademische Karriereleiter hin-
aufgeht: Überwiegt jeweils bei Abitur 
und Studienbeginn der Anteil der 
 jungen Frauen leicht, so machen die 
Doktorandinnen nur noch 45 Prozent 
und die Habilitandinnen sogar nur 
noch 35 Prozent aus. In der Professo-
renschaft ist lediglich ein Viertel weib-
lich, und nur jede fünfte Hochschule 
wird von einer Frau geleitet.

Ziel des BMBF ist es, dazu beizutra-
gen, der Leaky Pipeline in der Wissen-
schaft entschieden entgegen zu wir-
ken, um die Schere weiter zu schlie-
ßen. Ziel ist die Parität von Frauen und 
Männern und eine geschlechterge-
rechte und gleichstellungsfördernde 
Hochschulkultur. Eine Voraussetzung 
hierfür ist, dass Hochschulen und For-
schungsorganisationen Maßnahmen 
für mehr Gleichstellung ergreifen. Um 
dies zu fördern, arbeitet das BMBF in 
der Gemeinsamen Wissenschaftskon-
ferenz (GWK) eng mit den Ländern zu-
sammen. Forum für diese Zusammen-
arbeit ist der ständige GWK-Arbeits-
kreis „Chancengleichheit in Wissen-
schaft und Forschung“ (AK CHAG). 
2021 veröffentlichte der Arbeitskreis 
bereits die 25. Datenfortschreibung zu 
Frauen in Hochschulen und außer-

hochschulischen Forschungseinrich-
tungen. Der Bericht zeigt erneut, dass 
der Anteil von Wissenschaftlerinnen 
sowohl an den Hochschulen als auch 
in den außerhochschulischen For-
schungseinrichtungen angestiegen ist, 
die Fortschritte in allen Bereichen aller-
dings nur langsam erfolgen und der 
Handlungsbedarf weiterbesteht.1

BMBF-Maßnahmen zur Unter-
stützung von Gleichstellung in 
Wissenschaft und Forschung

➢  Professorinnenprogramm 
(PP)

Die zentrale Maßnahme zur Förderung 
von Gleichstellung an Hochschulen ist 
das Professorinnenprogramm von 
Bund und Ländern. Seit 2008 werden 
Universitäten, Fachhochschulen sowie 
Kunst- und Musikhochschulen mit 
dem Professorinnenprogramm in ihrem 
Engagement für Gleichstellung von 
Frauen und Männern unterstützt. Die 
Hochschulen qualifizieren sich für die 
Teilnahme am Programm durch die 
Einreichung von hochschulindividuel-
len Gleichstellungskonzepten, die von 
einem unabhängigen Begutachtungs-
gremium bewertet werden. Hochschu-
len mit erfolgreich eingereichten Kon-
zepten können für Erstberufungen von 
bis zu drei Professorinnen eine Förde-
rung erhalten. Gleichzeitig verpflichten 
sich die Hochschulen zur Umsetzung 
von gleichstellungsfördernden Maß-
nahmen. Das Programm hat bislang 
dazu beigetragen, den Anteil von 

Frauen, die eine Professur innehaben, 
seit dem Jahr 2008 von einem Sechs-
tel auf ein Viertel zu erhöhen. Die Bun-
desregierung hat im Koalitionsvertrag 
zur 20. Legislaturperiode festgehalten, 
dass sie das Professorinnenprogramm 
fortführen und weiter stärken will.

➢  Innovative Frauen im Fokus 
(IFIF)

Frauen sind genauso erfindungsreich 
und kreativ wie Männer, dies wird aber 
zu wenig wahrgenommen. Das will die 
Förderrichtlinie „Innovative Frauen im 
Fokus“ des BMBF ändern. In der For-
schung sollen Strukturen und Rahmen-
bedingungen hierfür nachhaltig ver-
bessert werden. Die Sichtbarkeit von 
innovativen Frauen soll auch in die 
(Fach-)Öffentlichkeit vermittelt werden, 
um die Vorbildfunktion von innovativen 
Frauen für Wissenschaftlerinnen, aber 
auch für Mädchen und Frauen im All-
gemeinen zu stärken. Zudem will die 
Förderrichtlinie zu einem Bewusst-
seinswandel mit Blick auf die wichtige 
Rolle von Frauen in der Forschung 
beitragen, damit die wissenschaftliche 
Expertise von Frauen im Rahmen der 
Wissenschaftskommunikation in klas-
sischen und digitalen Medien stärker 
eingebracht und so auch in politische 
Entscheidungsgrundlagen vermehrt 
einbezogen wird.

➢ MissionMINT

Mit der neuen Richtlinie zur Förderung 
von Projekten zum Themenschwer-
punkt „Erhöhung des Frauenanteils im 
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MINT-Forschungs- und Innovations-
prozess: Selbstwirksamkeit, Eigeniniti-
ative und Kreativität stärken“ (Mission-
MINT – Frauen gestalten Zukunft) 
nimmt das BMBF junge Frauen in der 
Phase der Studien- und Berufswahl in 
den Blick und zielt auf die Aktivierung 
ihres akademischen MINT-Potenzials.

➢  Geschlechteraspekte im 
Blick (GiB)

Das BMBF setzt sich mit der neuen 
Förderrichtlinie „Geschlechteraspek te 
im Blick“ dafür ein, die strukturelle 
Verankerung von Geschlechteraspek-
ten in und für exzellente Forschung in 
allen Fachgebieten voranzutreiben. 
Damit will das BMBF dazu beitragen, 
die Lebenssituation aller Menschen zu 
verbessern sowie wissenschaftliche 
Erkenntnisse über Ursachen und 
 Mechanismen zu gewinnen, die die 
Gleichstellung behindern. Bisherige 
Forschungsarbeiten unterstützen die 
notwendigen geschlechterdifferenzier-
ten Betrachtungen bzw. Forschungs-
anlagen oftmals nur unzureichend. Ex-
zellente Forschung, Entwicklung und 
Innovation bedarf daher dort, wo es 
relevant ist, geschlechterdifferenzierter 
Betrachtungen bei Fragestellungen, 
Forschungsmethoden und Analysever-
fahren sowie bei der Entwicklung von 
innovativen Produkten. Handlungs-
leitendes Ziel der Förderrichtlinie ist es, 
eine bedarfsorientierte Berücksichti-
gung der Geschlechterdimension in 
Forschung und Entwicklung in allen 
Fachgebieten sicherzustellen.

…

➢  Gleichstellung als Grundprin-
zip der Forschungspolitik

Auch in der Exzellenzstrategie nimmt 
Gleichstellung einen zentralen Stellen-
wert ein. Die von den Hochschulen 
vorgelegten erfolgreichen Zukunfts-
konzepte weisen vielfältige Maßnah-
men zur besseren Vereinbarkeit von 
Wissenschaft und Sorgetätigkeit vor. 

Von einzelnen Hochschulen werden 
Zielquoten für die Erhöhung des An-
teils hoch qualifizierter Wissenschaftle-
rinnen an Spitzenpositionen definiert.

➢  Programm zur Förderung 
des wissenschaftlichen 
Nachwuchses

Mit dem Programm zur Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses (Tenure-Track-Programm) haben 
sich Bund und Länder das Ziel gesetzt, 
die Chancengerechtigkeit und die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie zu 
verbessern. Der Frauenanteil an den 
Besetzungen ist Bestandteil des be-
gleitenden Monitorings.

2011 verabschiedete die GWK zudem 
das sogenannte Kaskadenmodell. 
Danach soll der Frauenanteil jeder wis-
senschaftlichen Karrierestufe mindes-
tens so hoch sein, wie derjenige der 
direkt darunterliegenden Qualifizie-
rungsstufe. Das Kaskadenmodell be-
rücksichtigt so die spezifischen Gege-
benheiten jedes Fachs und ermöglicht 
damit angemessene Zielvorgaben. Die 
außerhochschulischen Forschungsor-
ganisationen haben sich im Rahmen 
des Paktes für Forschung und Innova-
tion (PFI) zur Umsetzung des Kaska-
denmodells mit ambitionierten Zielvor-
gaben verpflichtet und dazu unter-
schiedliche Einzelmaßnahmen aufge-
legt.

➢  Familienfreundliche Wissen-
schaft als Ziel

Die bessere Vereinbarkeit von Wissen-
schaft als Beruf und Familie ist ein 
übergeordnetes Politikziel des BMBF. 
Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz 
(WissZeitVG) und das Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (BAFöG) wur-
den bereits entsprechend angepasst. 
Außerdem fördert das BMBF For-
schungsvorhaben, die hierzu auf der 
Grundlage von wissenschaftlichen 
 Erkenntnissen Maßnahmen und Instru-
mente entwickeln.

➢  Vielfalt in Wissenschaft und 
Forschung

Neben Gleichstellung spielt auch das 
Thema Vielfalt in Wissenschaft und 
Forschung eine bedeutende Rolle. 
Wertschätzung von Vielfalt und Abbau 
von Diskriminierung sind Voraus-
setzungen für die internationale 
 Wett bewerbsfähigkeit des deutschen 
Hochschulstandorts. Eine diverse und 
repräsentativere Wissenschaftsland-
schaft auf allen Ebenen ermöglicht 
qualitativ bessere Forschungsergeb-
nisse. Die Berücksichtigung von Viel-
fältigkeitsdimensionen in der For-
schung von Beginn an führt zudem zur 
Vermeidung „blinder Flecken“.

Vielfalt in ihren unterschiedlichen Di-
mensionen, von sozialer bis geografi-
scher Herkunft, bereichert Wissen-
schaft und Forschung somit durch he-
terogene Erfahrungen und Perspekti-
ven. Das ist wichtig, denn für eine 
Vielfalt an Ideen brauchen wir die Viel-
falt derer, die sie denken und entwi-
ckeln. Deswegen ist Vielfalt ein ent-
scheidendes Qualitätsmerkmal im 
Wissenschaftssystem.

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF): „Gleichstellung und Vielfalt im Wissen-
schaftssystem.“ https://www.bmbf.de/bmbf/de/for-
schung/gleichstellung-und-vielfalt-im-wissenschafts-
system/gleichstellung-vielfalt-wissenschaftssystem_
node.html.

1  Siehe dazu Kompetenzzentrum Frauen in Wissen-
schaft und Forschung (CEWS): „20 Jahre For-
schung, Beratung, Vernetzung und wissenschaft-
licher Service“. https://www.gesis.org/cews/
cews-home/20-jahre-cews.

Gleichstellung und Vielfalt sind entscheidende 
 Qualitätsmerkmale und Wettbewerbsfaktoren im 
Wissenschaftssystem

Ein Jahr Fortschritt für Bildung und Forschung 
Ein Jahr Ampelkoalition. Ein Jahr mit dem Ziel, Deutschland zu modernisieren. Was hat Bundesministerin Stark- 
Watzinger in den letzten 12 Monaten für Bildung und Forschung erreicht? Ein Überblick. „2022 – Ein Jahr der Erfolge“
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF): Pressemeldung vom 8.12.2022 – Bilanz: „Ein Jahr Fortschritt für Bildung und Forschung“.  
https://www.bmbf.de/bmbf/ shareddocs/kurzmeldungen/de/2022/12/bilanz-ein-jahr-ampel.html
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Gemeinsame Wissenschafts- 
konferenz (GWK) Chancengleichheit in Wissenschaft 

und Forschung

Die Gemeinsame Wissenschaftskonfe-
renz (GWK) hat [am 2. November] die 
„26. Fortschreibung des Datenmateri-
als (2020/2021) zu Frauen in Hoch-
schulen und außerhochschulischen 
Forschungseinrichtungen“ veröffentlicht.

Der diesjährige Bericht zeigt erneut, 
dass der Anteil von Wissenschaftlerin-
nen sowohl in den Hochschulen als 
auch in den außerhochschulischen 
Forschungseinrichtungen angestiegen 
ist, die Fortschritte in allen Bereichen 
allerdings nur langsam erfolgen und 
der Handlungsbedarf anhält. 

Bei einem Vergleich der Ergebnisse 
von 2020 mit den Daten von vor zehn 
Jahren ergibt sich zwar eine Steige-
rung, allerdings nur eine moderate. So 
hat sich von 2010 bis 2020 der Anteil 
von Frauen an der Gesamtzahl der

•  Erstimmatrikulationen von 49,5 % 
auf 52,5 %,

•  Studienabschlüsse von 51,8 % auf 
52,1 %,

•  Promotionen von 44,1 % auf 45,1 % 
und

•  Habilitationen von 24,9 % auf 35,1 % 

erhöht. Dies belegt, dass der Anteil von 
Frauen noch immer mit jeder Qualifika-
tions- und Karrierestufe nach Studien-
abschluss sinkt. Durch diese „leaky 
pipeline“ geht erhebliches weibliches 
Potential für das Wissenschafts- und 
Innovationssystem in Deutschland ver-
loren. Darüber hinaus werden sowohl 
hinsichtlich der Repräsentanz über 
Karriereverläufe hinweg als auch in Be-
zug auf die Studienwahl fächerbezo-
gene Differenzen zwischen Frauen und 
Männern sichtbar. Gerade in den Fä-
chern, in denen die Frauenanteile bei 
Studierenden und Studienabschlüssen 
hoch sind, fällt die Differenz zu den 
Frauenanteilen auf Professuren beson-
ders deutlich aus. Die Ebene der Fach-
bereiche verdient es deshalb, im Kon-
text der Entwicklung von Gleichstel-
lungsmaßnahmen stärker als bislang in 
den Blick genommen zu werden.

Der Anteil der Professorinnen an Hoch-
schulen ist zwar im Zeitraum zwischen 
2010 und 2020 kontinuierlich von 
19,2 % auf 26,3 % angestiegen, den-
noch zeigt sich weiterhin dringender 
Verbesserungsbedarf mit Blick auf die 

Parität. Eine differenzierte Betrachtung 
nach Besoldungsgruppen ergibt zu-
dem nach wie vor: je höher die Besol-
dungsgruppe, desto niedriger der An-
teil von Frauen. Der Anteil der W1-
Professorinnen an den Hochschulen 
insgesamt liegt bei 47,6 %, der C3/W2-
Professorinnen bei 27,1 % und der C4/
W3-Professorinnen nur noch bei 22,0 %. 

Der GWK-Bericht analysiert nicht nur 
die Frauenanteile in den Hochschulen, 
sondern auch in den außerhochschuli-
schen Forschungseinrichtungen. Der 
Frauenanteil an Führungspositionen 
bei der Fraunhofer-Gesellschaft, der 
Helmholtz-Gemeinschaft, der Max-
Planck-Gesellschaft und der Leibniz-
Gemeinschaft ist im Vergleichszeit-
raum von 2011 bis 2021 insgesamt 
von 12,0 % auf 21,6 % gewachsen. 
Damit stieg er mit ähnlichen Wachs-
tumsraten wie an den Hochschulen, 
allerdings auf niedrigerem Niveau und 
mit organisationsspezifischen Unter-
schieden. 

Der Datenfortschreibung angefügt ist 
eine Sonderauswertung des Kompe-
tenzzentrums Frauen in Wissenschaft 
und Forschung CEWS, die sich mit 
gleichstellungspolitischen Aspekten 
von Personalstrukturen auf dem Weg 
zur Professur sowie befristeter Be-
schäftigung in der Wissenschaft be-
schäftigt.1

Insgesamt belegt die aktuelle Datener-
hebung der GWK, dass es weiterhin 
sowohl im Bereich der Hochschulen 
als auch bei den außerhochschuli-
schen Forschungseinrichtungen drin-
genden Handlungsbedarf gibt, um die 
Umsetzung von Chancengleichheit 
von Frauen und Männern auf struktu-
reller Ebene noch stärker voranzutrei-
ben und damit insbesondere die Re-
präsentanz von Frauen in Führungspo-
sitionen in Richtung Parität weiterzu-
entwickeln. 

Dabei stellen die von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft 2008 be-
schlossenen und 2017 bestätigten 
Gleichstellungsstandards mit dem so-
genannten Kaskadenmodell als Leitge-
danke und die auf Initiative der GWK 
getroffene Festlegung von flexiblen 
Zielquoten in den außerhochschuli-
schen Forschungseinrichtungen wich-

tige Eckpunkte zur Steigerung des 
Anteils von Frauen auch in Gestal-
tungs- und Entscheidungspositionen 
des Wissenschaftssystems dar. Das 
Professorinnenprogramm des Bun-
des und der Länder, das 2018 mit 
 einer dritten Programmphase startete, 
ist ein Beispiel für eine erfolgreiche 
spezifische Fördermaßnahme zur 
 Verbesserung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern im Wissen-
schaftssystem. Entsprechende Förder-
programme in den Ländern wirken in 
die gleiche Richtung. 

Die Datenfortschreibung wird seit 1989 
von der GWK aufbereitet und in regel-
mäßigem Turnus der Öffentlichkeit zur 
Verfügung gestellt. Diese Berichte sind 
Gradmesser dessen, was erreicht 
wurde, und damit auch statistische 
Grundlage für weitere gleichstellungs-
politische Maßnahmen. Die GWK ist 
die einzige Stelle im nationalen Wis-
senschaftssystem, die Datenmaterial 
zu den Frauenanteilen auf allen Qualifi-
kationsstufen in Hochschulen und 
 außerhochschulischen Forschungsein-
richtungen kontinuierlich und systema-
tisch erfasst und in Form von regelmä-
ßigen Datenfortschreibungen transpa-
rent darstellt. 

Der Bericht „Frauen in Hochschu-
len und außerhochschulischen 
Forschungseinrichtungen“ liegt 
nun für den Zeitraum 2020/2021 
vor und ist online unter https://
www.gwk-bonn.de/f i leadmin/ 
Redaktion/Dokumente/Papers/
Chancengleichheit_i... abrufbar 
sowie in Kürze als Heft 82 der 
„Materialien der GWK“ beim Büro 
der GWK erhältlich. 

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK): 
 Pressemitteilung Nr. 8 vom 2. November 2022 
„Chancengleichheit in Wissenschaft und Forschung. 
26. Datenfortschreibung zu Frauen in Hochschulen 
und außerhochschulischen Forschungseinrichtun-
gen“. https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redakti 
on/Dokumente/Papers/Chancengleichheit_in_ 
Wissenschaft_und_Forschung_-_26._Fortschreibung_
des_Datenmaterials_2020_2021_.pdf.

1  CEWS: Gender Report 2022 – Geschlechter(un)
gerechtigkeit an nordrhein-westfälischen Hoch-
schulen. https://www.gesis.org/cews/news-
events/detailanzeige/article/gender-report-
2022-erschienen-geschlechterparitaet.
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Auf dem Weg zur Parität von Frauen und 
 Männern in der Wissenschaft: Bund und Länder 
vereinbaren Professorinnenprogramm 2030

Die Gemeinsame Wissenschaftskonfe-
renz (GWK) hat in ihrer Sitzung [am 4. 
November] die Bund-Länder-Vereinba-
rung zum Professorinnenprogramm 
2030 beschlossen. Aufbauend auf den 
erfolgreichen bisherigen drei Pro-
grammphasen wird der Kulturwandel 
zu mehr Geschlechtergerechtigkeit in 
den Hochschulen weiter gestärkt. Ziel 
des Förderprogramms ist es, die An-
zahl der Wissenschaftlerinnen in Spit-
zenfunktionen des Wissenschaftsbe-
reichs in Richtung Parität dynamisch 
zu erhöhen und die Gleichstellung von 
Frauen und Männern an den Hoch-
schulen strukturell noch stärker zu 
verankern. Die Hochschulen reichen 
zunächst ein Gleichstellungskonzept 
ein; nach erfolgreicher Begutachtung 
können sie Anträge auf die Förderung 
von bis zu drei Professuren für Frauen 
stellen.

Die GWK-Vorsitzende Bettina Stark-
Watzinger, Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung, begrüßt die Ent-
scheidung: „Wir wollen Parität von 
Frauen und Männern in den Spitzen-
funktionen von Wissenschaft und For-
schung erreichen. Es ist nicht akzepta-
bel, dass an Hochschulen der Anteil 
der Frauen immer weiter abnimmt, je 
höher es die akademische Karrierelei-
ter hinaufgeht. Nur wenn Frauen 
gleichberechtigt beteiligt sind, kann die 
Innovations- und Zukunftsfähigkeit des 
Wissenschaftsstandorts Deutschland 
gesichert werden. Ich freue mich des-

halb sehr, dass Bund und Länder ge-
meinsam weitere Schritte für mehr 
Geschlechtergerechtigkeit vereinbart 
haben. Das Professorinnenprogramm 
2030 wird unter anderem die Fakultä-
ten an den Hochschulen sowie das 
Berufungsmanagement stärker in den 
Blick nehmen, um dem Wandel hin zu 
einer geschlechtergerechten Hoch-
schulkultur neue Dynamik zu verleihen. 
Dass wir dafür gemeinsam mit den 
Ländern insgesamt 320 Millionen Euro 
in den nächsten acht Jahren zur Verfü-
gung stellen, ist ein wichtiges Signal 
für die Gleichstellung an den Hoch-
schulen.“

Der stellvertretende GWK-Vorsitzende 
Markus Blume, Staatsminister für 
Wissenschaft und Kunst des Freistaats 
Bayern, ergänzt: „Der heutige Be-
schluss ist ein weiterer Türöffner für 
mehr Frauen in der Wissenschaft. 
Denn klar ist: Wir wollen und wir brau-
chen mehr Professorinnen an den 
deutschen Hochschulen. Ich freue 
mich, dass wir die Rahmenbedingun-
gen des Programms u.a. durch die 
verlängerte Laufzeit bis 2030 insbe-
sondere für kleinere und mittlere Hoch-
schulen verbessern konnten, die nun 
mit drei Antragsrunden mehr Chancen 
zur Beteiligung am Programm haben. 
Alle Hochschulen können unabhängig 
von ihrer bisherigen Förderung ein 
Gleichstellungskonzept für Parität an 
der Hochschule einreichen, das unter 
Berücksichtigung der jeweiligen hoch-

schulspezifischen Situation sowie in 
Bezug auf Typ und Größe durch ein 
unabhängiges Gremium begutachtet 
wird. Sie können mit anderen Hoch-
schulen bei der Erstellung ihres Gleich-
stellungskonzepts kooperieren. Mit der 
Auszeichnung des Konzepts mit dem 
Prädikat ‚Gleichstellungsstarke Hoch-
schule‘ wird zudem die Karriere- und 
Personalentwicklung für Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen gestärkt: Wir er-
öffnen die Möglichkeit, Mittel für die 
Förderung einer zusätzlichen Stelle ei-
ner Nachwuchswissenschaftlerin zu 
beantragen.“

Bund und Länder haben 2008 das Pro-
fessorinnenprogramm erstmals aufge-
legt, um Frauen in ihrer wissenschaft-
lichen Karriere zu unterstützen und 
 ihren Anteil an Professuren an deut-
schen Hochschulen zu steigern. Das 
Programm hat in bisher drei Pro-
grammphasen die Chancengerechtig-
keit im Wissenschaftssystem nachhal-
tig verbessert und ist das zentrale In-
strument, um die Gleichstellung von 
Frauen und Männern in Hochschulen 
zu fördern. Es hat zudem ganz konkret 
dazu beigetragen, den bundesweiten 
Frauenanteil in der Professorenschaft 
von einem Sechstel im Jahr 2008 auf 
heute über ein Viertel zu steigern.

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK): 
 Pressemitteilung Nr. 11 „Auf dem Weg zur Parität 
von Frauen und Männern in der Wissenschaft: Bund 
und Länder vereinbaren Professorinnenprogramm 
2030“. München/Bonn 4. November 2022.

CEWS – Kompetenzzentrum Frauen in Wissenschaft und Forschung: 
 Gender-Monitoring an Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

Hochschulrankings und Gleichstellung: Hochschulrankings sind ein spezifisches, jedoch auch umstrittenes Instrument zur 
Qualitätssicherung an Hochschulen. Mit dem Hochschulranking nach Gleichstellungsaspekten stellt das CEWS seit 2003 in der 
Schriftenreihe cews.publik regelmäßig ein Instrument Verfügung, um die Position von Hochschulen in Bezug auf Geschlechter-
verhältnisse national vergleichen zu können. – 

Das aktuelle Hochschulranking 2021 ist die zehnte Ausgabe. Sie untersucht die Entwicklung der Hochschulen im Bereich 
Gleichstellung von Frauen und Männern. Zusätzlich beinhaltet die Veröffentlichung ein Ranking der Bundesländer. An der 
Spitze stehen die Bundesländer Berlin, Brandenburg und Hamburg (Ranggruppen 3, 4 und 5). Die Mehrzahl der Bundesländer 
befindet sich im Mittelfeld (Ranggruppen 7-9). Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg belegen das untere Mittelfeld (Rang-
gruppen 10 und 11), und in der Schlussgruppe befinden sich Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen (Ranggruppe 12).1

Inzwischen wurden einige weitere Rankings mit Indikatoren zu Gleichstellung entwickelt. Zu deren Zielen und Vorgehensweisen 
vgl. „Globale und nationale Hochschulrankings“ sowie „Rankings mit Gleichstellungsindikatoren“.2

1  cews.publik.no.24. Löther, Andrea (2021): Hochschulranking nach Gleichstellungsaspekten 2021. Hg. v. GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften: 
Köln (cews.publik.no24). https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-74765-6.

2  Siehe dazu eine kurze Einführung in die allgemeine Diskussion zu Rankings unter https://www.gesis.org/cews/themen/gender-monitoring/hochschulrankings-
und-gleichstellung
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Die Ursachen für das Ausscheiden von 
Frauen auf dem Weg zu höheren Quali-
fikationen sind eingehend erforscht. Sie 
bestehen u. a. darin, dass das deutsche 
Wissenschaftssystem stark auf individu-
elle Förderbeziehungen ausgerichtet ist 
und Frauen dabei seltener zur Weiter-
qualifikation aufgefordert werden als 
männliche Absolventen. Außerdem be-
stehen Defizite bei der Definition von 
Qualifikationsanforderungen und es 
fehlt an klaren Regeln bei der Vergabe 
von Qualifikationsstellen, was oft zu 
 einer Übervorteilung von qualifizierten 
Frauen führt. Die geringere Beteiligung 
von Frauen hängt auch mit der zeit-
lichen Parallelität von wissenschaftlicher 
Qualifikation und Familiengründung 
 unter den besonderen Arbeitsbedingun-
gen in der Wissenschaft zusammen. 

Die Hochschulrektorenkonferenz hat 
auf der Grundlage dieser Analyse im 
Jahre 2006 eine Empfehlung „Frauen 
fördern“ verabschiedet, die umfangrei-
che Maßnahmen zu einer verbesserten 
Beteiligung von Frauen auf den höhe-
ren Ebenen des Wissenschaftssystems 
enthält. Die Empfehlung richtet sich 
zum einen an die Hochschulen, aber 
auch an Bund und Länder, die für ge-
eignete Rahmenbedingungen sorgen 
sollen, sowie an die Forschungsorgani-
sationen.1

Im Jahr 2011 hat die HRK die Empfeh-
lung aus dem Jahr 2006 evaluiert. Die 
Ergebnisse der Befragung zeigen, dass 
sich in den letzten Jahren Einiges an 
den Hochschulen bewegt hat: Viele 
Hochschulen haben über Einzelmaß-
nahmen hinausgehende Konzepte für 
die Förderung und Gewinnung von 
Frauen entwickelt. Organisations- und 
Fächerkulturen erschweren aber nach 
wie vor die gleichberechtigte Beteili-
gung von Frauen im Wissenschaftsbe-
reich. Die genaue Aufschlüsselung von 
Fördermaßnahmen, die in jüngerer Zeit 
ergriffen wurden, zeigt, dass Frauen 
auch heute noch Benachteiligungen im 
Vergleich zu ihren männlichen Konkur-
renten erfahren, z. B. was Eingruppie-
rungsfragen und Befristungsdauern 
angeht.2

Gemeinsam mit der Bundeskonferenz 
der Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragten hat die HRK den Arbeitskreis 
Gleichstellung und Geschlechterfor-
schung ins Leben gerufen, die in regel-
mäßigen Treffen die Entwicklung in 
Hochschulen und Wissenschaftspolitik 
erörtert und neue Ergebnisse aus der 
Geschlechterforschung diskutiert. Mit 
diesem regelmäßigen Austausch soll 
der Kenntnisstand aller Beteiligten ver-
bessert und Maßnahmen für eine ver-
besserte Gleichstellungspolitik koordi-
niert werden.3

Im Oktober 2015 hat die HRK mit fi-
nanzieller Unterstützung des BMBF in 
Göttingen eine Tagung „Genderge-
rechte Führungskultur an Hochschu-
len“ durchgeführt.4 Hierbei ging es 
zentral um die Frage, welchen Beitrag 
Hochschulleitungen, vor allem auch 
Frauen in Führungsverantwortung an 
Hochschulen, leisten können, um die 
Position von Frauen in der Wissen-
schaft und im Wissenschaftssystem zu 
stärken. Als wichtige Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Politik der Chan-
cengleichheit wurde die systematische 
Vorbereitung auf Leitungsfunktionen 
und eine weitere Professionalisierung 
der Hochschulleitungen genannt. 
Künftigen Führungskräften, Männern 
wie Frauen, muss vermittelt werden, 
wie wichtig Gleichstellung, personelle 
Diversität und Personalentwicklung für 
den Erfolg der einzelnen Einrichtung 
sind. Auf der Tagung wurde eine Ver-
netzung der weiblichen Hochschullei-
tungen vereinbart. Diese treffen sich 
nun regelmäßig und tauschen sich 
über notwendige Schritte für die Ver-
änderung der Führungskultur aus. Dar-
über hinaus wurde die Zusammenar-
beit mit „Führungsfrauen“ aus der au-
ßerhochschulischen Forschung inten-
siviert und der Kontakt zu Frauen, die 
in Spitzenpositionen der Wirtschaft 
sind, gesucht.

Im Jahr 2019 verabschiedete die HRK 
eine „Entschließung Frauen in Lei-
tungspositionen in der Wissenschaft“. 
Nach Ansicht der HRK bedarf es bei 
aller Würdigung der bisherigen gleich-

stellungsbezogenen Maßnahmen zu-
sätzlicher Anstrengungen, die Beteili-
gung von Frauen an Leitungspositio-
nen und damit ihre Sichtbarkeit deut-
lich zu erhöhen und den notwendigen 
Organisations- und Kulturwandel zu 
beschleunigen.5

Im Jahr 2022 verabschiedete die 
HRK die Entschließung „Zur Situa-
tion von Frauen auf Karrierewegen 
an deutschen Hochschulen“ in der 
sie ihrer Sorge Ausdruck verleiht, 
dass die Fortschritte bei der an-
gemessenen Berücksichtigung 
von Frauen auf den akademischen 
Karrierestufen trotz zahlreicher 
Fördermaßnahmen und Initiativen 
immer noch zu gering ausfallen. 
Gleichstellung bleibt aus Sicht der 
HRK eine dringliche Aufgabe auf 
der Hochschulagenda. Nach An-
sicht der HRK ist ein umfassender 
Kulturwandel angezeigt, der durch 
einen strukturellen Wandel unter-
stützt werden muss.

Hochschulrektorenkonferenz: Themen – 
 „Gleichstellung“. https://www.hrk.de/themen/ 
hochschulsystem/gleichstellung/

1  Hochschulrektorenkonferenz:  Empfehlung des 
209. Plenums der Hochschulrektorenkonferenz 
„Frauen fördern“ am 14.11.2006. „Zusammen-
fassung“ https://www.hrk.de/positionen/
beschluss/ detail/frauen-foerdern/

2  Auswertung der Evaluation der Befragung 
 „Frauen-Förderung an Hochschulen“ vom 
November 2006. Berlin 29.03.2012. Evaluation_-_
Frauen_foerdern_-_.pdf.

3  Zum Arbeitskreis Gleichstellung und Geschlech-
terforschung siehe einen von HRK und BuKoF 
gemeinsam veranstalteten Workshop im März 
2012. 

4  Ergebnisbroschüre der Tagung „Gendergerechte 
Führungskultur an Hochschulen. Göttingen 19. 
bis 20. Oktober 2016. EVA-2016_ 
Gendergerechte_Fuehrungskultur_an_ 
Hochschulen.pdf.

5  Hochschulrektorenkonferenz: Entschließung der 
27. HRK-Mitgliederversammlung „Frauen in 
 Leitungspositionen in der Wissenschaft“ vom 
19.11.2019. https://www.hrk.de/positionen/ 
beschluss/detail/frauen-in-leitungspositionen-in-
der-wissenschaft/.

Hochschulrektoren- 
konferenz (HRK) Gleichstellung

Im deutschen Wissenschaftssystem sind Frauen auf den höheren Qualifikationsebenen sowie in Leitungsfunktionen 
unterproportional vertreten. Ihr Anteil an den Professuren beträgt rund 26 %, bei 25 % liegt liegt ihr Anteil an den 
Hochschulleitungen. Zwar stellen Frauen die Hälfte der Studienanfänger, Studierenden und Hochschulabsolventen, 
doch an den Schnittstellen Hochschulabschluss/Promotion und Promotion/Habilitation scheiden überproportional viele 
Frauen aus der Wissenschaft aus. 
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HRK besorgt über Stagnation bei der 
Gleichstellung von Frauen in der 
 Wissenschaft

Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) nimmt mit großer Sorge zur Kenntnis, dass die Fortschritte bei der angemesse-
nen Berücksichtigung von Frauen auf den akademischen Karrierestufen trotz zahlreicher Fördermaßnahmen und Initia-
tiven immer noch zu gering ausfallen. Die jüngst von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) veröffentlichte 
26. Datenfortschreibung zur Chancengleichheit belegt, dass der prozentuale Anteil von Wissenschaftlerinnen an den 
Hochschulen und außerhochschulischen Forschungseinrichtungen gegenüber den Vorjahren zwar erneut gestiegen ist, 
aber auf den höheren Karrierestufen de facto stagniert.1

„Gleichstellung bleibt eine dringliche 
Aufgabe auf der Hochschulagenda. 
Die aktuellen Zahlen zeigen, dass 
Frauen mit einem Anteil von nur 26,3 % 
an allen Professuren in Deutschland 
weiterhin nicht angemessen in der 
Wissenschaft berücksichtigt sind“, er-
klärte HRK-Präsident Prof. Dr. Peter-
André Alt [am 15. 11. 2022] in Berlin. 
„Die bisherigen Fortschritte sind viel zu 
gering. Das war auch Konsens der 
jüngsten HRK-Mitgliederversammlung 
und kommt in ihrer heute veröffentlich-
ten Stellungnahme klar zum Ausdruck. 
Weder das sogenannte Kaskadenmo-
dell noch freiwillige Mentoring- und 
Coaching-Angebote haben die Ge-
schlechterrelation auf höheren Karrie-
restufen der Wissenschaft tiefgreifend 
verändern können. Um die Situation 
hier nachhaltig zu verbessern, müssen 
wir kreativer werden und deutlich an 
Tempo zulegen.“

Bei der Beförderung der Chancen-
gleichheit von Frauen in der Wissen-
schaft geht es nach Auffassung der 
HRK-Mitgliederversammlung um einen 
umfassenden Kulturwandel. Dieser 
müsse durch einen strukturellen Wan-
del unterstützt werden, einschließlich 
entsprechender prozessualer Verände-
rungen in der Qualifizierung und der 
Personalgewinnung sowohl an den 
einzelnen Institutionen als auch im 
 Gesamtsystem. Die zuständige Vize-
präsidentin der HRK, Prof. Dr. Dorit 
Schumann, bekräftigt diese Forde-
rung: „Das Professorinnenprogramm 
der GWK zeigt exemplarisch, dass mit 
strukturellen Maßnahmen signifikante 
Erfolge erzielt werden können. Wenn 
eine angemessene Repräsentation der 
Geschlechter erreicht werden soll, ist 
mittel- und langfristig jede zweite Pro-
fessur mit einer Frau zu besetzen. 
Dazu wird es aber nur kommen, wenn 
wir alle Akteure einbinden und mit ver-

einten Kräften die notwendigen grund-
legenden Veränderungen herbeiführen.“

Positionen
Zur Situation von Frauen auf 
Karrierewegen an deutschen 
Hochschulen
Entschließung der 35. Mitglieder-
versammlung der HRK vom 
15.11.2022

Die aktuellen Zahlen zeigen: Frauen 
sind weiterhin nicht angemessen auf 
den akademischen Karrierestufen 
berücksichtigt. Die Gemeinsame 
Wissenschaftskonferenz (GWK) 
berichtet im November 2022, dass 
zwar der Anteil von Frauen bei 
 Promotionen bei 45,1 Prozent liege. 
Jedoch verharrt der Anteil bei 
26,3 Prozent bei Professuren. 

Die Hochschulrektorenkonferenz nimmt 
mit großer Sorge zur Kenntnis, dass 
die Fortschritte bei der angemessenen 
Berücksichtigung von Frauen auf hö-
heren Karrierestufen trotz zahlreicher 
Maßnahmen viel zu gering sind. Weder 
das sogenannte Kaskadenmodell noch 
freiwillige Mentoring- und Coaching-
Angebote verändern die  Situation 
grundlegend. Auch das individuelle 
Engagement einzelner am Einstel-
lungsprozess beteiligter Gremien und 
Personen hat noch nicht zu den ge-
wünschten Ergebnissen geführt.

Die Entwicklung der Zahlen zeigt, dass 
es im Kern um einen Kulturwandel ge-
hen muss, der durch einen strukturel-
len Wandel einschließlich der entspre-
chenden prozessualen Veränderungen 
sowohl an den einzelnen Institutionen 
als auch im Gesamtsystem unterstützt 
wird. Bei der Auswahl und Bewertung 
der Qualifikation der zu berufenden 
Kandidat:innen spielen Stereotype oft-
mals noch eine Rolle. Darüber hinaus 
suchen Berufungskommissionen trotz 

großen Engagements und Problembe-
wusstseins geeignete Bewerber:innen 
zu häufig in ihren Netzwerken – Netz-
werke, an denen Frauen weiterhin viel-
fach strukturell nicht beteiligt sind. Für 
die Hochschulen heißt das etwa, dass 
systematisch gleichstellungsorientier-
tes aktives Recruiting von Frauen statt-
finden muss, ein bislang nur an einigen 
Hochschulen etabliertes Verfahren.

Entschlossenes Handeln aller 
Akteur:innen in Wissenschaft und Poli-
tik auf sämtlichen Ebenen ist dringend 
notwendig, um deutlichere Fortschritte 
zu erreichen. So hat etwa das Profes-
sorinnenprogramm der GWK gezeigt, 
dass mit strukturellen Maßnahmen 
 Erfolge erzielt werden können. Nach 
diesem Modell sollten weitere Pro-
gramme, die auch mit monetären An-
reizen arbeiten, aufgebaut werden.

Mittel- und langfristig ist jede zweite 
Professur mit einer Frau zu besetzen, 
wenn eine angemessene Repräsenta-
tion der Geschlechter erreicht werden 
soll. Das ist nur zu verwirklichen durch 
eine entschlossene, von allen getra-
gene Strategie, die verschiedene Maß-
nahmen kombiniert (policy mix) und auf 
einen nachhaltigen Kulturwandel durch 
Strukturwandel setzt. Die Hochschulen 
wollen die dafür notwendigen Schritte 
gehen.
1  Louisa Hizli, Annina Mösching, Margit Osterloh: 

„Leaky Pipeline in der Wissenschaft – Ergebnisse 
einer aktuellen Untersuchung“. Forschung und 
Lehre 1/2023, S. 32-33.

HRK-Entschließung „Zur Situation 
von Frauen auf Karrierewegen an 
deutschen Hochschulen“. 35. Mitglie-
derversammlung vom 15.11. 2022. 
https://www.hrk.de/positionen/ 
beschluss/detail/zur-situation-
von-frauen-auf-karrierewegen-an- 
deutschen-hochschulen/.
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Verband Hochschule & 
Wissenschaft (vhw) Der dbb Gewerkschaftstag 2022 –  

eine Zusammenfassung
Mit über 1,3 Millionen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der privatisierten Bereiche ist der dbb die große 
deutsche Interessenvertretung für Beamtinnen, Beamte und Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst und im privaten 
Dienstleistungssektor. In ihm sind 41 Fachgewerkschaften und 16 Landesbünde organisiert. Der Verband Hochschule 
und Wissenschaft (vhw) ist seit 1973 Mitglied im dbb. Er vertritt den Hochschulbereich.

Alle fünf Jahre findet der dbb Gewerk-
schaftstag statt, dieses Mal vom 27. 
bis 30. November unter dem Motto 
„Staat.Machen wir!“ in Berlin.1 Der 
dbb Gewerkschaftstag ist das höchste 
Beschlussgremium des Dachverban-
des. Die insgesamt 631 stimmberech-
tigten Delegierten legen die Leitlinien 
für die gewerkschaftspolitische Arbeit 
des dbb in den kommenden fünf Jah-
ren fest, stellen die Richtlinien für die 
Haushaltsführung auf, entscheiden 
über Satzungsänderungen und wählen 
in geheimer Wahl die Bundesleitung für 
die Dauer von fünf Jahren. Der Ver-
band Hochschule und Wissenschaft 
(vhw) wurde von seinem Bundesvorsit-
zenden Prof. Dr. Josef Arendes ver-
treten.

Wahlen zur Bundesleitung

Am 28. November fanden die Wahlen 
zur dbb Bundesleitung statt. Der 
 amtierende dbb-Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach kandidierte erneut 
und wurde mit großer Mehrheit wieder-
gewählt. Friedhelm Schäfer, der 
Zweite Vorsitzende des dbb und 
 Fachvorstand Beamtenpolitik, erhielt 
ebenso erneut das Vertrauen für wei-
tere fünf Jahre wie Volker Geyer, stell-
vertretender Bundesvorsitzender und 
Fachvorstand Tarifpolitik. Komplettiert 
wurde die neue Bundesleitung des dbb 
durch die sechs ehrenamtlichen gleich-
berechtigten Stellvertreterinnen und 

-vertreter im Bundesvorsitz Simone 
Fleischmann (Verband Bildung und Er-
ziehung VBE) – Andreas Hemsing 
(komba gewerkschaft) – Milanie Kreutz 
(Deutsche Steuergewerkschaft – DSTG 
und Vorsitzende der dbb frauen) – 
Heiko Teggatz (DPolG Bundespolizei-
gewerkschaft – DPolG) – Maik Wagner 
(Gewerkschaft der Sozialversicherung 
– GdS) und Claus Weselsky (Gewerk-
schaft Deutscher Lokomotivführer – 
GDL). – Qua Amt gehören der dbb 
Bundesleitung zudem als beratende 
Mitglieder ohne Stimmrecht die Vorsit-
zenden der dbb jugend (Matthäus 
Fandrejewski) und der dbb bundes-
seniorenvertretung (Horst Günther 
 Klitzing) an. – Zu Ehrenmitgliedern 
wählten die Delegierten die bisherigen 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
Astrid Hollmann (Mediengewerkschaft 
VRFF), Kirsten Lühmann (Deutsche 
Polizeigewerkschaft – DPolG) und 
Thomas Eigenthaler (Deutsche 
Steuer-Gewerkschaft – DSTG). Sie 
 hatten in diesem Jahr nicht mehr 
 kandidiert.2

Die Öffentliche Veranstaltung

Politischer Höhepunkt des Gewerk-
schaftstages war die Öffentliche Ver-
anstaltung am 29. November.3 Nach 

den Ansprachen des dbb Bundesvor-
sitzenden Silberbach und von Bun-
deskanzler Olaf Scholz befassten 
sich die hochkarätigen Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer eines Politikpanels 
mit den Folgen des demografischen 
Wandels für die Fachkräftegewinnung 
und der Zukunftsfähigkeit des öffentli-
chen Sektors in Deutschland. 

In seiner Grundsatzrede auf dem Ge-
werkschaftstag fordert dbb Chef Ul-
rich Silberbach eine Kehrtwende in 
der Finanz- und Personalausstattung 
des öffentlichen Dienstes. „Ins Unsi-
chere sind wir gerade alle gemeinsam 
unterwegs. Kostenexplosion, Corona-
Krise, Krieg und Klimawandel: Das 
Land, ja die ganze Welt, hat mit vielen 
parallelen Krisen zu kämpfen. Gleich-
zeitig hält nur noch ein Drittel der Be-
völkerung den Staat für handlungs-
fähig, das hat unsere dbb Bürgerbe-
fragung im Herbst gezeigt. Das ist 
 gefährlich. Am langen Ende für die 
Demokratie selbst“, so der dbb Bun-
desvorsitzende. Das erste Jahr der 
Ampel-Koalition sei für die Beschäftig-
ten enttäuschend gewesen, weil in 
wichtigen Bereichen wie Bezahlung, 
Digitalisierung oder Fachkräftegewin-
nung keine nennenswerten Fortschritte 
erzielt worden seien. „Diese Probleme 

(von links) vorn: Simone Fleischmann (VBE) – Ulrich Silberbach (dbb-Vorsitzender) – Milanie  
Kreutz (dbb frauen) – Friedhelm Schäfer (2. Vorsitzender); hinten: Heiko Teggatz (DPolG) –  
Claus  Weselsky (GDL) – Maik Wagner (GdS) – Volker Geyer (Fachvorstand Tarifpolitik) –  
Andreas Hemsing (komba). © Foto Marco Urban
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im öffentlichen Dienst sind nicht vom 
Himmel gefallen, sie beschäftigen uns 
schon seit Jahren, wenn nicht Jahr-
zehnten. Aber in Krisenzeiten rächen 
sie sich doppelt und dreifach. Deutsch-
land hat aktuell nur eine Schön-Wetter-
Daseinsfürsorge. Wir brauchen eine 
Kehrtwende in der Finanz- und Perso-
nalausstattung des öffentlichen Diens-
tes.“4 Am Beispiel des Kampfes gegen 
den Klimawandel und der Bewältigung 
seiner Folgen machte Silberbach die 
Probleme des öffentlichen Dienstes 
deutlich.

© Marco Urban

Bundeskanzler Scholz betonte die 
Bedeutung des öffentlichen Dienstes 
und dankte den Beschäftigten – sie 
seien „die Gestalter der Zeitenwende“. 
Die Zeitenwende, ausgelöst durch den 
russischen Angriffskrieg in der Ukraine 
und den einhergehenden Bruch der 
europäischen Friedensordnung, mache 
nirgendwo Halt und betreffe in ihren 
Auswirkungen sämtliche Bereiche des 
öffentlichen Dienstes, wo die Beschäf-
tigten neben den „normalen“ Aufgaben 
unter Hochdruck an der Unterstützung 
für Geflüchtete, der Abfederung von 
Härten durch Inflation und Energie-
preisexplosion und der Umsetzung der 
Energiewende arbeiteten. Scholz be-
zeichnete den öffentlichen Dienst als 
„Rückgrat unseres Landes“, dem in 
Zeiten von Krisen, Veränderungen und 
Unsicherheit eine besondere Bedeu-
tung zukomme. „Umso wichtiger ist 
ein Staat, der liefert, der spürbar an der 
Seite der Bürgerinnen und Bürger 
steht“, unterstrich der Kanzler. Deutsch-
land stehe mit der Energiewende vor 
der größten Transformation seit Beginn 
der Industrialisierung. Um diesen Pro-
zess erfolgreich und innerhalb des eng 
gesteckten Zeitrahmens voranzutrei-
ben, brauche man Behörden und Ver-
waltungen – und die bisher erreichten 

Zwischenziele zeigten, dass der öffent-
liche Dienst nicht beweisen, müsse 
„dass er Tempo machen kann.“ Es 
stehe außer Frage, betonte der Kanz-
ler, dass die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes bei der Gestaltung der 
Zukunftsaufgaben auf die richtigen 
Rahmenbedingungen und politische 
Unterstützung angewiesen seien. Bei-
des sagte der Kanzler zu.5

Rede von Olaf Scholz, Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland. © Marco Urban

Im Anschluss diskutierten die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Bundestags-
parteien die Rolle des Staates und das 
Ansehen des öffentlichen Dienstes als 
Arbeitgeber. Unter der Moderation von 
Anke Plättner betonten Susanne 
 Ferschl (DIE LINKE), Mario Czaja 
(CDU), Konstantin Kuhle (FDP), Emily 
Büning (Bündnis 90/Die Grünen) und 
Kevin Kühnert (SPD), dass attraktivere 
Arbeitsbedingungen und eine ange-
messene Ausstattung den Staat stär-
ken. Schließlich seien es die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes, die 
den Staat am Laufen halten.6

Die Beschlüsse des Gewerk-
schaftstages

Neben der Wahl der dbb Bundeslei-
tung beriet der Gewerkschaftstag über 
zahlreiche Anträge, darunter 35 Leitan-
träge des dbb Bundeshauptvorstan-

des, die alle grundlegenden Themen 
der politischen Interessenvertretung 
für den öffentlichen Dienst aufgreifen:  
Beschlüsse zu 12 Grundsatzanträgen, 
4 Anträgen zur Beamtenpolitik, 5 An-
trägen zur Tarifpolitik, 2 Anträgen zur 
Mitbestimmung, 8 Anträgen zu Arbeit, 
Gesundheit & Soziales, 2 Anträgen zur 
Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik 
sowie einen Leitantrag zu Europa. Von 
der zentralen Frage, wie die Fachkräf-
telücke im öffentlichen Sektor – insbe-
sondere in IT- und Lehrberufen – ge-
schlossen werden kann, über Anträge 
unter anderem zur Instandhaltung der 
nationalen Sicherheitsarchitektur, zur 
Digitalisierung der öffentlichen Verwal-
tung oder zum Klimaschutz. Die The-
menpalette reicht bis zu den Heraus-
forderungen, die mit dem Ausbau der 
staatlichen Infrastruktur und dem Um-
bau der sozialen Sicherungssysteme 
verbunden sind.7

Zusammenfassung EPW

1  Staat. Machen wir! https://www.dbb.de/ 
veranstaltungen/gewerkschaftstag-2022.html.

2  Die dbb-Bundesleitung. https://www.dbb.de/der-
dbb/gremien/bundesleitung.html.

3  https://www.dbb.de/veranstaltungen/ 
gewerkschaftstag-2022/oeffentliche- 
veranstaltung.html.

4  Silberbach: „Krisenbewältigung funktioniert nur 
mit starkem öffentlichen Dienst“. https://www.
dbb.de/artikel/silberbach-krisenbewaeltigung-
funktioniert-nur-mit-starkem-oeffentlichen-dienst.
html. 

5  Bundeskanzler Olaf Scholz: „Deutschland braucht 
einen starken öffentlichen Dienst“. https://www.
dbb.de/artikel/ bundeskanzler-olaf-scholz-
deutschland-braucht-einen-starken-oeffentlichen-
dienst.html.

6  https://www.dbb.de/artikel/attraktivere- 
arbeitsbedingungen-staerken-den-staat.html.

7  dbb Gewerkschaftstag: „Leitanträge für den 
öffentlichen Dienst“. 28. November 2022.  
https://www.dbb.de/artikel/leitantraege-fuer-
einen-starken-oeffentlichen-dienst.html.

(von links): Moderatorin Anke Plättner – Susanne Ferschl (Die Linke) – Mario Czaja (CDU) – Konstantin 
Kuhle (FDP) – Emily Büning (Bündnis90/Die Grünen) – Kevin Kühnert (SPD). © Marco Urban
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Die Anträge des Verbandes Hochschule und Wissenschaft (vhw) an den Gewerk-
schaftstag 2022 des Deutschen Beamtenbundes (dbb)*
Vorbemerkung: Der Verband Hochschule und Wissenschaft (vhw) hat für den Gewerkschaftstag des Deutschen 
Beamtenbunds (dbb) acht Anträge eingebracht, die sich mit Verbesserungen der Besoldung und Versorgung  im 
Hochschulbereich befassen. Die Anträge wurden – mit Ausnahme von Antrag B149 – von der dbb-Mitgliederver-
sammlung mit großer Mehrheit beschlossen. Bleibt abzuwarten, wie Bund und Länder in der nächsten Zeit sich  
zu Verbesserungen für die Mitglieder der Hochschulen durchringen werden! 

➢  Antrag B91: Reform der 
W-Besoldung (ohne Junior-
professur)

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich im Bund und in den 
Bundesländern dafür ein, dass die W-
Besoldung entsprechend der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts und des Bundesverwaltungsge-
richts verbessert sowie die W-Besol-
dung reformiert wird, indem W2 und 
W3 zu einer einheitlichen Besoldungs-
stufe zusammengefasst wird, Stufen-
aufstiege inkludiert werden und die 
Vergabe von Leistungsbezügen trans-
parent, ruhegehaltsfähig und gesetz-
lich geregelt wird. …

Begründung: Die Dienstaufgaben der 
W2- und W3-Professuren sind in den 
Landeshochschulgesetzen weitge-
hend einheitlich geregelt. Eine Unter-
scheidung ist daher nicht mehr zeitge-
mäß. In der W-Besoldung gibt es aktu-
ell flächendeckend keine Stufenauf-
stiege und die Besoldung bleibt bis 
zum Eintritt in den Ruhestand auf ei-
nem gleichbleibenden Niveau, das im 
Vergleich zur ehemaligen C-Besoldung 
niedrig ist. Stufenaufstiege sind zu-
künftig notwendig, um die gestiegene 
Erfahrung und Leistung in Forschung, 
Lehre und Technologietransfer zu ho-
norieren. Eine Besoldungserhöhung 
über die Grundbesoldung hinaus kann 
gegenwärtig nur über zumeist befris-
tete und nicht ruhegehaltsfähige Leis-
tungsbezüge erreicht werden. Die ak-
tuellen Regelungen für die Vergabe von 
Leistungsbezügen variieren von Hoch-
schule zu Hochschule sogar innerhalb 
eines Bundeslands, sind intransparent 
und können oftmals einseitig von der 
Hochschulleitung geändert werden. 
Darüber hinaus können Interessenkon-
flikte auftreten, weil die Entscheidung 
über die Vergabe von Leistungsbezü-
gen in der Regel Funktionsträgerinnen 
und -trägern obliegt, deren Funktions-
zulagen aus demselben gedeckelten 
Vergaberahmen stammen wie die Leis-
tungsbezüge. Die gegenwärtige Praxis 

führt nicht nur zu Ungerechtigkeiten, 
Unverständnis und Streitereien inner-
halb der Professorenschaft und mit 
den Hochschulleitungen, sondern sie 
widerspricht auch den Forderungen 
von Bundesverfassungsgericht und 
Bundesverwaltungsgericht, nach de-
nen die Leistungsbezüge für jede 
Amtsträgerin und jeden Amtsträger zu-
gänglich und hinreichend verstetigt, 
die Vergabekriterien vom Gesetzgeber 
ausgestaltet, unter klar definierten, 
vorhersehbaren und erfüllbaren Vor-
aussetzungen erreichbar sein und ei-
nen einklagbaren Rechtsanspruch auf 
die Gewährung von Leistungsbezügen 
zur Folge haben müssen.

➢  Antrag B109: „Anrechnung 
von Studienzeiten auf die 
Beamtenbesoldung“

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich dafür ein, dass die 
Mindeststudienzeiten, die für eine Ver-
beamtung Voraussetzung sind, auf die 
ruhegehaltsfähige Dienstzeit angerech-
net werden.

Begründung: Für viele Berufe im Öf-
fentlichen Dienst ist der Nachweis über 
erfolgreich absolvierte Hochschulab-
schlüsse notwendig. Dies betrifft den 
ehemals Gehobenen und den ehemals 
Höheren Dienst (heute unterschiedli-
che Benennung bei Bund und Län-
dern). Durch die Notwendigkeit eines 
Abiturs sowie eines Bachelorabschlus-
ses und eines Masterabschlusses ge-
langen diese Personen erst im Alter 
von etwa 25 Jahren in den Beruf. Min-
destens drei bzw. fünf Jahre, die er-
folgreich abgeschlossen werden müs-
sen, fallen damit für die Pensionsbe-
rechnung fort. Trotz der Verschiebung 
des gesetzlich festgelegten Rentenal-
ters können diese Personen, die mit 
etwa 25 Jahren in die Berufstätigkeit 
eintreten, nur schwer vierzig Berufs-
jahre erreichen. Bei einer längeren Er-
ziehungsphase ist dies nicht möglich. 
Bei mehreren Kindern sind dann kaum 
35 Berufsjahre zu absolvieren. Hierfür 

muss die Wiedereinführung einer An-
rechnung der Mindeststudienzeit auf 
die ruhegehaltsfähige Dienstzeit Sorge 
tragen.

➢  Antrag B149: Erhöhung der 
Einkommensgrenze für 
berücksichtigungsfähige 
Personen gemäß Bundes-
beihilfeverordnung

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich für eine Erhöhung 
der Einkommensgrenze auf 30.000 € 
bei berücksichtigungsfähigen Perso-
nen (z. B. Ehepartner) gemäß der Bun-
desbeihilfeverordnung ein.

Begründung: Die beihilferechtlichen 
Vorschriften der Beamten in mehreren 
Bundesländern orientieren sich an der 
Bundesbeihilfeverordnung (BBhV). Ge-
mäß § 4 Abs. 1 BBhV sind Ehegattin-
nen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen 
und Lebenspartner beihilfeberechtigter 
Personen berücksichtigungsfähig.

Aktuell ist dieser Anspruch für be-
rücksichtigungsfähige Personen auf 
20.000 € des Gesamtbetrages der Ein-
künfte derselben begrenzt. 

Werden diese Einkünfte auch nur ge-
ringfügig überschritten, entfällt nicht 
nur der Beihilfeanspruch, sondern 
auch der beihilfeorientierte Kranken-
versicherungstarif in der privaten Kran-
kenversicherung. Die betreffende Per-
son muss sich dann nicht zu 30 % 
sondern zu 100 % (Vollkostentarif) 
versichern. Damit sind gerade bei ge-
ringen Überschreitungen dieser Grenze 
unverhältnismäßig hohe finanzielle 
Mehrbelastungen verbunden! 

Es ist zu beachten, dass ein Tarifwech-
sel in der PKV einen neuen Vertrag 
zwischen der versicherten Person und 
der privaten Krankenkasse nach sich 
zieht. Die dann zu bezahlenden Prä-
mien richten sich u. a. auch nach dem 
zum Antragszeitpunkt vorhandenen 
Gesundheitszustand und dem aktuel-
len Alter der zu versichernden Person. 
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Das führt insbesondere im Alter zu 
kaum überschaubaren finanziellen Be-
lastungen.

Der dbb fordert die unverzügliche An-
passung der Einkommensgrenze für 
berücksichtigungsfähige Personen ge-
mäß § 4 Abs. 1 BBhV auf 30.000 €, da 
die Grenze von 20.000 € nicht mehr die 
reale Lebenssituation widerspiegelt. 
Bei zu erwartenden steigenden Zinsen 
und Renten sowie einer im Augenblick 
schwer zu prognostizierenden Infla-
tionsrate besteht die Gefahr unnötiger 
verfahrenstechnischer und rechtlicher 
Auseinandersetzungen zulasten der 
Beihilfeberechtigen.

➢  Antrag S98: Anrechnung von 
Studienzeiten auf die Ren-
tenberechnung

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich dafür ein, dass die 
Mindeststudienzeiten, die für eine Be-
rufstätigkeit Voraussetzung sind, bei 
der Rentenberechnung wieder Anrech-
nungszeiten werden.

Begründung: Für viele Berufe im Öf-
fentlichen Dienst ist der Nachweis über 
erfolgreich absolvierte Hochschulab-
schlüsse notwendig. Dies betrifft den 
ehemals Gehobenen und den ehemals 
Höheren Dienst (heute unterschiedli-
che Benennung bei Bund und Län-
dern) bzw. die entsprechenden Ange-
stelltentätigkeiten. Durch die Notwen-
digkeit eines Abiturs sowie eines Ba-
chelorabschlusses und eines Master-
abschlusses gelangen diese Personen 
erst im Alter von etwa 25 Jahren in den 
Beruf. Mindestens drei bzw. fünf Jahre, 
die erfolgreich abgeschlossen werden 
müssen, fallen damit für die Pensions-
berechnung fort. Trotz der Verschie-
bung des gesetzlich festgelegten Ren-
tenalters können diese Personen häu-
fig nur schwer vierzig Berufsjahre errei-
chen. Bei einer längeren Erziehungs-
phase ist dies nicht möglich. Bei meh-
reren Kindern sind dann kaum 35 
Berufsjahre zu absolvieren. Hierfür 
muss die Wiedereinführung einer An-
rechnungszeit der Mindeststudienzeit 
Sorge tragen.

➢  Antrag S135: Möglichkeit 
der Befreiung von der 
 Rentenversicherungspflicht 
für geringfügig entlohnte 
Beschäftigte abschaffen“

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich dafür ein, dass für 
geringfügig entlohnte Beschäftigte die 
Möglichkeit beseitigt wird, nach § 6 
Abs 1b SGB VI von der Rentenversi-
cherungspflicht befreit zu werden.

Begründung: Rentenansprüche er-
wachsen nicht nur aus der Höhe der in 
die Rentenkasse eingezahlten Beträge. 
Wichtig ist auch die Dauer der Einzah-
lungen in die Rentenkasse. So gibt es 
Änderungen bei der Rentenberech-
nung für Personen, die 5, 15, 35 oder 
45 Jahre Beiträge eingezahlt haben. 
Aus diesem Grunde ist es gerade auch 
für Personen, die eine längere Zeit als 
geringfügig entlohnte Beschäftigte tä-
tig sind, wichtig, möglichst lange in die 
Rentenkasse Beiträge einzuzahlen. 
Wegen ihrer langen Ausbildungs- und 
Qualifizierungszeiten erhalten Akade-
miker häufig erst im Alter von 25 oder 
30 Jahren ihren ersten Arbeitsplatz und 
können dann nur noch etwa vierzig 
Jahre lang in die Rentenversicherung 
einzahlen. Da wäre es wichtig, wenn 
Zeiten als geringfügig entlohnte Be-
schäftigte, etwa als Studentische und/
oder Wissenschaftliche Hilfskraft hier 
existieren würden. Ein freiwilliger Ver-
zicht ist kurzsichtig und appelliert in 
falscher Weise auf einen kurzfristigen 
Vorteil, der aber finanziell sehr gering 
ist. Die Fürsorgepflicht gebietet es, 
diese Möglichkeit zu nehmen. Die 
Möglichkeit zur Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht konterkariert das So-
zialsystem. Was diese Möglichkeit 
langfristig bedeutet, erkennt kaum je-
mand mehrere Jahrzehnte vor Renten-
beginn.

➢  Antrag S177: Aufklärungs-
pflicht vor der Einstellung

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich dafür ein, dass bei 
einer Einstellung von Tarifbeschäftigten 
in Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungsinstitutionen diese zuvor 
schriftlich aufgeklärt werden müssen, 
welcher Entgeltgruppe und welcher 
Erfahrungsstufe sie entsprechend der 
von ihnen vorgelegten Unterlagen zu-
geordnet werden und wann der 
nächste Erfahrungsstufenaufstieg an-
steht. Weiterhin erhalten sie mit dem 
Arbeitsvertrag eine Tätigkeitsdarstel-
lung. Eine entsprechende Regelung 
sollte in § 2 Abs. 1 des Gesetzes über 

den Nachweis der für ein Arbeitsver-
hältnis geltenden Bedingungen 
(NachWG) aufgenommen werden.

Begründung: Leider geht noch immer 
ein Großteil der Bewerberinnen und 
Bewerber für Stellen im Wissenschafts-
bereich davon aus, dass alles, was mit 
ihrem Entgelt zusammenhängt, ein-
deutig und unveränderlich festgelegt 
ist. Und selbst, wenn sie von einem 
anderen Arbeitgeber kommen und ver-
handeln, dass sie keine finanzielle Ein-
buße hinnehmen müssen, sind sie häu-
fig nicht informiert, dass die ausgehan-
delte Zulage oder höhere Erfahrungs-
stufe eventuell dazu führt, dass die 
nächste Stufe umso länger auf sich 
warten lässt. Da hier das Gebot von 
Treu und Glauben gilt, sollte allen Be-
werberinnen und Bewerbern vor der 
Unterzeichnung des Arbeitsvertrages 
schriftlich dargelegt werden, welcher 
Entgeltgruppe (bei individueller Nicht-
erfüllung eines Pflichtkriteriums etwa 
die Eingruppierung eine Gruppe tiefer) 
und – sofern möglich – welcher Erfah-
rungsstufe sie nach den von ihnen 
vorgelegten Unterlagen zugeordnet 
werden, wann der nächste Stufenauf-
stieg erreicht wird. Ebenso sollte ihnen 
eine Tätigkeitsdarstellung überreicht 
werden, damit sie über ihre Aufgaben 
aufgeklärt sind.

➢  Antrag T136: Studentische 
und Wissenschaftliche Hilfs-
kräfte

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich dafür ein, dass die 
Herausnahme von Studentischen und 
Wissenschaftlichen Hilfskräften aus der 
Entgeltordnung zu den Tarifverträgen 
TVöD und TVL inhaltlich gefasst wird. 
Es muss deutlich gemacht werden, 
dass sie nur dann ausgenommen sind, 
wenn sie – wie im Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz (WissZeitVG) formu-
liert – „wissenschaftliche Hilfstätigkei-
ten“ ausüben und nicht Tätigkeiten, die 
in der Entgeltordnung genannt werden.

Begründung: Laut Bundesgesetz dür-
fen Studentische und Wissenschaftli-
che Hilfskräfte an den Hochschulen 
eingesetzt werden, um „wissenschaft-
liche oder künstlerische Hilfstätigkei-
ten“ auszuführen. Das BAG hat geur-
teilt, dass es sich dabei um ebensol-
che Hilfstätigkeiten wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Art handeln muss, 
dass es sich dabei nicht um Verwal-
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tungsaufgaben handeln darf, die an 
einer Hochschule notwendig sind, um 
die Wissenschaft zu ermöglichen, also 
keine Bibliotheksaufsicht, keine Hard- 
und Softwarebetreuung und keine all-
gemeinen Verwaltungsaufgaben. 

Der TVöD und der TV-L nehmen diese 
Hilfskräfte deshalb ausdrücklich aus. 
Allerdings wird im Tarifvertrag nicht er-
läutert, um welche Tätigkeiten es sich 
hierbei handelt, dass studentische Be-
schäftigte – etwa als Geringfügig Be-
schäftigte – der Eingruppierung ent-
sprechend der Entgeltordnung unter-
liegen, wenn sie dort aufgeführte Tätig-
keiten nichtwissenschaftlicher bzw. 
nichtkünstlerischer Art ausführen sol-
len. Noch immer gibt es Hochschulen, 
die auch die Bibliotheksaufsicht, die 
Magazinarbeiten oder die Pflege der 
Hard- und Software an Studentische 
und Wissenschaftliche Hilfskräfte 
übertragen. Dies ist um einige Euro pro 
Stunde billiger, im Falle der Wochen-
endaufsicht in den Bibliotheken und 
Museen erspart das auch die Wochen-
endzuschläge. Die Mitbestimmung der 
Personalräte gerät hierbei an ihre 
Grenzen.

Neben dem Studium können auch Tä-
tigkeiten ausgeführt werden, die in der 

Entgeltordnung enthalten sind. Dies ist 
als Minijob oder als Werkstudent mög-
lich, dann gilt allerdings die Eingrup-
pierung nach der Entgeltordnung. 

Der dbb setzt sich dafür ein, genaue 
Bestimmungen zur Definition der Stu-
dentischen und Wissenschaftlichen 
Hilfskräfte in die Tarifverträge aufzu-
nehmen.

➢  Antrag Z35: Berufliche Fort- 
und Weiterbildung

Der Gewerkschaftstag möge 
beschließen: 

Der dbb setzt sich dafür ein, dass ent-
sprechend dem Recht auf und der 
Pflicht zur beruflichen Fort- und Wei-
terbildung ein jährliches Mindestmaß 
an Arbeitstagen für Qualifizierungs-
maßnahmen (Erhaltungsqualifizierung, 
Fort- und Weiterbildung etc.) festge-
legt wird. Entsprechende finanzielle 
Mittel sind bereitzustellen. Diese Rege-
lung ist unabhängig von den Regelun-
gen zum „Bildungsurlaub“ (in den Län-
dern hat das entsprechende Gesetz 
unterschiedliche Namen: Bildungszeit-
gesetz, Bildungsfreistellungsgesetz, 
Bildungsurlaubsgesetz, Weiterbil-
dungsgesetz u. ä. m., in Bayern und 
Sachsen existiert ein solches nicht). 

Dieser ist in erster Linie für die persön-
liche und allgemein wissenschaftliche 
Weiterbildung gedacht, und die Veran-
staltungskosten müssen selbst getra-
gen werden.

Begründung: Qualifizierungsmaßnah-
men werden von den Tarifverträgen 
insbesondere als Erhaltungsqualifizie-
rung und als Fort- und Weiterbildung 
für wichtig erachtet. Bislang ist dies 
jedoch weder als individuelle Pflicht 
noch als individuelles Recht festgehal-
ten. Deshalb setzt sich der dbb dafür 
ein, dass ein jährliches Mindestmaß an 
Arbeitstagen für solche Qualifizie-
rungsmaßnahmen festgelegt wird. Es 
kann nicht sein, dass in der modernen 
Arbeitswelt, die einem stetigen Wandel 
unterliegt, Beschäftigte jahrzehntelang 
ihren Beruf ohne solche Erhaltungs-
qualifizierungen, ohne Fort- und Wei-
terbildung sach- und fachgerecht aus-
üben.

Mit Ausnahme des Antrags B149, 
den der Gewerkschaftstag als Ar-
beitsmaterial einstufte, wurden alle 
Anträge vom dbb Gewerkschafts-
tag angenommen.

Satzung des dbb beamtenbund und tarifunion (auszugsweise)
Der dbb beamtenbund und tarifunion ist die Spitzenorganisation der Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen 
Dienstes und des privaten Dienstleistungssektors in Deutschland... (§ 1.1)* 

Zweck des dbb ist die kollektive Vertretung und Förderung der berufsbedingten rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Belange der Einzelmitglieder sowie die Wahrnehmung von Gemeinschaftsaufgaben. (§1.8)

Die dbb Landesbünde sind die eigenständigen gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen in den Bundesländern. Ihnen 
obliegt die kollektive Vertretung und Förderung der berufsbedingten politischen, rechtlichen und sozialen Belange der 
Einzelmitglieder ihrer Mitgliedsgewerkschaften. (§2.1 und §2.2)

Die Mitgliedsgewerkschaften vertreten die kollektiven Interessen ihrer Einzelmitglieder in ihrem Organisations- und 
Aufgabenbereich. … Sie beraten und vertreten die Einzelmitglieder – informieren über die Arbeit des dbb sowie über 
wichtige Entwicklungen in ihren Fachbereichen und erarbeiten Stellungnahmen zu fachpolitischen Fragen ihres Aufga-
benbereiches. … Sie erhalten fachliche und politische Unterstützung sowie Rechtsberatung und Rechtsschutz für ihre 
Einzelmitglieder nach Maßgabe der Rahmenrechtsschutzordnung und können eine Reihe der Angebote des dbb in An-
spruch nehmen. (§5.2 und §5.3)    

Geändert wurde die Satzung als Konsequenz der teilweisen Aufgabenverlagerung vom Bundeshauptvorstand auf den 
Bundesvorstand“ ergaben sich eine Reihe von Satzungsänderungen (§ 18 Zuständigkeit des Bundeshauptvorstandes 
sowie § 22 „Zuständigkeit des Bundesvorstands“). Der Leitantrag 006 „Änderung der Satzung des dbb beamtenbund 
und tarifunion“ wurde mit sehr großer Mehrheit angenommen.

*   Mitglied wird man daher nicht beim dbb unmittelbar, sondern bei der für den Dienst- bzw. Arbeitsbereich zustän-
digen Fachgewerkschaft. 

Satzung des dbb beamtenbund und tarifunion (Stand 28.11.2022). § 1 (1) und (8) Name, Sitz, Mitgliedschaft und Grundlagen; § 2 Landesbünde; § 5 Mitgliedsge-
werkschaften. https://www.dbb.de/fileadmin/user_upload/globale_elemente/pdfs/2022/dbb_satzung_2022.pdf.
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Aus den Ländern

Am 22. September 2022 wurde Petra 
Olschowski als Nachfolgerin von 
 Theresia Bauer zur 2. grünen Ministe-
rin für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst des Landes Baden-Württemberg 
gewählt. Seit 2016 war sie bereits als 
Staatssekretärin im MWK politische 
Stellvertreterin von Ministerin Bauer, 
davor war sie 6 Jahre lang Rektorin der 
Staat lichen Akademie der Bildenden 
Künste Stuttgart. Theresia Bauer hatte 
ihr  Ministeramt aufgegeben, um in ihrer 
Heimatstadt Heidelberg für den Chef-
sessel im Rathaus zu kandidieren – 
 leider erfolglos. 

Baden-Württemberg

➢ Neue Spitze im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Als neuer Staatssekretär im Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst wurde Arne Braun am 28. Sep-
tember 2022 ernannt. Der 1965 gebo-
rene Braun war seit Mai 2021 Regie-
rungssprecher der Landesregierung 
von Baden-Württemberg gewesen. Als 

politischer Staatssekretär ist Arne 
Braun für die Kunst- und Kulturpolitik 
im Land zuständig.

https://mwk.baden-wuerttemberg.de/de/ministerium/

ministerin-petra-olschowski/biografie & https://mwk.

baden-wuerttemberg.de/de/ministerium/ 

staatssekretaer-arne-braun.

➢ HAW in Baden-Württemberg erhalten eigenständiges Promotionsrecht

Die Absolventinnen und Absolventen 
der Hochschulen für Angewandte 
Wissenschaften (HAW) in Baden-
Württemberg haben einen neuen 
Weg zur Promotion: Ein gemeinsa-
mer Promotionsverband* wird künf-
tig den Doktorgrad verleihen können. 
Der Wissenschaftsausschuss des 
Landtags hat am Mittwoch (21. Sep-
tember) sein Einvernehmen mit einer 
entsprechenden Verordnung erteilt. 
Das neue Promotionsrecht wurde 
noch im September im Gesetzblatt 
verkündet.

Theresia Bauer, Ministerin für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst: „Ich freue 
mich sehr, dass mit dem Einvernehmen 
des Wissenschaftsausschusses zur 
Rechtsverordnung ein neuer Weg für 
die wissenschaftliche Weiterqualifika-
tion offen steht. Viele junge Menschen 
werden davon profitieren. Die beteilig-
ten Hochschulen werden in ihrer wis-
senschaftlichen Arbeit weiter gestärkt.“

Prof. Dr. Volker Reuter, Vorsitzender 
der Rektorenkonferenz der HAW und 
des neu gegründeten Promotionsver-
bands: „Die HAW in Baden-Württem-
berg machen heute den folgerichtigen 
und ihrer Entwicklung in der anwen-
dungsorientierten Forschung ange-
messenen Schritt innerhalb des Wis-
senschaftssystems. Unsere for-
schungsaffinsten und -stärksten Pro-
fessorinnen und Professoren haben 
jetzt die Möglichkeit, in ihren gesell-
schaftlich hochrelevanten Projekten 
und Themen junge Menschen eigen-
verantwortlich und qualitätsgesichert 
zur Promotion zu führen. Dies ist auch 
eine Stärkung und Anerkennung der 
regionalen Innovationssysteme, die 
sich um die HAW-Standorte etabliert 
haben“. …

*  Laut Verordnung geht das Promo-
tionsrecht an einen Hochschulver-
band, dem alle staatlichen Hoch-
schulen für Angewandte Wissen-
schaften und die drei Hochschulen in 

kirchlicher Trägerschaft in Baden-
Württemberg angehören.

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
Baden-Württemberg: Pressemitteilung vom 21. 
September 2022. https://mwk.baden-wuerttemberg.
de/de/service/presse/pressemitteilung/ pid/hoch-
schulen-fuer-angewandte-wissenschaften-erhalten-
promotionsrecht.

➢ 50. Jubiläum des vhw Baden-Württemberg

Am 25.05.1972 wurde in Offenburg 
der seit 1953 bestehende Verband 
der Dozenten an den Staatlichen 
Ingenieurschulen in Baden-Würt-
temberg in seiner Ausrichtung 
 reformiert und umbenannt. Erstmals 
entstand ein Verband, der allen wis-
senschaftlich Tätigen an den staat-

lichen Hochschulen offenstand, nicht 
nur Professorinnen (die es damals 
noch kaum gab) und Professoren. 

Aus diesem Anlass fand am 30. Sep-
tember 2022 die Mitgliederversamm-
lung mit einer kleinen Feierstunde in 
Stuttgart statt. Nach Grußworten von 
Simona Dingfelder vom MWK und 

Prof. Dr. Volker Reuter vom HAW BW 
e.V. resümierte Prof. Dr. Elke Platz-
Waury,  Ehrenvorsitzende des vhw, die 
Entwicklung der letzten 50 Jahre.

Pressinfo des Verbandes Hochschule & Wissen-
schaft Baden-Württemberg vom 30. September 
2022. 
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In Anwesenheit von Bayerns Staats-
minister für Wissenschaft und 
Kunst, Markus Blume, MdL sowie 
Robert Brannekämper, MdL , Vor-
sitzender des Ausschusses für 
 Wissenschaft und Kunst und vieler 
Ehrengäste aus Wissenschaft und 
Wirtschaft, wurden am 29. Septem-
ber im Werksviertel-Mitte in 
 München die neuen Räumlichkeiten 
des BayZiel –  Bayerisches Zentrum 
für Innovative Lehre eingeweiht. 

Das BayZiel wurde 2021 gegründet, 
um die innovative Lehre als Profilmerk-
mal der Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften zu stärken, zu erfor-
schen und neue Impulse zur Weiterent-
wicklung der Lehr- und Studienformate 
zu geben. Das BayZiel kann dabei auf 
die langjährige Erfahrung des DiZ – 
Hochschulzentrum für Didaktik – in der 
Qualifizierung und didaktischen Wei-
terbildung aufbauen. Dies gilt auch für 
die Geschäftsstelle von hochschule 
dual, die mit dem dualen Studium ein 
stark nachgefragtes Studienformat der 
Theorie-Praxis-Verzahnung geschaffen 
hat. Beide Einrichtungen wurden in das 
BayZiel überführt und um die neuen 
Bereiche Lehr- und Lernforschung so-
wie die Aufgabenfelder akademische 
Weiterbildung und Entrepreneurship in 
der Lehre erweitert.

Wissenschaftsminister Markus Blume 
betonte: „Das BayZiel revolutioniert 
vom inspirierenden Münchner Werks-
viertel aus die Lehre an den bayeri-
schen Hochschulen. Innovation be-
ginnt mit guter Lehre. Exzellente Aus-
bildung liefert Strahlkraft und ist ein 
echter Standortfaktor. Unsere Lehren-

Bayern

➢ Hochschule Bayern: Fokus Innovative Lehre

den sind Botschafter Bayerns! Herzli-
chen Dank an die Technischen Hoch-
schulen und Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften für ihren Pio-
niergeist und ihr großartiges Engage-
ment auf diesem Feld.“

Die bayerischen Hochschulen stehen 
vor einer Vielzahl neuer Aufgaben, bei 
deren Bewältigung das BayZiel hilft. 
Eine wachsende Zahl von Professorin-
nen und Professoren sowie Dozieren-
den muss qualifiziert werden; durch 
das Promotionsrecht kommen als neue 
Zielgruppe Doktorand*innen hinzu. Mit 
dem neuen Hochschulinnovations-
gesetz ergeben sich weitere Aufgaben 
wie die wissenschaftliche Weiter-
bildung und lehrbezogene Gründungs-
förderung.

Ein wichtiges Fundament für den Aus-
bau innovativer Lehr- und Lernformate 
ist die Lehr- und Lernforschung des 
BayZiel. Eine der Kernaufgaben besteht 
darin, die Formate der Hochschullehre 
an gesellschaftspolitische und techno-
logische Entwicklungen wie die digitale 
Transformation anzupassen und Lehre 
und Studienformate entsprechend zu 
gestalten, flächen deckend innovativ 
und zukunftsweisend.

„Das BayZiel befördert Innovationen 
und setzt neue Impulse, indem es Pro-
fessorinnen und Professoren, Dozie-
rende und auch Unternehmensvertre-
terinnen und -vertreter zusammen-
bringt, um sich über Lehre auszutau-
schen, neue Formate zu entwickeln 
und ein Mindset zu etablieren, bei dem 
die Entwicklung des Menschen im Vor-
dergrund steht,“ so Prof. Dr. Peter 
Riegler, Geschäftsführer und gesamt-
wissenschaftlicher Leiter des BayZiel.

Aufbau und Ausbau des BayZiel sind 
im ersten Jahr schnell vorange-
schritten. Die Zahl der hochschul-
didaktischen Grundseminare wurde 
verdoppelt. Gemeinsam mit Hoch-
schulen wurden erste Fördermittel ein-
geworben. Die Entwicklung und Be-
gleitung der Förderlinie NewNormal 
des Staatsministeriums für Wissen-
schaft und Kunst wurde an das BayZiel 
übertragen, ebenso das Programm 
BayernMINT. Von anfangs zwölf Mitar-
beitenden in Ingolstadt und München 
wird das Zentrum bis zum Jahresende 
24 Personen umfassen. Der neue 
Standort im Werksviertel-Mitte in 
 München bietet nicht nur mehr Platz, 
sondern einen von Gründergeist und 
neuen Ideen geprägten Stadtteil.

Zum BayZiel: Das BayZiel ist eine ge-
meinsame Einrichtung in Trägerschaft 
der bayerischen Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften und Techni-
schen Hochschulen. Das BayZiel bün-
delt Aktivitäten der Hochschulen in 
den Bereichen „Qualifizierung und 
 Didaktik“, „Lehr- und Lernforschung“ 
sowie „Bildungsförderung“. Neben 
dem unmittelbaren Zusammenwirken 
mit den Hochschulen und ihren Kom-
petenz- und Anwenderzentren vernetzt 
sich das Zentrum mit weiteren Einrich-
tungen wie dem Forschungs- und In-
novationslabor Digitale Lehre (FIDL) 
oder dem Kompetenzzentrum für digi-
tales Prüfen.

Hochschule Bayern: Pressemitteilung vom 
29.09.2022 „Hochschule Bayern: Fokus innovative 
Lehre“. https://www.hochschule-bayern.de/ 
aktuelles/aktuelles-aus-der-bayerischen- 
hochschullandschaft/details/ fokus-innovative-lehre/
hochschullandschaft/details/fokus-innovative-lehre/

➢  Innovative Hochschullehre: NewNormal zeigt Best-Practice-Beispiele zur Verzahnung 
digitaler und analoger Lehre

Bayerische Hochschulen entwickeln 
Best-Practice Formate – 1,2 Millio-
nen Euro Förderung von Wissen-
schaftsministerium und vbw – Pro-
jekte aus Deggendorf, Erlangen, 
Nürnberg und München vorgestellt

MÜNCHEN. Die bayerischen Hoch-
schulen entwickeln die Lehre am Puls 

der Zeit weiter: Sie integrieren die digi-
talen Errungenschaften der letzten 
Jahre in zukunftsfeste Konzepte, die 
die Präsenzlehre klug ergänzen. In ei-
ner Online-Veranstaltung zeigten Pro-
jektgruppen der TH Deggendorf, der 
FAU Erlangen-Nürnberg, der TH Nürn-
berg und der TU München nun ein-
drucksvoll, wie die Verzahnung von 

digital und analog zu einem echten 
Mehrwert führt.

Wissenschaftsminister Markus Blume: 
„Hier verschmilzt das Beste aus zwei 
Welten! Digital UND analog – nicht di-
gital ODER analog – ist das neue Nor-
mal! Unsere Hochschulen begreifen 
technischen Fortschritt als echte 
Chance für die Lehre. Sie sind Realla-
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bore für digitale Lehre. Wir unterstüt-
zen das kreative didaktische Potential 
mit unserem Förderprogramm New-
Normal. Die vorgestellten Best-Practice 
Projekte zeigen eindrucksvoll: New-
Normal-Konzepte sind Zukunftskon-
zepte.“

Bertram Brossardt, Hauptgeschäfts-
führer der vbw – Vereinigung der Baye-
rischen Wirtschaft e. V.: „Die Pandemie 
hat der Digitalisierung besonders in 
unseren bayerischen staatlichen Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaf-
ten und Universitäten einen enormen 
Schub verliehen. Diesen müssen wir 
nun nutzen, die gesammelten Erfah-
rungen mit der digitalen Bildung wei-
terentwickeln und als ‚New Normal‘ in 
der Lehre konstruktiv und zukunftsge-
wandt verankern. Außerdem müssen 
die digitalen Kompetenzen von Dozie-
renden und Studierenden als zentrale 
Skills gefördert werden. Nur so bleiben 
unsere Hochschulen fit für die Zukunft. 
Darum hat die vbw gemeinsam mit 
dem Wissenschaftsministerium dieses 
innovative Projekt mit voller ideeller 
und materieller Unterstützung ins Le-
ben gerufen.“

In den Jahren 2022 bis 2025 werden 
im Programm NewNormal, das von 
Wissenschaftsministerium und vbw 
 finanziert wird, drei Projektrunden auf-
gelegt, in denen jeweils vier Hochschu-
len für zwölf Monate mit maximal 
100.000 Euro gefördert werden. An-
tragsberechtigt sind alle staatlichen 
bayerischen Universitäten und Hoch-

schulen sowie die kirchlichen Hoch-
schulen.

In einer Online-Vorstellung wurden die 
Projekte der vier Hochschulen präsen-
tiert, die in der ersten Projektrunde von 
NewNormal gefördert werden.

TH Deggendorf: Das Projekt THDKom-
Port beschäftigt sich mit hybriden 
Portfolios. Die Portfolioarbeit ist eine 
Form der Modul-Prüfung, die das Ziel 
des kompetenzorientierten Prüfens 
verfolgt und in verschiedene Studien-
gänge integrierbar ist. Die Kompeten-
zen werden nicht anhand einer einzel-
nen Leistung bewertet, sondern an-
hand mehrerer Teilleistungen, die wäh-
rend des Semesters im Rahmen eines 
Moduls in verschiedenen Formen er-
bracht werden.

FAU Erlangen-Nürnberg: INKULT (In-
kubator für Lehrinnovationstransfer 
und neue Lernkultur) etabliert Flipped 
Classroom-Veranstaltungen an allen 
Fakultäten der FAU. Das Konzept flan-
kiert Beratungs- und Vernetzungsmaß-
nahmen mit Workshops und einer Eva-
luation der beteiligten Akteure (Leh-
rende und Studierende). Die entstan-
denen fachspezifischen Flipped Class-
room-Formate werden anschließend 
im Rahmen eines Showrooms sowie 
auf einer Tagung sichtbar gemacht und 
als Best-Practice Konzepte zur Verfü-
gung gestellt.

TU München: Im Projekt „Kompetenz- 
und Bedarfsoptimierte Lehrstrategie“ 
entwickelt die TU München Strategien, 

die den Digitalisierungsgrad der Lehr-
vermittlung an den Bedürfnissen und 
den zu erwerbenden Kompetenzen der 
Studierenden ausrichtet. Die jeweiligen 
Vorteile digitaler bzw. analoger Lehrfor-
mate sollen bestmöglich in den ver-
schiedenen Phasen des Studiums ein-
gesetzt werden. Zu Beginn sollen die 
Studierenden durch einen hohen Anteil 
an Präsenzveranstaltungen in ihren 
neuen Lebensabschnitt eingeführt und 
schrittweise an digitale, asynchrone 
Formate herangeführt werden. Im wei-
teren Verlauf soll der Anteil an digital 
asynchronen Formaten zunehmen, um 
ein selbstgesteuertes Lernen der Stu-
dierenden zu fordern und zu fördern.

TH Nürnberg: Im Lehrlabor der TH 
Nürnberg vernetzen sich Akteure fünf 
bayerischer Hochschulen zur teamba-
sierten Entwicklung neuer Lehrvorha-
ben, die die Verzahnung digitaler und 
analoger Elemente sowie Motivations-
förderung im Lehr-Lernprozess in den 
Blick nehmen. Das Programm zeichnet 
sich insbesondere dadurch aus, dass 
sich jedes der fünf Hochschulteams 
aus Studierenden, Didaktikerinnen und 
Didaktiker sowie Lehrenden zusam-
mensetzt. Das Programm wird in enger 
Zusammenarbeit mit dem Bayerischen 
Zentrum für Innovative Lehre (BayZiel) 
durchgeführt.

Bayerisches Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst: Pressemitteilung Nr. 155 vom 7. November 
2022 „Bayerische Best-Practice Beispiele zur 
 Verzahnung digitaler und analoger Lehre“. https://
www.stmwk.bayern.de/pressemitteilung/12595/nr-
155-vom-07-11-2022.html.

„Helden der Hochschullehre“: Wissenschafts-
minister Blume überreicht „Preis für gute 
Lehre“ an 30 Dozentinnen und Dozenten.  
(© Universität Augsburg).

➢ Preis für gute Lehre

Wissenschaftsminister Blume 
zeichnet herausragende Lehrperso-
nen für die Jahre 2019 und 2020 
aus: „Qualität der Lehre sichert den 
Erfolg von morgen!“

MÜNCHEN/AUGSBURG. Für ihre aus-
gezeichnete Lehre in den Jahren 2019 
und 2020 hat Wissenschaftsminister 
Markus Blume 30 Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrern aus Augs-
burg, Bamberg, Bayreuth, Erlangen-
Nürnberg, München, Passau, Regens-
burg und Würzburg den „Preis für gute 
Lehre“ überreicht.

„Die Preisträgerinnen und Preisträger 
sind die Helden der Hochschullehre: 
versiert, innovativ, inspirierend! Sie be-
greifen den Hörsaal als Bühne, liefern 

herausragende Performances – analog 
und digital. Mit ihrer Begeisterung für ihr 
Fach sind sie darüber hinaus beeindru-
ckende Vorbilder für junge Menschen 
und damit echte Zukunftsgestalter – 
denn die Qualität der Lehre sichert den 
Erfolg von morgen!“, betonte Blume bei 
dem Festakt an der Universität Augs-
burg am Montagnachmittag.

Mit dem Preis würdigt das Bayerische 
Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst jährlich die Arbeit der bes-
ten Lehrpersonen an staatlichen baye-
rischen Universitäten. Der Preis ver-
deutlicht, dass die Lehre gleichberech-
tigt neben Forschungsaufgaben steht. 
Die Auszeichnung ist mit jeweils 5.000 
Euro dotiert. Mit der Übergabe der Ver-

leihungsurkunden für die Jahre 2019 
und 2020, die wegen der Corona-
Pandemie mehrfach verschoben wer-
den musste, fand die Preisverleihung 
zum 22. Mal statt.
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(von links): Dr. Petra Kirsch, Prof. Dr. Manfred 
Krüger, Prof. Dr. Frank Schäfer, Francesco 
 Gelati © Manfred Krüger

vhw-Treffen in Hamburg

Bereits im Sommer 2023 waren sich 
die Hamburger vhw-Mitglieder einig: 
sie wollen einen vhw-Landesverband 
gründen. Der vhw-Landesvorsitzende 
Mecklenburg-Vorpommern, Prof. Dr. 
Manfred Krüger, begleitet diesen Pro-
zess als Ansprechpartner des vhw-
Bundes bereits seit einigen Jahren. Er 
stellte den Kontakt zwischen dem 
vhw-Bundesverband und den Ham-
burger Einzelmitgliedern her. Bereits 
2017 gab es ein erstes Treffen im 
 engsten Kreis an der HAW in Ham-
burg-Bergedorf.

Am 1. November 2022 traf sich eine 
kleine engagierte Gruppe der Hambur-
ger vhw-Mitglieder an der Hochschule 
für Angewandte Wissenschaften Ham-

Hamburg

burg in Hamburg. Gastgeber war Prof. 
Dr. Frank Schäfer, der an der HAW in 
der Fakultät Technik und Informatik 
lehrt.

Die Teilnehmenden bestätigten ihren 
Willen, einen vhw hh zu gründen. Sie 
entwarfen sowohl eine Satzung als 
auch eine entsprechende Beitragsord-
nung für den zukünftigen Landesver-
band. Auch erklärten einige der Anwe-
senden, dass sie bereit sind, ggf. eine 
Funktion im neuen Landesvorstand zu 
übernehmen. Es müssen nur noch 
 einige wenige Aufgaben BetreuerInnen 
finden.

Schließlich einigten sich die Anwesen-
den auf einen möglichen Gründungs-
termin. Anfang des Jahres 2023 könnte 
es einen vhw hh geben. 

Nun gilt es, in den nächsten Wochen 
weitere Mitglieder zu gewinnen. Die 
vhw- und dbb-Flyer unterstützen die-
sen Prozess. Besonders wichtig ist 
aber das persönliche Gespräch.

Verband Hochschule und Wissen- 
schaft Mecklenburg-Vorpommern

vhw-MV beim Landesge-
werkschaftstag 2022

Die Corona-Pandemie führte zur Ver-
schiebung des Landesgewerk-
schaftstages von März auf Septem-
ber 2022. Umso größer war die 
Freude, endlich wieder in Präsenz-
form tagen zu können. 

Am 27.09.2022 trafen sich die ca. 120 
Delegierten zum 8. Landesgewerk-
schaftstag in Linstow. Der Landesge-
werkschaftstag wählte einen neuen 
Landesvorstand: Dietmar Knecht 
wurde mit überwältigender Mehrheit 
wiedergewählt. Ihm stehen nun die 
ebenfalls wiedergewählten stellvertre-
tenden Landesvorsitzenden Michael 
Blanck, Frank Höhe und Thomas Krupp 
sowie die neue stellvertretende Lan-
desvorsitzende Karoline Herrmann und 
Susann Meyer zur Seite.

Mecklenburg-Vorpommern

Der neue Landesvorstand des dbb-m-v (v.l.n.r): 
Frank Höhe – Thomas Krupp – Susann Meyer 
– Karoline Herrmann – Michael Blanck und 
Dietmar Knecht.  
© dbb Mecklenburg-Vor pommern

Den vhw-MV vertraten der Landesvor-
sitzende Prof. Dr. Manfred Krüger 
und sein Stellvertreter Prof. Dr. Martin 
Krohn.

U.a. wurde der Antrag des vhw-MV zur 
„Erhöhung der Einkommensgrenze für 
berücksichtigungsfähige Personen ge-
mäß Bundesbeihilfeverordnung“ vom 
Landesgewerkschaftstag als Antrag an 
den Bundesgewerkschaftstag verab-
schiedet.

Achte Hochschulpolitische 
Konferenz

Am 27.10.2022 hatte das Ministerium 
für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und 
Europaangelegenheiten Mecklenburg-
Vorpommern unter Leitung der Ministe-
rin Bettina Martin und Beteiligung der 
Hochschulen und hochschulpolitischen 
Verbände zur Achten Hochschulpoliti-
sche Konferenz in die Universität Ros-
tock eingeladen. Unter dem Motto 
„Wissenschaft kommunizieren – Brü-
cken bauen“ setzten sich die Akteure 
am 27.Oktober mit wichtigen Zielen, 
Formen und Methoden wissenschaftli-
cher Kommunikation auseinander. Den 
vhw-MV vertrat der Landesvorsitzende 
Prof. Dr. Manfred Krüger.

Wissenschaft ist – wie auch das Leben 
selbst – ohne Kommunikation nicht 
möglich. Worin besteht aber die Spezi-
fik wissenschaftlicher Kommunikation? 
Wie ist sie in der gesamten Gesell-
schaft integriert? Wie sollte sie gestal-

Die Preisträgerinnen und -träger wer-
den von ihrer Heimatuniversität vorge-
schlagen. An dieser Entscheidung sind 
die Studentinnen und Studenten betei-
ligt. Voraussetzung für die Verleihung 
des Preises ist eine herausragende 

Lehrleistung über die Dauer von we-
nigstens zwei Studienjahren an einer 
Universität in Bayern.

Bayerisches Staatsministerium für Wissenschaft und 

Kunst: Pressemitteilung Nr. 158 vom 15. November 

2022 „Helden der Hochschullehre:“ Wissenschafts-

minister Blume überreicht „Preis für gute Lehre“ an 
30 Dozentinnen und Dozenten.“ https://www.stmwk.
bayern.de/pressemitteilung/12598/nr-158-vom- 
15-11-2022.html.
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tet sein, um ihr jeweiliges Ziel zu errei-
chen und welchen Stellenwert haben 
wissenschaftliche Aussagen in Politik 
und Gesellschaft?

© Universität Rostock, gegründet 1419 als 
 älteste Universität im Ostseeraum

Als Hausherr begrüßte der Rektor der 
Universität Rostock Prof. Dr. Wolfgang 
Schareck die Teilnehmenden. In seiner 
Eröffnungsrede sprach er auch über die 
Entwicklung der Universität Rostock, 
die er sehr geprägt hat. Bald wird er  
in den wohlverdienten Ruhestand 
 treten und im April 2023 die neu ge-
wählte Rektorin Professorin  Elizabeth 
 Prommer ihr Amt antreten.

Es folgte eine thematische Hinführung 
durch die zuständige Ministerin 
 Bettina Martin. Zu den Schwerpunk-
ten ihrer Rede gehörte, dass Wissen-
schaft eine Form von Kommunikation 
ist, die vom Austausch der Argumente 
lebt und in ihrem Selbstverständnis 
nach der Wahrheit verpflichtet ist. Ein 
in sich geschlossenes System sei sie 
aber nicht. Sie ist Teil der Gesellschaft, 

aber auch mit einer kritischen Öffent-
lichkeit konfrontiert. Wissenschaftliche 
Methoden und Ergebnisse müssen 
verständlich dargelegt werden, wenn 
ihr die Öffentlichkeit vertrauen soll.

Ricarda Ziegler, Bereichsleitung Qua-
lität & Transfer bei Wissenschaft im 
 Dialog (Berlin) sprach anschließend 
über das Verhältnis von Wissenschaft 
und Öffentlichkeit. Sie stellte dem 
 Publikum aktuelle Ergebnisse und 
 Erkenntnisse aus dem Wissenschafts-
barometer vor. Unterstützt durch Grafi-
ken machte sie anschaulich deutlich, 
wie sich dieses Verhältnis auch quanti-
tativ zeitlich verändert.

In den drei anschließenden Workshops 
wurden ausgewählte Aspekte unter 
aktiver Mitwirkung der jeweils Teilneh-
menden vertieft. Die Themen waren:

•  Wie wird (m)ein Forschungsprojekt 
sichtbar? 

•  Von Fledermäusen und Menschen. 
Was ist Citizen Science/partizipa-
tive Forschung?

•  Wissenschaftskommunikation in 
den Geisteswissenschaften?

•  Der Workshop mit dem Titel Passen 
Wissenschaft und social media“ 
zusammen? musste krankheitsbe-
dingt leider ausfallen.

Ministerium für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Pressemitteilung Nr. 149 
vom 27.10.2022 „Achte Hochschulpolitische 
 Konferenz. Wissenschaftsministerin Martin: Wissen-
schaftskommunikation wichtig für gesellschaftliche 
Entwicklung.“ https://www.regierung-mv.de/ 
Landesregierung/wkm/Presse/Pressemitteilungen/?id

=185313&processor=processor.sa.pressemitteilung; 
Pressemeldung idw-online.de/de/news803005.

Weihnachtsfeier des  
vhw-MV

Weihnachtsfeier 2022 des vhw Mecklenburg-
Vorpommern © Manfred Krüger

Nach drei Jahren konnte der Lan-
deshochschulverband vhw Mecklen-
burg-Vorpommern wieder eine Weih-
nachtsfeier organisieren. Leider hatte 
die Corona-Pandemie in den Jahren 
2020 und 2021 diese schöne Tradition 
unterbrochen. Am 7. Dezember 2022 
trafen wir uns nun wieder zu einem 
gemeinsamen Weihnachtsessen. Der 
Landesvorsitzende Prof. Dr. Manfred 
Krüger hatte die Mitglieder dazu herz-
lich eingeladen und dann im Wismarer 
Restaurant „Kreta“ begrüßen können.

Nach Einschätzung der Teilnehmenden 
war es ein gelungener Abend. In ent-
spannter Atmosphäre wurde nicht nur 
gut gegessen; es wurden auch interes-
sante Gespräche geführt sowie Ideen 
für weitere Aktivitäten entwickelt.

Ministerium für Wissenschaft, Kultur, 
Bundes- und Europaangelegenheiten

Niedersachsen

Am 9. Oktober 2022 wurde der 
 Niedersächsischen Landtag neu 
gewählt. Aus der Wahl ging die SPD 
als Gewinner hervor; die CDU verlor 
deutlich. Grüne und AfD legten 
beträchtlich zu, die FDP verfehlte 
knapp den Wiedereinzug in den 
Landtag. Ministerpräsident Stephan 
Weil (SPD) wurde zum dritten Mal in 
Folge wiedergewählt. – Die neue 
Landesregierung wurde aus den 
 beiden Parteien SPD und Grüne 
gebildet.

Falko Mohrs (* 1984) wurde als 
 Nachfolger von Björn Thümler zum 
 Wissenschaftsminister ernannt. „Ich 

freue mich sehr auf das neue Amt. Wir 
brauchen Wissenschaft und Forschung 
in diesen unruhigen Zeiten dringender 
denn je. Sie sind der Garant für Innova-
tionen und der Motor für die wirt-
schaftliche Entwicklung. Die Erweite-
rung von Wissen und Handlungskom-
petenzen sind ein elementarer Be-
standteil des lebensbegleitenden Ler-
nens“, so Mohrs. „Und unsere Kultur-
szene in Niedersachsen schafft in 
Zeiten, in denen demokratische Ge-
wissheiten immer wieder in Frage ge-
stellt werden, Raum für zivilgesell-
schaftliche Debatten. Dabei werden 
wir sie unterstützen.“ Er betonte, dass 
er sich besonders auf die Zusammen-
arbeit mit den engagierten und fachlich 

sehr kompetenten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Ministeriums freue.1

Als neuer Staatssekretär wurde der 
bisherige Präsident der TU Clausthal, 
Prof. Dr. Joachim Schachtner, am 
8. November ins Wissenschaftsminis-
terium berufen. Schachtner war von 
2019 bis 2022 Präsident der Techni-
schen Universität Clausthal und von 
2021 bis 2022 Vorsitzender der Lan-
deshochschulkonferenz (LHK) Nieder-
sachsen. Der Biologe hatte am 01. 
 Januar 2019 als Nachfolger von Prof. 
Thomas Hanschke das Amt als Präsi-
dent der TU Clausthal angetreten. 
Seine Ernennung zum Staatssekretär 
erfolgte am 08. 11.2022.
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Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Mitgliederversammlung des 
vhw-nrw im September 
2022

Der Landesverband des vhw NRW 
setzt sich für eine Reform der W-
Besoldung und gegen die ersatzlose 
Streichung von Zeitguthaben im 
Rahmen des Lehrdeputats ein. Dr. 
Carl Müller-Platz erhält den Ehren-
vorsitz.  

Die ordentliche Mitgliederversamm-
lung 2022 des Verbands Hochschule 
und Wissenschaft, Landesverband 
Nordrhein-Westfalen (vhw-nrw) fand 

Staatskanzlei Rheinland-Pfalz

Landesregierung trifft 
 Landesleitung des dbb 

Das traditionelle Treffen zwischen der 
Landesleitung des dbb beamten-
bund und tarifunion rheinland-pfalz 
und der Landesregierung Rheinland-
Pfalz fand am 15. November 2022 
statt und bot die Möglichkeit, in 
 großer Runde1 über die aktuellen 
Themen und Herausforderungen der 
öffentlichen Verwaltung zu sprechen. 
Dabei standen die Themen „Trans-

am 14. September an der Technischen 
Hochschule Ostwestfalen-Lippe am 
Standort Detmold statt. 

Im Vordergrund des Berichts des Vor-
stands stand die Sicherstellung einer 
amtsangemessenen Besoldung. Als 
Ziele der berufspolitischen Arbeit wur-
den eine Reform der W-Besoldung 
sowie die Einführung von Lebensar-
beitszeitkonten auch für das Lehrper-
sonal an den Hochschulen des Landes 
vorgeschlagen. 

Dem langjährigen Landesvorsitzenden, 
Dr. Carl Müller-Platz, wurde für seine 
Verdienste um den Aufbau des vhw-
nrw der Ehrenvorsitz verliehen. 

formation der Arbeitswelten im 
öffentlichen Dienst“ sowie die „Nach-
wuchsgewinnung und Fachkräfte-
sicherung“ im Mittelpunkt.2

Die Landesregierung und die Lan-
desleitung des dbb beamtenbund 
und tarifunion rheinland-pfalz bera-
ten über die Transformation der Ar-
beitswelten im öffentlichen Dienst 
und Nachwuchsgewinnung

Anlässlich des Gesprächs der Landes-
regierung mit der Landesleitung des 
dbb beamtenbund und tarifunion 
rheinland-pfalz erklärte Ministerpräsi-
dentin Malu Dreyer: „Der Öffentliche 

(v.l.n.r.): Dr. Sebastian Schmuck (Geschäftsfüh-
rer), Dr. Carl Müller-Platz (Ehrenvorsitzender), 
Prof. Dr. Thorsten Köhler (Landesvorsitzender), 
Prof. Dr. Dirk Noosten (stellvertretender Lan-
desvorsitzender).

Dienst ist in den vergangenen Jahren 
genauso wie die gesamte Gesellschaft 
von den sich überlagernden Krisen 
getroffen worden. … Wir können als 
Land stolz sein auf die Leistungsfähig-
keit unserer Verwaltung und unsere 
vielen motivierten und engagierten Be-
schäftigten und Beamte und Beamtin-
nen.“ … Das traditionelle Treffen zwi-
schen der Landesleitung des dbb und 
der Landesregierung biete die Mög-
lichkeit, in großer Runde über die aktu-
ellen Themen und Herausforderungen 
der öffentlichen Verwaltung zu spre-
chen. „Ich danke der Landesleitung des 
dbb und der Vorsitzenden Lilli Lenz 

(von links) Prof. Dr. Joachim Schachtner, 
 Minister Falko Mohrs, Minister a.D. Björn 
Thümler, Dr. Sabine Johannsen

Im Koalitionsvertrag 2022-2027 „Si-
cher in Zeiten des Wandels“ will die 
neue Landesregierung die Grundfinan-
zierung der Hochschulen erhöhen.2 Ein 
modernes Hochschulgesetz soll den 
Hochschulen mehr Autonomie in Lehre 
und Forschung geben. Der Technolo-
gietransfer soll gefördert werden. Die 
Möglichkeit der Promotion sowie die 
Promotionsbetreuung durch Professo-

rinnen und Professoren der HAW wer-
den ausgebaut sowie der Vergaberah-
men in der leistungsorientierten Pro-
fessorenbesoldung überprüft. Die Be-
schäftigungsbedingungen an Nieder-
sachsens Hochschulen sollen verbes-
sert und mehr Dauerstellen im 
akademischen Mittelbau geschaffen 
werden. Chancengleichheit und Diver-
sität sollen gestärkt werden. Auch die 
Studienbedingungen für die Studieren-
den sollen an den niedersächsischen 
Hochschulen verbessert werden, um 
Studienabbrüche zu verhindern. Ein 
Tarifvertrag für studentische und (hof-
fentlich auch für wissenschaftliche) 
Hilfskräfte soll kommen.3 Damit will die 
neue Landesregierung einige Forde-
rungen des vhw Niedersachsen auf-
greifen. Allerdings bleibt abzuwarten, 
ob und wie diese umgesetzt werden.4

1  Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur: Pressemitteilung vom 8.11.2022 
 „Falko Mohrs ist neuer Minister für Wissenschaft 
und Kultur – Wir brauchen Wissenschaft und 
 Forschung dringender denn je“. https://www.
mwk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/ 
presseinformationen/falko-mohrs-ist-neuer- 
minister-fur-wissenschaft-und-kultur-216913.html. 

2   Koalitionsvertrag der Landesregierung vom 
07.11.2022: „Sicher in Zeiten des Wandels. 
 Niedersachsen zukunftsfest und solidarisch 
gestalten“, S. 67-75. https://koalitionsvertrag-
Sicher-in-Zeiten-des-Wandels-2022-2027 (1).pdf.

3  Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur: „Wissenschafts- und Kulturminister 
Falko Mohrs stellt Schwerpunkte vor: Sanierungs-
stau abbauen, Spitzenforschung stärken, mehr 
Geld für die Kultur“. https://www.mwk.nieder 
 sachsen.de/ startseite/aktuelles/presseinformatio 
nen/sanierungsstau-abbauen-spitzenforschung-
staerken-mehr-geld-fuer-die-kultur-217809.html. 

4  Zu den Forderungen des vhw Niedersachsen 
 siehe vhw Mitteilungen Nr. 1/2021, S. 37-39.
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für das offene und konstruktive Ge-
spräch und den gemeinsamen Einsatz 
für eine krisenfeste öffentliche Ver-
waltung“, so die Ministerpräsidentin 
weiter. …

Für den dbb rheinland-pfalz, seine Mit-
gliedsgewerkschaften und -verbände3 
sowie für die darin organisierten Perso-
nen sind diese Themen von großer 
Bedeutung. Gelingende Transforma-
tion der Arbeitswelt, erfolgreiche Nach-
wuchsgewinnung und wirksame Fach-
kräftesicherung sind Voraussetzungen 
für große Leistungsbreite und hohe 
Servicequalität des öffentlichen Dien-
stes sowie für die Zufriedenheit der 
Mitarbeitenden. Die dbb Landesvor-
sitzende Lilli Lenz verdeutlichte: „Ge-
eignete, fähige Fachkräfte holt und hält 
man mit attraktiven Bedingungen für 
gute Arbeit. Der öffentliche Dienst in 
Rheinland-Pfalz muss sowohl für 
neues, motiviertes Personal als auch 
für engagiertes, leistungsstarkes Be-
standspersonal attraktiv sein. Wir dür-
fen in dünner Bewerbungslage nicht 
ins Hintertreffen geraten. Im modernen 
Arbeitsweltwandel müssen Staat, Per-
sonal, Personalvertretungen und wir 
als Berufsvertretung an einem Strang 
ziehen nach der Maxime „Der Mensch 
steht im Mittelpunkt“. … Die jüngst 
verkündeten Verbesserungen im Lan-
desreisekostenrecht und dem Versor-
gungsrecht – Stichwort: Energiepreis-
pauschale – begrüßen wir deshalb im 
Grunde. Wir plädieren allerdings für 
weitere Maßnahmen, die wir laufend 
mit der Landesregierung und sogar 
dankenswerterweise direkt mit dem 
Ministerrat diskutieren.“4

„Große Runde: Ministerrat und dbb rheinland-
pfalz in Mainz“. 4. v.l. Ministerpräsidentin Malu 
Dreyer – 3. v. l. Landesvorsitzende des dbb 
rheinland-pfalz Lilli Lenz. Foto: Staatskanzlei 
RLP/Kristina Schäfer

„Der Wettbewerb um Fachkräfte ist 
groß, das Land kann in dieser Konkur-
renzsituation als sicherer und beson-
ders familienfreundlicher Arbeitgeber 
punkten. Die Möglichkeiten zum mobi-
len Arbeiten und flexible Arbeitszeit-
modelle machen den öffentlichen 

Dienst attraktiv. Zudem ist die Förde-
rung von Frauen dem Land als Arbeit-
geber ein wichtiges Anliegen“, erklärte 
Frauenministerin Katharina Binz.

„Hochqualifizierte Fachkräfte sind für 
den öffentlichen Dienst unersetzlich. 
Gerade in herausfordernden Zeiten 
muss die öffentliche Verwaltung effizi-
ent, kompetent und nah an der Realität 
von Unternehmen und Bürgern orien-
tiert sein. Wir müssen uns als Dienst-
leister mit offenem Ohr und großer 
Handlungsfähigkeit beweisen", sagte 
Wirtschaftsministerin Daniela 
Schmitt. … „Wir können dank moder-
ner Kommunikationswege heute sehr 
flexible Arbeitsmodelle realisieren. Als 
familienfreundlicher und attraktiver Ar-
beitgeber lotet die Landesregierung 
viele Möglichkeiten aus. Mir sind aber 
auch der Teamgedanke und der inten-
sive Austausch zwischen den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern wichtig, 
wozu persönlicher Kontakt notwendig 
ist. Deshalb versuchen wir, gemeinsam 
mit Personalvertretungen und Verbän-
den eine verantwortungsvolle Balance 
zwischen diesen Bedürfnissen zu fin-
den."

„Es liegen herausfordernde Jahre hin-
ter den Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes. … Die Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst leisten wertvolle Ar-
beit für das Gemeinwohl. Es ist unsere 
Aufgabe, gemeinsam mit dem Bund 
die Folgen der hohen Energiepreise für 
die Bürgerinnen und Bürger abzumil-
dern. Dies gilt selbstverständlich auch 
für unsere Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger, weswegen wir 
die Energiepreispauschale umgehend 
übertragen“, sagte Finanzministerin 
Doris Ahnen.5

„Ein zukunftsfähiger öffentlicher Dienst 
braucht leistungsfähiges Personal. Bis 
zum Jahr 2030 geht in Rheinland-Pfalz 
jede und jeder Vierte in Ruhestand. 
Deshalb werden wir bereits beste-
hende Maßnahmen zur Nachwuchs-
kräftegewinnung und Fachkräftesiche-
rung weiter intensivieren, so Innenmi-
nister Ebling. … [Er] betonte, dass 
auch das Landespersonalvertretungs-
gesetz reformiert werde. „Gerade 
durch die zunehmende Digitalisierung 
der Arbeitswelt kommen immer neue 
Aufgaben und Herausforderungen auf 
die Personalrätinnen und -räte zu. Vor 
diesem Hintergrund wollen wir mit der 
Reform ein modernes Landespersonal-
vertretungsgesetz schaffen, das wei-
terhin die Gewähr für eine vertrauens-

volle Zusammenarbeit zwischen 
Dienststelle und Personalrat bietet. 
Dabei binden wir die Gewerkschaften 
eng ein“. 

„Die fortschreitende Digitalisierung, die 
Transformation unserer Arbeitswelt 
und der demografische Wandel verän-
dern das Gesicht des Öffentlichen 
Dienstes“, erklärte Arbeits- und Digi-
talisierungsminister Alexander 
Schweitzer. „Die digitalen Möglichkei-
ten wollen wir in Rheinland-Pfalz nut-
zen, um unsere Verwaltung zukunfts-
fest aufzustellen und für neue Heraus-
forderungen zu wappnen. So können 
digitale Verwaltungsverfahren dazu 
beitragen, die Leistungsfähigkeit der 
Verwaltung zu stärken und Verwal-
tungsmitarbeitende von Routinetätig-
keiten zu entlasten. Mit der digitalen 
Transformation gehen gleichzeitig um-
fassende Weiterbildungs- und Qualifi-
zierungsbedarfe im Öffentlichen Dienst 
einher. Digitale Kompetenzen, neue 
Arbeitsweisen und vernetztes Denken 
werden in allen Bereichen der Verwal-
tung immer wichtiger. Die Fort- und 
Weiterbildung der Beschäftigten sowie 
der Beamtinnen und Beamten werden 
wir in Rheinland-Pfalz daher weiter in-
tensivieren", so der Minister weiter.

Staatskanzlei Rheinland-Pfalz: Pressemitteilung vom 
15.11.2022 „Landesregierung trifft dbb-rheinland-
pfalz des dbb“. https://20221115-prm-kabinett-mit-
dbb-rlp-am-15.11.2022.pdf.

1  Neben Ministerpräsidentin Malu Dreyer und der 
Vorsitzenden des dbb beamtenbund rheinland-
pfalz Lilli Lenz waren Frauenministerin Katharina 
Binz, Wirtschaftsministerin Daniela Schmitt, 
Finanzministerin Doris Ahnen, Innenminister 
Michael Ebling und Arbeits- und Digitalisierungs-
minister Alexander Schweitzer beteiligt. 

2  Verband Hochschule und Wissenschaft (vhw), 
Landesverband Rheinland-Pfalz: Aktuelle Infor-
mation vom 15.11.2022 „dbb rlp und Landes-
regierung treffen sich zum Gespräch: Transfor-
mation der Arbeitswelten im öffentlichen Dienst!“. 
 https://vhw-rlp.de/aktuell. 

3  Der pfälzische Landesverband des Verbandes 
Hochschule und Wissenschaft (vhw) – vhw 
Rheinland-Pfalz – ist Mitglied im dbb rheinland-
pfalz . Die Aussagen der Presseerklärung der 
rheinland-pfälzischen Staatskanzlei treffen auch 
auf den Hochschulbereich des Landes zu. (EPW)

4  dbb beamtenbund und tarifunion – landesver-
band rheinland-pfalz: Aktuelles vom 15.11.2022 
„Landesregierung trifft dbb rheinland-pfalz: 
 Ministerrat und dbb-Landesleitung beraten über 
die Transformation der Arbeitswelten und 
 Nachwuchsgewinnung im öffentlichen Dienst“. 
https://www.dbb-rlp.de/aktuelles/news/
ministerrat-und-dbb-landesleitung-beraten- ueber-
die- transformation-der-arbeitswelten-und- 
nachwuchsgewinnung-im-oeffentlichen-dienst/

5  dbb rlp: Pressemitteilung vom 28.09.2022 „Ener-
giepreispauschale auch für Pensionäre im Land“. 
0322-EnergiePreisPausch/Vers/EmpfRLP. pdf
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Sachsen

Die Novellierung des Säch-
sischen Hochschulgesetzes 

Lange schon fordern Studierende eine 
Novelle des sächsischen Hochschul-
gesetzes. Nun gab es einen ersten 
Entwurf – allerdings ohne Schutz vor 
Diskriminierung. Das müsse sich än-
dern, fordert die Konferenz der Sächsi-
schen Studierendenschaften (KSS). 
Noch immer blieben Diskriminierungen 
durch Professoren völlig sanktionslos.

Mit ihrer Kampagne „Revolution Stu-
dium“ hatten die Studierenden bereits 
im Oktober mit vielen Aktionen darauf 
aufmerksam gemacht, dass die aktu-
elle Novellierung des Sächsischen 
Hochschulgesetzes nicht an den Inter-
essen der vom Gesetz direkt Betroffe-
nen vorbeigehen dürfe. Sie forderten 
ein zeitgemäßes Hochschulgesetz. Die 
Änderungen in den wichtigen Themen-
bereichen Chancengerechtigkeit, Ge-
schlechterinklusivität, gute Arbeitsbe-
dingungen und bedürfnisgerechte Stu-
dienbedingungen gingen nicht über 
erste gute Ansätze hinaus. Es fehle 
schlichtweg an tatsächlichen Konse-
quenzen. Dringend notwendige An-
passungen, welche für demokrati-
schere Strukturen an Sachsens Hoch-
schulen gesorgt hätten, seien leider 
ausgeblieben und auch die Übernahme 
der gesellschaftlichen Verantwortung 
der Hochschulen sei gerade im Hin-
blick der vorherrschenden Klimakrise 
noch sehr ausbaufähig! Nur ein wenig 
an vereinzelten Stellschrauben zu dre-
hen reiche nicht. „Wir brauchen eine 
Revolution in unserem Studium und an 
den Hochschulen, die wirklich denen 
gerecht wird, die darin lernen – und 
arbeiten!“1

Am 22. November 2022 fand eine öf-
fentliche Podiumsdiskussion zu dem 
Gesetz „mit denen, die es schreiben“ 
statt. Gemeint waren die hochschul-
politischen Sprecher*innen der demo-
kratischen Landtagsfraktionen CDU – 
SPD – B‘90/Die Grünen und Die Linke 
sowie Norbert Busch-Fahrinkrug als 
Vertreter des Sächsischen Wissen-
schaftsministeriums (Referatsleiter 
Grundsatzangelegenheiten/Hochschul-
recht im SMWK).2

Die Studierenden forderten u. a.: 

•  einen „konsequenten und wirksamen 
Diskriminierungsschutz auch für Stu-

dierende, so wie er für Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen existiert“ – d. h. 
ein „Recht zur Beschwerde“. So war 
eine Studentin wegen eines Schwan-
gerschaftsabbruchs von einem Pro-
fessor öffentlich bloßgestellt worden.

•  bessere Studienbedingungen,

•  Nachhaltigkeitsstrategien und eine/n 
Nachhaltigkeitsbeauftragte/n,

•  mehr studentische Mitbestimmung,

•  keine Ein-Monats-Arbeitsverträge 
mehr,

•  höhere Zuschüsse für Studierenden-
werke.

Außerdem solidarisierten die Studie-
renden und ihre Bündnispartner*innen 
sich mit der prekären Lage der Lehr-
beauftragten an Musikhochschulen 
nach dem Motto: „Keine gute Lehre 
ohne gute Arbeitsbedingungen!“ 

Nachdem das Sächsische Kabinett 
dem überarbeiteten Entwurf für ein 
neues Hochschulgesetz zugestimmt 
hatte, wurde die Gesetzesnovelle am 
21.12.2022 zur finalen parlamentari-
schen Beratung an den Sächsischen 
Landtag überwiesen.3 Damit wurde ein 
zentrales wissenschaftspolitisches 
Vorhaben des Koalitionsvertrages um-
gesetzt mit dem Ziel „der Wissen-
schafts- und Hochschullandschaft in 
Sachsen den bestmöglichen rechtli-
chen Rahmen für ihre Weiterentwick-
lung zu geben.“

© SMWK / Ben Gierig

Für Wissenschaftsminister Sebastian 
Gemkow stellt die Novelle „die ent-
scheidenden Weichen für die Weiter-
entwicklung des Wissenschafts- und 
Hochschulstandortes Sachsen. Wir 
geben unseren Hochschulen neue 
 Instrumente dafür, sich zielgerichtet 
auf die Herausforderungen der Zukunft 
einzustellen. Mit einem der modern-

sten Hochschulgesetze Deutschlands 
stärken wir die nationale und interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Hochschulen sowohl in der Forschung 
als auch in der Lehre. Ein besonderes 
Augenmerk liegt auch auf dem Transfer 
in Wirtschaft und Gesellschaft. Hoch-
schulen sind wichtige Impulsgeber für 
die Wirtschaft und insbesondere im 
Bereich der Ausgründungen werden 
wir weiter unterstützen.“4

Die wichtigen Neuerungen:

•  Kompetenzen der Hochschulorgane 
werden besser ausbalanciert und 
Hochschulautonomie wird ausge-
baut: Die Hochschulorgane werden 
in ihren Zuständigkeiten und Kompe-
tenzen weiter ins Gleichgewicht 
 gebracht und verpflichtet, sich unter-
einander abzustimmen. Die Hoch-
schulen erhalten mehr Möglichkeiten 
zur Selbststeuerung.

•  Neue Personalkategorien zur Stär-
kung des akademischen Mittelbaus: 
Es soll die neue Personalkategorie 
der Lektorinnen und Lektoren mit 
Schwerpunkt entweder in Lehre oder 
Forschung geschaffen werden. Dies 
soll neue Karrierewege für Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler 
neben der Professur eröffnen. Zu-
dem wird es die neue Personalkate-
gorie des Wissenschaftsmanagers/ 
der -managerin mit Aufgaben in Ver-
waltung und Forschungstransfer ge-
ben. Die Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften können Tan-
demprofessuren schaffen. 

•   Regelungen zum Rektorwahlverfah-
ren werden angepasst: Der Entwurf 
sieht eine Auswahlkommission vor, 
die paritätisch mit je drei Mitgliedern 
aus Senat und Hochschulrat besetzt 
sein wird. Mit drei Stimmen kann eine 
Kandidatin/ein Kandidat Teil des 
Wahlvorschlages für den Erweiterten 
Senat werden. Bisher bestand eine 
Regelungslücke bei Verzögerungen 
des Verfahrens. Künftig kann das 
Wissenschaftsministerium im Beneh-
men mit dem Senat einen Amtsver-
weser mit den Aufgaben des Rektors 
vorübergehend beauftragen.

•  Transfer der Hochschulen in Wirt-
schaft und Gesellschaft wird geför-
dert: Die Hochschulen haben im 
Rahmen ihrer Hochschulautonomie 
die Verantwortung, entsprechende 
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Transferkonzepte aufzustellen und 
umzusetzen. Dies soll insbesondere 
Ausgründungen befördern. 

•   Rechte der Hochschulbeschäftigten 
werden gestärkt: Erstmals wird eine 
Interessensvertretung für Doktoran-
den im Gesetz verankert. Für die 
Lehrbeauftragten muss eine Hono-
rarordnung zur Höhe der Vergütung 
erlassen werden. Die Gleichstel-
lungsbeauftragten der Hochschulen 
können künftig hauptamtlich be-
schäftigt werden. Die guten Erfah-
rungen des Rahmenkodexes werden 
ins Gesetz aufgenommen. So sollen 
befristete Arbeitsverhältnisse in der 
Regel für Mindestlaufzeiten von ei-
nem Jahr bzw. drei Jahren geschlos-
sen werden.

•   Verankerung von Hochschulallianzen: 
Damit wird die von der EU mit ihrer 
Initiative »Europäische Hochschulen« 
vorgesehene besondere Form der 
Zusammenarbeit europäischer Hoch-
schuleinrichtungen gefördert. Hoch-
schulallianzen verwalten eigene Mit-
tel und sind rechtlich selbstständige 
Einrichtungen, an der andere Hoch-
schulen bzw. Partner beteiligt sind. 
Hochschulallianzen können auch an 
den Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften mit Unternehmen, 
sozialen Organisationen und öffent-
lichen Stellen durch anwendungs-
orientierte Forschung und Transfer 
technologische und soziale Innova-
tionen in der Region fördern.

•  Durchlässigkeit des akademischen 
Bildungsweges wird verbessert: Der 
Übergang von einer Hochschule für 
angewandte Wissenschaften auf eine 
Universität wird nach zwei Semes-
tern erfolgreichen Studiums in einen 
entsprechenden Studiengang einer 
Universität ermöglicht, auch wenn 
keine Zugangsberechtigung für die 
Universität bestanden hat.

•  Studentenwerke werden gestärkt: 
Die Studentenwerke sollen – wie die 
Hochschulen – durch mehrjährige 
Zuschussvereinbarungen Planungs-
sicherheit für den laufenden Betrieb 

erhalten. Die Belange der Studentin-
nen und Studenten werden durch 
Sozialdarlehen besser berücksich-
tigt.

•  Gleichberechtigte Teilhabe: Die Inklu-
sion aller Mitglieder und Angehörigen 
von Hochschulen – und auch der 
Studienbewerberinnen und -bewer-
ber – mit Behinderungen wird als 
Aufgabe der Hochschule bestimmt.

Wissenschaftsminister Gemkow 5 
rechnet damit, dass der Landtag das 
Gesetz noch vor der Sommerpause 
2023 verabschieden wird. KSS-Spre-
cherin Sabine Giese zeigte sich „etwas 
enttäuscht über die Änderungen 
…. Wesentliche Kritikpunkte der KSS 
seien damit nicht behoben worden.“ 
Die KSS befürworte jedoch, dass „stu-
dentische Hilfskräfte keine Verwal-
tungsaufgaben mehr übernehmen sol-
len wie im ersten Entwurf vorgesehen.“ 
So werde eine Tarifflucht verhindert. 

Hintergrund:
Das sächsische Kabinett gab den Re-
ferentenentwurf am 19. Juli 2022 zur 
Anhörung frei. Gelegenheit zur Stel-
lungnahme erhielten dabei u.a. die 
Landesrektorenkonferenz, die Konfe-
renz Sächsischer Studierendenschaf-
ten, die Universitätsklinika, die Studen-
tenwerke, die Berufsakademie Sach-
sen und die außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, ebenso die 
Gewerkschaften, der Rat für sorbische 
Angelegenheiten sowie weitere Ver-
bände und Interessenvertretungen. 
Der Entwurf wurde zudem für die Bür-
gerbeteiligung auf dem Sächsischen 
Beteiligungsportal bereitgestellt. Die 
eingegangenen Stellungnahmen erga-
ben eine Reihe von Änderungen, 
ebenso wie die Abstimmungen inner-
halb der Staatsregierung.

Die Konferenz Sächsischer Studieren-
denschaften (KSS) ist der Zusammen-
schluss aller Studierendenräte der 
sächsischen Hochschulen. Die KSS 
vertritt damit über 105.000 
Student*innen und somit alle Studie-
renden der 14 staatlichen Hochschulen 

Sachsens. – Als Landesstudierenden-
vertretung setzt sie sich hochschul-
übergreifend für Interessen der Studie-
renden ein und ist Verhandlungspart-
nerin für die Sächsische Staatsregie-
rung, insbesondere für das Ministerium 
für Wissenschaft, aber auch für andere 
landesweite Verbände. – Darüber hin-
aus bildet sie eine Plattform des Aus-
tausches und der Koordinierung für die 
Aktivitäten der sächsischen Studieren-
denräte. Die KSS hält Kontakt und bil-
det ein Netzwerk mit den Studieren-
denvertretungen anderer Bundeslän-
der sowie bundesweiten Zusammen-
schlüssen. Sie ist zum Beispiel Mitglied 
im Aktionsbündnis gegen Studienge-
bühren und eine der tragenden Organi-
sationen des studentischen Akkreditie-
rungspools. – Das Entscheidungsor-
gan der KSS ist der Landes-
sprecher*innenRat, in dem alle 14 Stu-
dierendenräte der sächsischen Hoch-
schulen vertreten sind. 

1  Hinter dem Motto „Revolution Studium – Hoch-
schulen denen, die darin lernen“ haben sich 
neben allen Studierendenschaften Sachsens die 
Gewerkschaften junge GEW, DGB Jugend und 
ver.di sowie die Parteijugenden linkjugend, Jusos 
und Grüne Jugend versammelt. https://www.kss-
sachsen.de/pm_21_22. 

2  Öffentliche Podiumsdiskussion & Demo am 
22.11.2022 „Wo bleibt die Revolution Studium?“ 
https://www.kss-sachsen.de/pm_32_22. Beteiligt 
waren die hochschulpolitischen Sprecher*innen 
von SPD, CDU, Die Linke und Bündnis 90/Die 
Grünen sowie als Vertreter für das Sächsische 
Ministerium für Wissenschaft, Kultur und Touris-
mus. 

3  „Sächsisches Kabinett stimmt Hochschulgesetz 
zu. Gesetzesnovelle wird zur finalen Beratung an 
Sächsischen Landtag überwiesen.“ Presse-
mitteilung vom 21.12.2022. https://www. 
medienservice. sachsen.de/ medien/
news/1060069. 

4  Koalitionsvertrag 2019-2024: CDU, Bündnis 90/
Die Grünen, SPD: Erreichtes bewahren – Neues 
ermöglichen – Menschen verbinden. Gemeinsam 
für Sachsen. Koalitionsvertrag_2019-2024-2.pdf.

5    Staatsminister Sebastian Gemkow (CDU) ist im 
Sächsischen Staatsministerium für Wissenschaft, 
Kultur und Tourismus für die Bereiche Wissen-
schaft, Hochschule und Forschung zuständig. Als 
zweite Staatsministerin im Staatsministerium ver-
antwortet Barbara Klepsch die Themen Kultur 
und Tourismus.

Besuchen Sie uns auf unserer Homepage unter  

www.vhw-bund.de
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Deutscher Hochschulverband 
(DHV) & Verband Hochschule und 
Wissenschaft (vhw)

Will die Politik warten,  
bis sie  sterben?
„Der Umgang mit Lückeprofessoren ist ein Armutszeugnis und 
erbärmliches Trauerspiel:“ (Prof. Dr. Bernhard Kempen, Vorsitzen-
der Deutscher Hochschulverband )

Die Hochschulverbände Deutscher 
Hochschulverband (DHV) und Ver-
band Hochschule und Wissen-
schaft (vhw) zeigen sich enttäuscht 
über die nach wie vor fehlende 
Bereitschaft der Bundesländer Bran-
denburg, Berlin, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen und Sachsen-
Anhalt, dem Beispiel Thüringens zu 
folgen und ein Gesetz zur Anerken-
nung der Aufbau- und Lebensleis-
tung von ehemals angestellten Pro-
fessorinnen und Professoren neuen 
Rechts – den sog. „Lückeprofessu-
ren“ – auf den Weg zu bringen. 

Als erstes und bislang einziges Bun-
desland hat Thüringen den Betroffe-
nen, die nach dem 1. Juli 1995 bis 30. 
Juni 2005 in Altersrente gegangen 
sind, auf Antrag eine Anerkennungs-
leistung in Form einer Einmalzahlung in 
Höhe von 12.000 Euro gewährt.

„Damit hat das Land auch den anderen 
ostdeutschen Bundesländern einen 
politisch gangbaren Weg gewiesen, 
wie eine jahrzehntelang klaffende Ge-
rechtigkeitslücke für einen überschau-
baren und altersbedingt zusehends 
kleiner werdenden Personenkreis unter 
Einsatz begrenzter finanzieller Mittel 
geschlossen werden kann“, so der Be-
auftragte des DHV-Präsidiums für die 

Altersversorgung der Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler in den 
neuen Bundesländern, Professor Dr. 
Gunnar Berg. Es sei unverständlich 
und beschämend, dass sich die Mehr-
zahl der ostdeutschen Bundesländer 
der Thüringer Initiative zur späten Wie-
dergutmachung nicht anschließen wol-
len.

Für den Vorsitzenden des DHV, Pro-
fessor Dr. Bernhard Kempen, ist es 
„unwürdig und erbärmlich“, wie sich 
Bund und Länder die Verantwortlich-
keit für die Fehlentscheidungen bei der 
Rentenüberleitung im Zuge der Wie-
dervereinigung auf dem Rücken hoch-
betagter Betroffener gegenseitig zu-
schieben.  

Die Bundesvorsitzende a. D. des vhw, 
Professorin Dr. Elke Platz-Waury, hat 
sich jahrelang für die Beseitigung die-
ser skandalösen Ungerechtigkeit ein-
gesetzt, und der Verband Hochschule 
und Wissenschaft (vhw) hat immer wie-
der gemeinsam mit dem Seniorenver-
band des dbb Beamtenbund und Tarif-
union die Gleichgültigkeit der Verant-
wortlichen getadelt und eine Behebung 
dieses Missstandes eingefordert. Denn 
der Aufbau und die Neustrukturierung 
der ostdeutschen Hochschulen nach 
der Wende ist in erheblichem Maße 
diesen Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftlern neuen Rechts zu verdan-
ken.

Es ist höchste Zeit, endlich Ge-
rechtigkeit walten zu lassen und 
Wiedergutmachung zu leisten!

Deutscher Hochschulverband (DHV): „Kein Zeichen 
der politischen Versöhnung“. Pressemeldung vom 
29.09.2022. – Verband Hochschule und Wissen-
schaft (vhw): „Kritik an schreiender Ungerechtig-
keit“. Mahnung vom 14.01.2023.


